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Vo r s i tz e n d  e: Präsident Dipl.-Ing. 

Waldbrunner. Zweiter Präsident Dr. Maleta, 

Dritter Präsident Probst. 

Präsident: Die Sitzung ist e r Ö f f n e t. 

E n t s c h u 1 d i g t haben sich die Abgeord­
neten Dr. Klaus und Kinzl. 

Fragestunde 

Präsident: Wir gelangen zur Fragestunde. 
Ich beginne jetzt - um 18 Uhr 35 Minuten -
mit dem Aufruf der Anfragen. 

Zunächst werde ich die Anfragen aufrufen, 
die in der letzten Sitzung nicht mehr behandelt 
wurden. 

Bundesministerium für Bauten und Technik 

Präsident: 23. Anfrage : Anfrage des Herrn 
Abgeordneten Melter (FPO) an den Herrn 
Bundesminister für Bauten und Technik. 

llO/M 

Wurde im Bundesministerium für Bauten und 
Technik bereits die Zweckmäßigkeit der Errich­
tung eines Straßenfonds, dem sämtliche von den 
Kraftfahrern entrichteten Steuern zußießen, 
geprüft f 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister für Bauten und Tedmik 
Moser: Sehr geehrter Herr Abgeordneter I 
Uber die Fage der Errichtung eines Straßen­
fonds sind schon seit längerer Zeit Gespräche 
im Gange, die im besonderen auch von der 
Osterreichischen Gesellschaft für das Straßen­
wesen forciert werden. Die Schaffung eines 
solchen Fonds ist aber nach meiner Auffassung 
eine Frage, die nicht allein vom Bundesmini­
sterium für Bauten und Technik beurteilt 
werden kann, sondern die Voraussetzungen 
für eine derartige Neuordnung müssen weit 
über den Bereich des einen Ministeriums 
hinaus geschaffen werden. 

Die Vorarbeiten in dieser Angelegenheit 
sind gegenwärtig aber noch nicht so weit 
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Bundesminister Moser 

gediehen, daß sdlon konkrete Angaben über Präsident: Herr Bundesminister. 
die Schaffung oder Nidltsdlaffung eines Bundesminister Frühbauer: Für 1970 war 
solchen Straßenfonds gemadlt werden 
könnten. 

Präsident: Herr Abgeordneter Melter. 

Abgeordneten Melter: Herr Bundesministerl 
Können Sie darüber Auskunft geben, ob Sie 
selber die Auffassung haben, daß durch einen 
derartigen Fonds die Kontinuität der Bau­
arbeiten im Straßenbau gefördert werden 
könnte? 

Präsident : Herr Bundesminister. 

Bundesminister Moser: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneterl Ich darf Ihnen bei dieser 
Gelegenheit das gleiche sagen, was ich schon 
anläßlich eines Interviews, das ich vor einiger 
Zeit dem offiziellen Organ einer österreichi­
schen Kraftfahrorganisation gegeben habe, 
gesagt habe. Im habe darin auf die mir 
gestellte Frage geantwortet, daß ich mir selber 
noch nicht im klaren bin, ob dieser Fonds eine 
wesentlich bessere Funktion auszuüben ver­
möchte, als es die derzeitige Situation tut. 
Es sind auch die Grundlagen dafür nom nicht 
so klar herausgearbeitet, daß man sich ein 
völlig klares Urteil darüber machen könnte. 

Die Gründung eines solchen Fonds ist eine 
Frage, die man genau studieren muß. Im 
wiederhole nochmals, daß es sich dabei um 
eine Sache handelt, die natürlich weit über den 
Bereich eines Ministeriums hinausgehen wird. 

Präsident: Danke, Herr Bundesminister. 

Bundesministerium für Verkehr und verstaat­
lichte Unternehmungen 

Präsident: 24. Anfrage: Anfrage des Herrn 
Abgeordneten Troll (SPO) an den Herrn 
Bundesminister für Verkehr und verstaatlichte 
Unternehmungen. 

112JM 

Besteht eine Möglichkeit, die Mittel für den 
geplanten Neubau des Bahnhofes Leoben zu er­
höhen? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister für Verkehr und verstaat-
lichte Unternehmungen Frühbauer: Sehr 
geehrter Herr Abgeordneter I Nam Mitteilung 
des Vorstandes der Osterreichischen Bundes­
bahnen besteht die Möglichkeit, die für das 
Jahr 1970 vorgesehenen Mittel für den Ausbau 
des Aufnahmsgebäudes Leoben zu erhöhen. 

Präsident: Herr Abgeordneter Troll. 

Abgeordneter Troll: Herr Bundesminister! 
Sind Sie auch schon imstande, mir die Höhe 
des Mehrbetrages zu nennen und mitzuteilen, 
welche Ausbauetappen damit begonnen 
werden können? 

der Betrag von 1 Million Schilling vorgesehen, 
mit dem Vorarbeiten für die Erridltung der 
Zwischenbahnsteige getätigt werden sollten. 

Die nunmehr in Aussicht genommene Auf­
stodmng um 5 Millionen Schilling wird 
ermöglichen, daß man die Zwischenbahnsteige, 
deren Errichtung äußerst dringlich ist, fertig­
stellt und außerdem mit dem ersten Bau­
abschnitt für das Aufnahmsgebäude beginnt. 

Präsident: 25. Anfrage : Anfrage des Herrn 
Abgeordneten Neumann (OVP) an den Herrn 
Bundesminister für Verkehr und verstaatlichte 
Unternehmungen. 

135JM 

Welche Maßnahmen werden Sie, Herr Bun­
desminister, in die Wege leiten, um den Ausbau 
des Telephonnetzes im ländlichen Raume zu 
tragbaren Bedingungen zu forcieren? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Frühbauer: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneterl Wie Ihnen wahrscheinlich 
selbst bekannt ist, wurden noch unter meinem 
Amtsvorgänger zwei Besprechungen mit Ver­
tretern der Präsidentenkonferenz der Land­
wirtsmaftskammern mit dem Ziele durm­
geführt, eine Möglichkeit zu finden, die sehr 
hohen Kosten der Telephonanschlüsse in den 
ländlichen Gebieten herabzudrück.en. Zu 
diesem Zweck hat man im Einvernehmen mit 
der Präsidentenkonferenz der Landwirtschafts­
kammern zwei Modellfälle geschaffen, bei 
denen nunmehr Erfahrungen gesammelt 
werden. Wenn die Erfahrungen dieser Modell­
fälle vorliegen, werde ich auch in der Lage 
sein, Maßnahmen für die Zukunft zu setzen. 

Präsident: Herr Abgeordneter Neumann. 

Abgeordneter Neumann: Herr Minister! Es 
ist Ihnen auch persönlich sicher nicht unbe­
kannt, daß der rasme Ausbau des Telephon­
netzes im ländlichen Raum, vor allem im 
Hinblick auf die so wichtige überbetriebliche 
Zusammenarbeit in der Landwirtschaft, 
erforderlich ist. Auch für die Förderung des 
Fremdenverkehrs und überhaupt für die 
soziale Besserstellung der Menschen des länd­
lichen Raumes ist der weitere Telephonausbau 
ein strukturpolitisches Anliegen ersten 
Ranges. 

Sie haben auf die Initiativen Ihres Vor­
gängers hingewiesen; diese sind uns bekannt. 
Wir haben dankbar zur Kenntnis genommen, 
daß in den letzten drei Jahren an die 
200.000 Telephonanschlüsse errichtet wurden. 
Ich möchte nicht nur an diese zwei Bespre­
chungen bei der Präsidentenkonferenz der 
Landwirtschaftskammern erinnern, sondern 
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Neumann 
auf die Beratungen über das Budget 1970 
hinweisen, wo Minister Weiß zu einem Ent­
schließungs antrag, den wir eingebracht haben, 
erklärte (Abg. Se k a n  i n a: Wann kommt die 
Frage?), daß der nächste Schwerpunkt seines 
Ressorts der Telephonausbau im ländlichen 
Raum sein wird. 

Werden Sie also, Herr Minister, dafür 
sorgen, daß diese Erfahrungen, die j etzt 
gesammelt werden, rasch ausgewertet werden 
beziehungsweise daß dieses Verfahren jetzt 
beschleunigt wird? Werden Sie , wenn die 
Ergebnisse bekannt sind, dafür sorgen, daß 
schon im Budget 1971 Beträge für den for­
cierten Telephonausbau im ländlichen Raum 
zu tragbaren Bedingungen eingebaut werden? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Frühbauer: Herr Abgeord­
neter ! Mir ist aus den mir zugänglichen Unter­
lagen in meinem Ressort nicht bekannt, daß 
mein Amtsvorgänger Auftrag gegeben hat, 
für einen schwerpunktmäßigen Ausbau des 
Telephonnetzes im ländlichen Raum zu sorgen. 
Ich selbst bin mir der Notwendigkeit und 
Bedeutung derselben bewußt und stimme mit 
dem überein, was scheinbar auch die Auffas­
sung meines Amtsvorgängers war, daß nach 
Vorliegen der Ergebnisse dieser beiden 
Modellfälle Maßnahmen gesetzt werden. 

Im übrigen ist die Frage des Ausbaues des 
Telephonnetzes durch das Fernsprechbetriebs­
Investitionsgesetz auch budgetmäßig für die 
kommenden Jahre festgelegt. 

Präsident: Herr Abgeordneter Neumann. 

Abgeordneter Neumann: Herr Minister ! Ich 
möchte noch einmal darauf verweisen, daß im 
ländlichen Raum doch noch ein gewisser Rück­
stand, was die Telephonanschlüsse anlangt, 
besteht. Die letzte Statistik hat ergeben, daß 
im städtischen Raum auf 100 Haushalte 
19 Telephonanschlüsse, im ländlichen Raum 
aber nur 4 Telephonanschlüsse auf 100 Haus­
halte kommen. Das zentra12 Problem ist die 
Kostenfrage. 

Ich möchte doch noch einmal sehr konkret 
die Frage wiederholen und beantwortet 
wissen, Herr Minister: Was gedenken Sie 
konkret und auch sofort zu unternehmen, um 
den Telephonausbau im ländlichen Raum zu 
tragbaren Bedingungen zu forcieren? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Frühbauer:  Herr Abgeord­
neter! Es ist im Rahmen der kommenden Maß-
nahmen geplant, 

daß eine Senkung der Kosten durch 
Schaffung von Anschlußgemeinschaften 
reicht wird, 

die 
er-

daß in Versuchen und Gesprächen mit den 
Elektrizitätsversorgungsunternehmungen zu 
einem begünstigten Preis die Inanspruch­
nahme der Masten dieser Elektrizitätsversor­
gungsunternehmen für die Errichtung der 
Freileitungen möglich wäre. 

Es müßte auch im Zusammenhang mit den 
organisierten Maschinenringen möglich sein, 
unter Umständen durch Zuschüsse für die gün­
stigere Verwertbarkeit der Maschinen im Ein­
satz einen Betrag zu leisten. 

Das sind einige der von mir konkret ins 
Auge ge faßten Maßnahmen, die nach Ab­
schluß der nun seit einiger Zeit laufenden 
beiden Modellfälle - in Niederösterreich und 
in Oberösterreich - vorgesehen sind. 

Präsident : Danke, Herr Bundesminister. 

Wir kommen zu den Fragen, die für die 
9. Sitzung vorgesehen waren. 

Bundesministerium für Justiz 

Präsident: 1. Anfrage : Anfrage der Frau 
Abgeordneten Lona Murowatz (SPO) an den 
Herrn Bundesminister für Justiz. 

84/M 

Welche Erfahrungen hat die Justizverwaltung 
bisher mit der Durchführung des Strafvollzugs­
gesetzes gemacht, das am l. Jänner 1970 in 
Kraft getreten ist? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister für Justiz Dr. Broda: 
Frau Abgeordnete ! Wir sind froh, daß wir 
j etzt eine gesetzliche Grundlage für den Straf­
vollzug haben. Wir glauben, daß das Straf­
vollzugsgesetz sich auch in der Praxis 
bewährt. Die Erfahrungen sind daher, soweit 
man das schon sagen kann, durchaus gute. 

Natürlich haben wir große Probleme bei der 
Durchführung und bei der Anpassung der 
Praxis an die j etzige gesetzliche Lage. Ich 
erwähne insbesondere zwei Probleme : Wir 
müssen unser ganzes Personal neu einschulen, 
weil ja neue Rechtsvorsthtiften in Kraft 
getreten sind, und wir werden - begin­
nend mit 1. Jänner 1972 - eine ganze Reihe 
von zusätzlichen finanziellen Aufgaben zu 
erfüllen haben, weil auf Grund des Straf­
vollzugsgesetzes neue Sonderanstalten in 
Betrieb zu nehmen sind. 

Präsident: Frau Abgeordnete Murowatz. 

Abgeordnete Lona Murowatz: Herr Bundes­
minister! Welche Erfahrungen hat man im 
besonderen mit den bisher eingerichteten 
Sonder anstalten gemacht? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

daß entsprechende 
sein sollen, 

Eigenleistungen möglich Bundesminister Dr. Broda: Ich glaube, durch-
aus gute. Ich möchte besonders die Sonder-
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Bundesminister Dr. Broda 

anstalt Wien-Mittersteig für psychisch beson­
ders behandlungs bedürftige Rechtsbrecher er­
wähnen, die internationales Ansehen genießt, 
und unsere erste Erstbestraften-Anstalt in 
Oberfucha bei Krems. Aber, wie gesagt: Der 
Auftrag des Gesetzgebers geht dahin, zusätz­
liche SQnderanstalten einzurichten. 

Präsident: Frau Abgeordnete Murowatz. 

Abgeordnete Lona Murowatz : Herr Bundes­
minister! Wird die Durchführung des Straf­
vollzugsgesetzes mit dem zur Verfügung 
stehenden Justizwachepersonal gewährleistet 
sein? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Broda: Es war uns, Frau 
Abgeordnete, bei der Beschlußfassung bezie­
hungsweise bei den Beratungen im Justiz­
ausschuß über das Strafvollzugsgesetz klar, 
daß wir das Strafvollzugsgesetz nur durch­
führen können, wenn wir zusätzliches Per­
sonal einstellen. Das wird in den nächsten 
Jahren stufenweise geschehen. 

Ich möchte hier das wiederholen, was ich 
in diesem Zusammenhang immer Gelegenheit 
hatte zu sagen: Wir bejahen die Reform des 
Strafvollzuges, aber natürlich kann sich die 
Reform des Strafvollzuges nicht auf dem 
Rücken des Justizwachepersonals vollziehen. 
Schon daraus ergibt sich, daß wir Zug um Zug 
auch unser Justizwachepersonal vermehren 
müssen. 

Präsident: 2. Anfrage: Anfrage des Herrn 
Abgeordneten Ofenböck (OVP) an den Herrn 
Bundesminister für Justiz. 

124jM 

Mit welchen Gesamtkosten ist beim Projekt 
der Jugendstrafanstalt Gerasdorf, Bezirk Neun­
kirchen, zu rechnen? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Broda: Herr Abgeord-
neter Ofenböck! Mein Herr Amtsvorgänger, 
Bundesminister Universitätsprofessor Doktor 
Klecatsky, hat in der Fragestunde am 15. De­
zember 1966 den voraussichtlichen Gesamt­
aufwand für Baukosten für die Sonderanstalt 
für Jugendliche in Gerasdorf mit insgesamt 
85 Millionen Schilling beziffert. 15 Millionen 
Schilling waren damals für Dienstwohnungen 
vorgesehen. 

Ich möchte jetzt sagen, daß ich wegen der 
kurzen Zeit seit meiner Amtsübernahme noch 
nicht in der Lage bin, Ihnen eine endgültige 
Ziffer zu sagen. Die Preise für Material und 
Arbeitslöhne sind in der Zwischenzeit j a  leider 
gestiegen. Wie werden die Kalkulation über­
prüfen müssen. Ich möchte nicht gern über 
den Betrag hinausgehen, der damals prälimi­
niert worden ist. 

Präsident: Herr Abgeordneter Ofenböck. 

Abgeordneter Oienböck: Herr Bundes­
minister! Ich habe gestern vormittag die Mög­
lichkeit wahrgenommen, dieser Jugendstraf­
anstalt, die ja schon in Betrieb ist (Bundes­
minister Dr. B rod a: Ja!), einen Besuch ab­
zustatten. Es sind derzeit 40 Jugendliche, die 
als Häftlinge zu bezeichnen sind, dort unter­
gebracht, und es stehen diesen 40 Straf­
gefangenen 35 Bedienstete des Justizressorts 
gegenüber. Es sind derzeit, glaube ich, von 
diesen insgesamt 85 Millionen Schilling 
50 Millionen Schilling verbaut, wobei ich 
anerkennend sagen muß, daß rund ein Drittel, 
wie ich aus Mitteilungen der mir zur Ver­
fügung gestandenen Herren des Justizressorts 
entnommen habe, aus den eigenen Einnahmen 
der Justizverwaltung herangezogen worden 
ist. 

Ich habe wahrnehmen können, daß in dieser 
Anstalt ein Turnsaal nach internationalen 
Maßstäben bereits fertiggestellt und auch 
benützbar ist, daß weiters dort geplant ist -
die Voraussetzungen dafür sind ja schon 
gegeben -, eine Schwimmhalle mit 12 mal 
8 Metern zu errichten, und daß ein Sportplatz 
mit Leichtathletikanlagen für Lauf-, Sprung­
und Wurfbewerbe vorgesehen ist. 

Wie hoch, Herr Bundesminister, schätzen 
Sie die anteilsmäßigen Kosten für die Sport­
bauten, die in Gerasdorf entstehen sollen? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Broda: Herr Abgeord­
neter! Ich darf nochmals um Vergebung bitten, 
daß ich Ihnen jetzt noch keine ins Detail 
gehenden Ziffern geben kann. Ich werde das 
gerne nachholen, umsomehr als ich Ihr per­
sönliches Interesse für die Anstalt sehr 
schätze; wir werden ja hier in Verbindung 
bleiben. 

Nach den Kalkulationen wäre es so, 
daß noch rund 30 bis 35 Millionen für die 
weiteren Ausbaustufen aufgewendet werden 
müßten; da würden die Aufwendungen für 
diese von Ihnen genannten Sportanlagen 
hineinfallen. Ich würde annehmen, daß das 
vielleicht mit 20 Prozent dieses Gesamt­
betrages anzusetzen ist. 

Ich darf nur noch bemerken: Wir haben 
sogar mehr als ein Drittel des bisherigen 
Aufwandes, nämlich 18 Millionen Schilling, 
aus Erlösen der Arbeitsbetriebe bisher inve­
stieren können. Der Gedanke war ja immer 
der, daß wir Zug um Zug mit Inanspruchnahme 
von Mitteln aus der Bundesgebäudeverwal­
tung und des Bautenministeriums eigene 
Mittel investieren, und so wollen wir auch 
weiter verfahren. 
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Zu dem von Ihnen richtig genannten der­
zeitigen Häftlingsstand darf ich noch sagen, 
daß es unser nächstes Bestreben sein wird, 
den Häftlingsstand aufzufüllen. Es ist dar an 
gedacht - das wird man Ihnen ja  gestern 
gesagt haben -, daß man bis auf 120 bis 
140 Häftlinge Belagsfähigkeit kommen kann, 
was internationalen Relationen und inter­
nationalem Standard entsprechen würde. 

Präsident: Herr Abgeordneter Ofenböck. 

Abgeordneter Ofenböck.: Herr Bundesmini­
ster! Ich sage natürlich ja zu dem modernen 
Strafvollzug, den wir im Vorjahr beschlossen 
haben, nur finde ich, daß man eine Bedingung 
daran knüpfen muß, daß nämlich bei einer 
solchen modernen Jugendstrafanstalt, die zu 
vollenden wir in Gerasdorf die Absicht haben, 
die Einrichtungen für die Menschen der Um­
gebung in einem entsprechenden Verhältnis 
stehen müssen zu dem, was jetzt schon in 
dieser Anstalt für Jugendliche, die gestrau­
chelt sind, vorhanden ist. 

Ich sage also grundsätzlich j a, ich bin auch 
der Meinung, daß wir nicht etwa die Parole 
"Niemals vergessen" gerade bei jenen 
Jugendlichen anwenden sollen, weil wir ja 
grundsätzlich allen Menschen die Möglichkeit 
geben sollen, wieder in die Gesellschaft 
zurückzufinden. Aber wenn es für Normal­
bürger etwa in Wiener Neustadt und Neun­
kirchen - das sind rund 200.000 Einwohner -
kein Hallenbad gibt, wenn es für normale 
Jugendliche und Kinder immer noch zuwenig 
Turnsäle gibt, wenn etwa in der Umgebung 
von Gerasdorf keine der Ptlichtschulen einen 
Turnsaal besitzt und natürlich auch keiner der 
Sportvereine über Anlagen verfügt, wie sie 
dort geplant sind, so frage ich: Glauben Sie 
nicht, daß es notwendig wäre, diese Anlagen 
eher zuerst für Normalbürger zu errichten, als 
sie in Anstalten zu bauen, in denen Leute 
wieder zurückgeführt werden sollten? 

Auf Grund dieser Gesamtsituation darf ich 
Sie fragen, Herr Bundesminister: Werden Sie 
vorsorgen, daß den Pflichtschulen und den 
Sportvereinen der Umgebung von Gerasdorf 
im Einvernehmen mit der Anstaltsleitung die 
Benützung der Turn-, Sport- und Schwimm­
einrichtungen der Strafanstalt Gerasdorf 
ermöglicht wird? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Broda: Herr Abgeord­
neter Ofenböck! Ich möchte nochmals sagen, 
daß ich mit Ihnen durchaus übereinstimme, 
daß der moderne Strafvollzug, insbesondere 
der Jugendstrafvollzug, auch darauf beruht, 
daß er das Verständnis der OffentIichkeit und 
der Bevölkerung findet. Der Gedanke, diese 
Sonderanstalt für Jugendliche in Gerasdorf zu 
errichten, ist vor genau zehn Jahren, im 

Sommer 1960, mit dem damaligen Herrn 
Bundesminister für Handel und Wiederaufbau 
und späteren Vizekanzler Dr. Bock gefaßt 
worden. Wir haben nämlich, nachdem J ahr­
zehnte hindurch in Osterreich überhaupt keine 
neue Anstalt im Strafvollzug gebaut worden 
ist, gemeint: Versuchen wir es einmal im 
Jugendstrafvollzug. Der Ausbau hat sich dann 
länger hingezogen, als man gedacht hat, und 
deshalb bitte ich auch um Verständnis, daß 
wir hier wirklich moderne Gedanken verwirk­
lichen wollten und wollen. Zwischen den 
Jahren 1966 und 1970 hat Justizminister 
Dr. Klecatsky auch diesen Ausbau fortgesetzt. 

Ich glaube, man kann dabei nicht sagen 
"entweder - oder": Sportanlagen, beschei­
dene natürlich, und Werkstätten in einer 
solchen Anstalt 0 d e r  für die Schulen. Für 
die SChulen bin ich nicht zuständig und 
für die Gemeinde Wiener Neustadt auch nicht. 
Wir versuchen, mit diesen Einrichtungen der 
Justiz eine moderne Anstalt zu schaffen. Und 
ich möchte gleich mitteilen, daß mir die Herren 
berichtet haben, daß wir eine sehr bemerkens­
werte Anregung gemacht haben, indem wir 
versuchen wollen, diese Sportanlagen, wie Sie 
auch jetzt gesagt haben, für die ortsansässige 
Bevölkerung, insbesondere für die Jugend, 
zugänglich zu machen. Meine Herren sagen, 
das wird geheni idl stehe auch positiv dazu, 
und wir werden das bei der weiteren Planung 
durchaus berücksichtigen. Es wird also 
sozusagen, um in Ihrer Sprache als Sportler 
zu sprechen, Herr Abgeordneter Ofenböck, 
eine "Mehrzweckanlage" werden. 

Präsident : 3. Anfrage:  Anfrage des Herrn 
Abgeordneten Ing. Hobl (SPO) an den Herrn 
Bundesminister für Justiz. 

85/M 

Wieweit sind imJ ustizministel'ium die legisla­
tiven Vorarbeiten für eine Entkriminalisierung 
des Verkehrsstrafrechtes gediehen ? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Broda: Herr Abgeord-
neter Ing. Hobl ! Die Entkriminalisierung des 
Verkehrsstrafrechtes gehört zu einem der 
Schwerpunkte der Strafrechtsreform über­
haupt, und bei der Fortsetzung der Beratun­
gen an der Gesamtreform des Strafrechtes, 
von der ich hoffe, daß sie im Herbst im Justiz­
ausschuß beginnen wird, wird die Entkrimi­
nalisierung des Verkehrsstrafrechtes tatsäch­
lich eine der wichtigsten Fragen bilden. 

Das ergibt sich schon daraus, Herr Abgeord­
neter Hobl, weil uns allen bekannt ist, daß 
die Gerichte heute in Zehntausenden Fällen 
j ährlich über Verkehrsunfälle abzusprechen 
haben, die unserer Meinung nach nicht 
mehr vor Gericht gehören, zum Beispiel 
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bei reinen Blechschäden oder bei Unfällen, 
wo es gar nicht zu Personenschäden gekom­
men ist. Wir wollen also einen Großteil der 
bisherigen Ahndungen der Verkehrsunfälle 
aus der Zuständigkeit der Gerichte ausschei­
den und dadurch zu einer echten Entlastung 
der Gerichte kommen. 

Es sollen also Blechschäden ohne Verletzung 
von Personen nicht mehr vor den Richter 
kommen. Natürlich soll die grobe Rücksichts­
losigkeit im Verkehr auch weiter nachdrück­
lich gerichtlich bekämpft werden, aber bei der 
gerichtlichen Ahndung fahrlässigen Verhal­
tens im Verkehr soll dann von einer Bestra­
fung abgesehen werden können, wenn andere 
Maßnahmen, verwaltungsbehördlicher Art und 
auch Maßnahmen der Verkehrserziehung, den 
gleichen Zweck erfüllen würden. 

An der Ausarbeitung konkreter Vorschläge 
in dieser Richtung arbeitet derzeit das Justiz­
ministerium. Ich wiederhole nochm als : Bei der 
Wiederaufnahme der Beratungen an der Ge­
samtreform des Strafgesetzes - ich hoffe im 
Herbst - wird diese Frage dann schon auf 
Grund konkreter Vorschläge des Justizmini­
steriums beraten werden können. 

Präsident: Herr Abgeordneter Ing. Hobl. 

Abgeordneter Ing. Hobl: Herr Bundesmini­
ster! Diese Arbeiten, die Sie hier jetzt ange­
deutet haben, sind sehr zu begrüßen, vor allem 
auch, daß das Rowdytum im Straßenverkehr 
nach wie vor mit gerichtlicher Ahndung zu 
rechnen haben wird. 

Ich habe aber zu fragen: Wird in den neuen 
Vorschriften auch vorgesehen sein, daß bei 
allen fahrlässigen Straßenverkehrsdelikten das 
Gericht die Möglichkeit haben wird, nach der 
Lage des Falles lediglich auf Geldstrafen zu 
erkennen? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Broda: Das wird vorge­
sehen sein. Es wird grundsätzlich die Frei­
heitsstrafe bei einem Verkehrsunfall mit 
schwerem Personenschaden oder tödlichen 
Folgen sicherlich nicht auszuschließen sein. 
Aber da wir ganz grundsätzlich von der kurz­
fristigen Freiheitsstrafe wegkommen wollen, 
weil sie j a  nichts nützt, sondern immer nur 
schadet, und weil wir glauben, daß es ein 
modernes System sozial abgestufter Geldstra­
fen geben soll, das dann sehr weitgehend an 
die Stelle der kurzfristigen Freiheitsstrafe tre­
ten wird, wird das nicht zuletzt auch für die 
Verkehrsdelikte gelten. 

im Straßenverkehr abgesehen werden wird, 
wenn die Maßnahmen von den Verwaltungs­
behörden verhängt werden und ausreichend 
sind. Werden Sie sich daher, Herr Bundes­
minister, auch dafür einsetzen, daß die ver­
schiedenen verwaltungsrechtlichen Vorschrif­
ten auf Grund der Entkriminalisierung des 
Verkehrsunfalles, wie es Ihr Ministerium vor­
hat, dem erweiterten Aufgabenkreis und den 
Erfordernissen der Rechtsstaatlichkeit entspre­
chend umgestaltet werden? Ich meine damit 
zum Beispiel den Wegfall der Strafenkumu­
lierung, die Ermöglichung eines bedingten 
Strafausspruches und die Offentlichkeit des 
Verfahrens. Ich weiß, daß Ihr Ministerium 
dafür nicht allein zuständig ist. Würden Sie 
sich aber im Zusammenhang mit der Ent­
kriminalisierung des Verkehrsunfalles dafür 
einsetzen? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Broda: Herr Abgeord­
neter Ing. Hobl !  Ich werde mich dafür ein­
setzen, weil die Verwaltungsstrafrechtsreform 
einen wichtigen Bestandteil des Regierungs­
programms der Bundesregierung bildet. 

Präsident: 4. Anfrage: Anfrage des Herrn 
Abgeordneten Dr. Scrinzi (FPO) an den Herrn 
Bundesminister für Justiz. 

86/M 

Werden Sie einen Ministerialentwurf ausarbei­
ten lassen, mit dem die Inbetriebnahme drahtloser 
Mikrophone (Abhörgeräte) verboten wird? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Broda: Herr Abgeord-
neter Dr. Scrinzi ! Seit dem Strafrechtsände­
rungsgesetz 1965 bestrafen wir den Mißbrauch 
von Tonaufnahmen und Abhörgeräten gemäß 
§ 310 d Strafgesetz. Es ist bekannt, daß auch 
in dieser Gesetzgebungsperiode auf Grund von 
Initiativanträgen neuerdings die Frage des 
verfassungsrechtlichen und des wirksamen 
strafrechtlichen Schutzes des Fernmelde­
geheimnisses - das steht ja in engem Zu­
sammenhang mit Ihrer Frage - neu in Bera­
tung steht. Alle Strafgesetzentwürfe des letz­
ten Jahrzehnts, insbesondere auch der Straf­
gesetzentwurf, den wir im Herbst wieder in 
Beratung zu ziehen hoffen, wird diese zu­
sätzlichen Strafbestimmungen enthalten. Das 
ist der derzeitige Stand der Dinge. 

Präsident: Herr Abgeordneter Dr. Scrinzi. 

Abgeordneter Dr. Scrinzi: Herr Bundesmini­
ster! Ich weiß nicht, ob Ihnen bekannt ist, 
daß derzeit in Osterreich bereits solche Ab-

Präsident: Herr Abgeordneter Ing. Hobl. hörgeräte, allerdings streng vertraulich sozu­
Abgeordneter Ing. Hobl: Sie haben zuerst sagen, auf dem Markt mit dem sehr inter­

auch ausgeführt, Herr Bundesminister, daß von essanten Hinweis angeboten werden - es ist 
gerichtlicher Ahndung fahrlässigen Verhaltens eine bundesdeutsche Firma, die das ver-
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Dr. Scrinzi 
treibt -, das in der Bundesrepublik der Ver­
trieb untersagt ist und daß man solche Geräte 
im Ausland abzusetzen habe. Das heißt also: 
Wir sind bereits mitten auf dem Weg, daß hier 
in ganz gefährlicher Weise, wie sich aus der 
Beschreibung der Wirksamkeit dieser Geräte 
ergibt, die persönliche Geheimsphäre jedes 
einzelnen Staatsbürgers bedroht ist. Ich glaube, 
Herr Bundesminister, daß die Konstruktion 
mit dem von Ihnen genannten Paragraphen 
nicht ausreichend ist und daß es notwendig 
wäre, dieser auf uns zukommenden Gefahr 
wirklich raschest und wirksam zu begegnen. 

Ich frage Sie daher: Wird Ihr Ministerium 
sich mit diesem Problem in kürzester Zeit 
auseinandersetzen und dem Hohen Haus allen­
falls einen Entwurf zur Abwehr dieser auf 
uns zukommenden Gefahr vorlegen? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Broda: Das Problem ist 
mir bekannt. Wir beschäftigen uns im Justiz­
ministerium mit der Frage, schon im Hinblick 
auf unsere Mitarbeit an der europäischen 
Rechtsvereinheitlichung. Natürlich ist diese 
moderne Bedrohung der Privatsphäre des Men­
schen etwas, was in allen Ländern Europas 
Leute interessiert. Die letzte Justizminister­
konferenz des Europarates, an der ich teil­
genommen habe, hat sich im Mai dieses Jah­
res sehr eingehend mit dieser Frage beschäf­
tigt. Man ist zu der Uberlegung gekommen, 
daß es hier ganz besonders wichtig wäre, in­
ternationale Vereinbarungen zu treffen, wp.il 
der internationale Handel und die Einfuhr 
von solchen Mikrophonen und Tonaufnahme­
geräten ein besonders aktuelles Problem ist. 
Ich selbst habe auf der Justizministerkonfe­
renz im Hinblick auf dieses Problem die Ab­
haltung eines Europarat-Symposions vorge­
schlagen, an dem Juristen und Techniker teil­
nehmen sollen, damit man diese Frage wirk­
lich studieren kann. Das ist sowohl eine tech­
nische wie auch eine juristische Frage. Es ist 
auch eine Frage der Definition des Begriffes 
"Abhörgerät". Man hat meinen Vorschlag an­
genommen, es wird also diese Beratung statt­
finden. 

Wir werden das aber nicht abwarten, wir 
werden Vorbereitungen in der von Ihnen 
skizzierten Richtung, Herr Abgeordneter Dok­
tor Scrinzi, treffen. Ich mache allerdings auf­
merksam, daß das Justizministerium ganz 
sicher nicht allein dafür zuständig sein wird, 
aber wir werden die Initiative ergreifen, die 
Sie vorschlagen. 

Präsident: Herr Abgeordneter Dr. Scrinzi. 

Abgeordneter Dr. Scrinzi: Herr Bundesmini­
ster!  Ich darf Sie in diesem Zusammenhang 
noch fragen: Sind Sie nicht der Auffassung, 

daß es allenfalls notwendig ist, weil auch hier 
der Grundsatz "Vorbeugen ist besser als Hei­
len" gilt, oder daß es möglich wäre, daß gerade 
Sie unter dem Eindruck dieser J ustizminister­
konferenz die kompetenten anderen Ministe­
rien darauf hinweisen, daß man durch ent­
sprechende Maßnahmen bei der Importkon­
trolle vielleicht hier vorbeugt, und ich frage 
Sie, ob Sie bereit sind, allenfalls diesbezüg­
liche Anregungen an das wahrscheinlich zu­
ständige Handelsministerium zu stellen, damit 
die Einfuhr solcher Geräte, sofern das möglich 
ist, zumindest einer sehr strengen Einfuhr­
kontrolle unterliegt. 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Broda : Ich bin dazu be­
reit, weil ich mit Ihnen in der Beurteilung 
des Problems übereinstimme, und werde über 
die Ergebnisse meiner Bemühungen zeitgerecht 
hier im Hohen Haus berichten. 

Präsid,ent : 5. Anfrage : Anfrage des Herrn 
Abgeordneten Dr. Kerstnig (SPO) an den Herrn 
Bundesminister für Justiz. 

123JM 

Ist eine zeitgemäße N ovellierung des Ge­
nossenschaftsrechtes geplant? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Broda: Herr Abgeord-
neter Dr. Kerstnig! Es ist unbestritten, daß 
das geltende, jahrzehntealte Genossenschafts­
gesetz den modernen Verhältnissen im Genos­
senschaftswesen längst hätte angepaßt werden 
sollen. Im Justizministerium hat man sich 
darum schon mehr als ein Jahrzehnt bemüht. 
Die Genossenschaften haben unsere Bemühun­
gen sehr unterstützt, sowohl die Konsumge­
nossenschaften wie auch die landwirtschaft­
lichen Genossenschaften. Es ist leider in den 
vergangenen Gesetzgebungsperioden nicht zu 
einer Einigung mit den übrigen interessierten 
Kreisen gekommen, und es konnte daher vom 
Justizministerium die vorbereitete Novelle 
zum Genossenschaftsgesetz niemals dem Na­
tionalrat zugeleitet werden. 

Ich habe sofort nach meinem neuerlichen 
Amtsantritt diese Bemühungen wieder aufge­
nommen. Wir haben erste Gespräche geführt, 
und ich werde in den nächsten Tagen mit den 
anderen zuständigen Herren Ressortministern 
- das ist der Handelsminister, der sich ja auch 
schon dazu in der Offentlichkeit geäußert hat, 
und der Herr Landwirtschaftsminister - Ge­
spräche mit allen interessierten Gruppen ein­
leiten. Ich hoffe auf die Unterstützung der 
Genossenschaften und hoffe, daß wir diesmal 
mehr Erfolg haben werden als in den ver­
gangenen Gesetzgebungsperioden. 
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Präsident: Herr Abgeordneter Dr. Kerstnig. 

Abgeordneter Dr. Kerstnig: Herr Bundes­
ministerl Sie haben selbst darauf hingewiesen, 
daß die Vorarbeiten und die Bemühungen in 
dieser Sache über ein Jahrzehnt zurückgehen. 
Es hat sehr viele Konferenzen gegeben; ich 
möchte vor allem hier auch Ihre persönlichen 
Bemühungen erwähnen. Können Sie uns nun 
für die Zukunft einen günstigeren Zeitplan 
in Aussicht stellen? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Präsident: Herr Abgeordneter Dr. Kohl­
maier. 

Abgeordneter Dr. Kohlmaier: Herr Vize­
kanzler, im Rahmen der 24. ASVG.-Novelle 
wurde auch das bekannte Wanderversidle­
rungsproblem einer Regelung zugeführt. Die 
Opposition hat damals die Qualität dieser 
Vorschrift sehr stark in Zweifel gezogen. 

Werden Sie in der vorbereiteten Novelle 
eine bessere Regelung der sogenannten Wan­
derversicherungsvorschriften dem Hohen 
Haus vorschlagen? 

Präsident: Herr Vizekanzler. 
Bundesminister Dr. Broda: An der Initiative 

der gegenwärtigen Bundesregierung wird es 
nicht mangeln. Wir werden noch vor dem Som­
mer, wenn der Herr Handelsminister und der 
Herr Landwirtschaftsminister - beide nicken 

Vizekanzler lng. Häuser: Herr Abgeordne­
ter! Ich darf Ihnen sagen, daß es im Rahmen 
dieser Novellierungswünsche - das ist Ihnen 

mir zu - bereit sind mitzugehen, zusammen- bekannt - nicht weniger als 164 Abände­
treten. Wir werden die landwirtschaftlichen rungsanträge gibt. Das ist also ein sehr um­
Genossenschaften, die Konsumgenossenschaf -
ten und sonstige Produktivgenossenschaften 
einladen und noch vor dem Sommer entspre­
chende Vorschläge an die anderen interessier­
ten Wirtschaftskreise weiterleiten. Ich bin, 
Herr Abgeordneter Dr. Kerstnig, voller Hoff­
nung, daß es diesmal besser gehen wird und 
daß wir im Herbst schon Konkreteres werden 
berichten können. 

Präsident : Danke, Herr Bundesminister. 

fangreiches Werk. Und so, wie Sie jetzt das 
Problem der Wanderversicherung angeschnit­
ten haben, gibt es noch eine Reihe anderer 
wichtiger Fragen. Ich glaube, daß es bei den 
Beratungen im Rahmen der 25. Novelle ein­
mal darum gehen wird, im Einvernehmen mit 
den anderen Interessengruppen jene Dring­
lichkeiten festzulegen, die aus der Fülle die­
ser 164 Abänderungen eben vorgezogen wer­
den, weil ich nicht der Meinung bin und nicht 
glauben kann, daß es in einer Zeit wie etwa 
bis zum Herbst möglich wäre, das, was in 

Bundesministerium für soziale Verwaltung vier Jahren nicht realisiert werden konnte, nun 
Präsident: 6. Anfrage : Anfrage des Herrn in einem halben Jahr fertigzustellen. 

Abgeordneten Dr. Kohlmaier (OVP) an den Präsident: Herr Abgeordneter Dr. Kohl-
Herrn Bundesminister für soziale Verwaltung. maier. 

127/M. 

Wann ist mit der Einbringung der schon seit 
längerer Zeit im Sozialministerium bearbeiteten 
neuerlichen Novelle zum ASVG. zu rechnen? 

Präsident : Herr Vizekanzler. 

Bundesminister für soziale Verwaltung Vize­
kanzler Ing. Häuser: Herr Abgeordneter Dok­
tor Kohlmaier! Die Vorbereitung eines Novel­
lenentwurfes auf Grund der zahlreichen an das 
Bundesministerium für soziale Verwaltung 
herangetragenen Novellierungswünsche zum 
ASVG. ist im Gange. Hiebei wurden, wie dies 
auch bisher immer geübt wurde, hinsichtlich 
einer Reihe von Einzelproblemen Kontakte 
mit den zuständigen Interessenvertretungen 
und Dienststellen aufgenommen, um bereits 
in diesem Stadium von vornherein abwei­
chende Auffassungen nach Möglichkeit aus­
zugleichen und zu für alle Beteiligten trag­
baren Lösungen zu gelangen. Diese Fühlung­
nahmen sind zurzeit noch nicht abgeschlossen. 

Ich kann daher den Zeitpunkt, wann ich den 
Entwurf zu einer weiteren Novelle zum ASVG. 
vorlegen werde, nicht präzisieren. 

Abgeordneter Dr. Kohlmaier: Herr Bundes­
minister! Bei den Novellierungen zum All­
gemeinen Sozialversicherungsgesetz war es ja 
immer so, daß der Berg von Wünschen, den 
Sie heute auch erwähnt haben, immer teil­
weise - wenn man das so sagen darf - ab­
gebaut wurde. Es ist mir bekannt, daß der 
Entwurf einer neuerlichen Bereinigungs­
novelle schon vor dem Wechsel in der Bun­
desregierung in wesentlichen Teilen fertig­
gestellt war. Werden Sie auf diese Vorarbei­
ten zurückgreifen oder werden Sie, was im 
Ihren Worten zu entnehmen glaube, ein 
ganz neues Vorbereitungsverfahren für eine 
Herbstnovelle in die Wege leiten? 

Präsident: Herr Vizekanzler. 

Vizekanzler lng. Häuser: Idl werde alle jene 
Fragen, über die bereits zwischen den Inter­
essenorganisationen Einigung besteht, natür­
lim einbauen können, aber es gibt noch eine 
Fülle offener Fragen - das wissen Sie, Herr 
Abgeordneter Dr. Kohlmaier, sehr genau -, 
wo die Meinungen über die Lösungsmöglich­
keiten sehr weit auseinandergehen. 
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Präsident : 7. Anfrage : Anfrage des Herrn zuführen, und in zwei Bundesländern, in Salz­
Abgeordneten Preußler (SPO) an den Herrn burg und Steiermark, haben sich die Ärzte. 
Bundesminister für soziale Verwaltung. nicht bereit erklärt. 

93/M 
Sind Me1dungen richtig, daß entgegen zwi­

schenstaatlichen Vereinbarungen die ärztliche 
Versorgung deutscher Touristen in Salzburg und 
der Steiermark nicht gewä.hrleistet ist, was zu 
Rückschlägen im Fremdenverkehr führen 
könnte ? 

Präsident: Herr Vizekanzler. 

Vizekanzler Ing. Häuser : Herr Abgeordne­
ter Preußlerl Ich muß bestätigen, es ist richtig, 
daß entgegen zwischenstaatlichen Vereinba­
rungen die ärztliche Versorgung deutscher 
Touristen in Salzburg und der Steiermark 
nicht gewährleistet ist. Obwohl das Sozial­
versicherungsabkommen mit der Bundesrepu­
blik Deutschland am 1. November 1969 in 
Kraft getreten ist und für die österreichischen 
Kassenärzte die Verpflichtung enthält, 
deutsche Urlauber unter den gleichen Bedin­
gungen zu behandeln wie österreichische Ver­
sicherte, und bereits über die Honorarfrage 
- letztlich im April 1970 - zwischen dem 
H auptverband der österreichischen Sozialver­
sicherungsträger und der Osterreichischen 
Ärztekammer Einvernehmen erzielt wurde, 
weigern sich die Ärztekammern für Salzburg 
und Steiermark nach wie vor, deutsche Ur­
lauber zu den vereinbarten Tarifen zu behan­
deln. Es ist tatsächlich zu befürchten, daß 
sich diese Weigerung auf den Fremdenver­
kehr in diesen beiden Bundesländern negativ 
auswirken wird; dies umsomehr, als die deut­
schen Krankenkassen beabsichtigen, die nach 
Osterreich einreisenden deutschen Urlauber 
durch Merkblätter darauf aufmerksam zu 
machen, daß sie in Salzburg und Steiermark 
im Krankheitsfall nicht mit einer abkommens­
gemäßen Betreuung rechnen können. 

Ich habe daher in Kenntnis dieser Tatsachen 
die Landeshauptleute der beiden Bundeslän­
der über den vorliegenden Sachverhalt infor­
miert und sie sowie die zuständigen Landes­
räte, ferner den Präsidenten der Osterreichi­
schen Ärztekammer und die Präsidenten der 
Ärztekammern für Salzburg und Steiermark 
am 9. Juni zu einer Besprechung zu mir ein­
geladen, um zu vermitteln. Das Ergebnis dieser 
Besprechung wird in den zuständigen Gre­
mien der Ärztekammern weiterberaten wer­
den. 

Präsident: Herr Abgeordneter PreußIer. 

Abgeordneter Preußler: Herr Vizekanzler ! 
Es würde mich interessieren: Sieben Bundes­
länder haben sich also bereit erklärt, die 
Behandlung der deutschen Urlauber durch-

Ich möchte die Frage stellen: Ist denn vor 
Abschluß des deutsch-österreichischen Ab­
kommens, worin die ärztliche Versorgung 
deutscher Urlauber sichergestellt wird, von 
seiten der Osterreichischen Ärztekammer und 
von seiten der beiden Ärztekammern Salzburg 
und Steiermark keine Zustimmungserklärung 
erfolgt, die den Abschluß dieses Abkommens: 
ermöglicht hat? 

Präsident: Herr Vizekanzler. 

Vizekanzler Ing. Häuser: Aus dem Gespräch 
der Beratungen am 9. Juni war klar zu erken­
nen, vor allem aus den Ausführungen des 
Herrn Präsidenten Daume von der Osterrei­
chischen Ärztekammer, daß alle Ärztekam­
mern bei den Vorbesprechungen anwesend 
waren und daher der Herr Präsident Daume 
bei den Verhandlungen im Namen aller Ärzte­
kammern gesprochen hat. 

Vom Standpunkt der beiden Länderärzte­
kammern ist die Meinung vertreten worden, 
daß sie dazu die Zustimmung ihrer Haupt­
versammlungen, ihrer Konferenzen noch nicht 
gehabt haben und daher die Ärztekammer' 
nicht hätte abschließen dürfen. 

Präsident: Herr Abgeordneter Preußler. 

Abgeordneter Preußler: Herr Vizekanzlert' 
Das ist ein nicht sehr erfreulicher Umstand, 
der hier bekannt wird. Aber sehen Sie jetzt 
Möglichkeiten - die Zeit drängt, der Urlau­
berverkehr hat schon längst begonnen -, 
doch mit den Ärzten von Salzburg und Steier­
mark zu einem guten Verhandlungsende zu 
kommen? 

Präsident: Herr Vizekanzler. 

Vizekanzler Ing. Häuser: Herr Abgeordne­
ter! Ich bedauere, daß ich keine wie immer 
gearteten Möglichkeiten außer des Appells 
an diese Ärztekammern habe, und ich habe 
diesen Appell an die beiden anwesenden Ver­
treter, an den Präsidenten gerichtet, und sie 
haben mir zugesagt, daß sie bei der am 
25. Juni dieses Jahres stattfindenden Kam­
mervollversammlung diesen meinen Appell 
an die Mitglieder der Vollversammlung wei­
tertragen werden. 

Präsident: 8. Anfrage : Anfrage des Herrn 
Abgeordneten Dr. Scrinzi (FPO) an den Herrn 
Bundesminister für soziale Verwaltung. 

94JM 
Wurde im Bundesministerium für soziale Ver­

waltung bereits die Einführung einer flexiblen 
Altersgrenze für den Eintritt in den Ruhestand 
geprüft? 
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Präsident: Herr Vizekanzler. 

Vizekanzler Ing. Häuser: Geschätzter Herr 
Abgeordneter! Ich möchte fürs erste feststel­
len, daß im Rahmen meines Ressorts unter 
dem Begriff "flexible Altersgrenze" nichts vor­
bereitet wird. 

Wenn ich hier einmal meine Meinung zu 
diesem Begriff vortragen darf, so glaube ich, 
daß eine flexible Altersgrenze für den Ein­
tritt in den Ruhestand die Bedeutung hat, 
daß die Alterspension nicht nur mit der Voll­
endung des 65. Lebensjahres respektive bei 
Frauen mit der Vollendung des 60. Lebens­
jahres in Anspruch genommen werden kann, 
sondern auch früher oder später. Das wäre 
diese entsprechende Beweglichkeit. Das ist 
aber bereits auf Grund der derzeitigen Rechts­
lage möglich. Mit der 3. Novelle zum ASVG. 
wurde die vorzeitige Alterspension bei 
Arbeitslosigkeit und mit der 8. Novelle zum 
ASVG. die vorzeitige Alterspension bei lan­
ger Versicherungsdauer eingeführt, damit also 
den männlichen Versicherten mit dem 
60. Lebensjahr respektive den weiblichen 
Versicherten mit dem 55. Lebensjahr die 
Möglichkeit gegeben, vorher in den Ruhe­
stand zu treten. In diesen Fällen kann also 
die Alterspension schon vor Vollendung des 
65. respektive 60. Lebensjahres in Anspruch 
genommen werden. Nach unserer Rechts­
grundlage ist es aber den Versicherten mög­
lich, die Geltendmachung des Anspruches auf 
Alterspension aufzuschieben und auch noch 
nach Vollendung des 65. beziehungsweise 
60. Lebensjahres Versicherungszeiten zu er­
werben, soweit diese Versicherten nicht schon 
die 540 Versicherungsmonate haben. 

Meiner Auffassung also, wenn ich das -jetzt 
lediglich von diesem Gesichtspunkt aus sehe, 
gibt es bereits eine derartige flexible Grenze. 

Präsident: Herr Abgeordneter Dr. Scrinzi. 

Abgeordneter Dr. Scrinzi:  Herr Bundesmini­
ster l Ich muß mich entschuldigen, meine An­
frage war vielleicht in der Formulierung zu­
wenig präzise. Der Begriff der flexiblen Pen­
sionsgrenze ist zwar aus der internationalen 
Literatur entnommen, aber ich gebe zu, man 
kann ihn so auslegen, wie Sie es getan haben. 

Das Problem, das ich damit anreißen 
wollte, liegt etwas anders. Wir stehen einer 
zunehmenden Uberalterung, und zwar zum 
Teil in positivem Sinne, der Bevölkerung 
gegenüber. In großen Städten betragen ja die 
über 65j ährigen zum Teil schon ein Viertel 
der normalen Wohnbevölkerung. Dabei han­
delt es sich aber nicht um invalide, gebrech­
liche und arbeitsunfähige ältere Menschen, 
sondern um Menschen, die leistungsfähig und 

leistungswillig sind, die aber heute auf Grund 
der bestehenden Pensionsbestimmungen im 
allgemeinen genötigt sind, in Pension zu 
gehen, auch wenn sie an sich norn leistungs­
fähig und leistungswillig sind und aurn 
gebraucht werden könnten. Auf der anderen 
Seite ist es richtig, daß in bestimmten Fällen, 
besonders wenn die Versicherungszeiten nicht 
in vollem Umfange erfüllt sind, verlängert 
werden kann. 

Aber es handelt sich in erster Linie darum, 
daß das Interesse besteht, diese alten Men­
schen, die wir und die moderne Medizin, die 
moderne Hygiene und so weiter leistungs­
fähig erhalten, nicht zum Feiern zu zwingen, 
besonders in einem Zeitabschnitt, in dem Gott 
sei Dank Vollbeschäftigung herrscht und in 
dem wir genötigt sind, zahlreiche ausländische 
Arbeitskräfte zu beschäftigen, um den Arbeits­
markt befriedigen zu können. Infolgedessen 
macht man sich in verschiedenen freien Län­
dern Gedanken darüber, die zwangsmäßige 
Pensionierung an einer bestimmten Grenze 
zu beseitigen und das freiwillige Weiterarbei­
ten zu ermöglichen, und zwar natürlich mit 
allen Begünstigungen einer solchen verlän­
gerten Aktivität. 

Ich glaube, es wäre notwendig, daß auch 
wir - Wien selber wäre ein Beispiel dafür, 
wo die Uberalterung sehr groß ist - uns 
damit beschäftigen. Ich frage Sie deshalb im 
Sinne dieser präzisierten Anfrage, ob Sie 
bereit sind, Ihr Ministerium mit dieser Pro­
blematik zu beschäftigen und allenfalls auch 
darüber gelegentlich zu berichten. 

Präsident: Herr Vizekanzler. 

Vizekanzler Ing. Häuser: Herr Abgeordne­
ter Dr. Scrinzi ! Wir haben eine solche Rege­
lung ja bereits im Rahmen des GSPVG. in 
einem gewissen Sinne gegeben. Es ist das 
ein gewisses Bonussystem, eine Vorzugs­
regelung für Steigerungsprozentsätze, wenn 
das 60. Lebensjahr von Frauen respektive das 
65. Jahr von Männern überschritten wird. Hier 
gibt es im Rahmen des GSPVG. über 71 Jahre 
eine besondere Anpassung. 

Aber ich persönlich glaube, daß dieses Pro­
blem insbesondere im GSPVG. primär aus­
gelöst wurde, weil hier ein Beschäftigungs­
bereich ist, der nur über relativ kurze Ver­
sicherungszeiten verfügt, und daher jemand, 
wenn er länger arbeitet, einigen Anreiz be­
kommen soll und vielleicht auch eine etwas 
bessere materielle Grundlage. 

Das grundsätzliche Problem, von dem Sie, 
glaube ich, gesprochen haben und das Sie 
im Auge haben, liegt auf der Ebene, daß 
j emand bereits seine 540 Beitragsmonate und 
damit die 791/2 Prozent erreicht hat und j etzt 
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noch weiter in Beschäftigung bleibt und hier, 
wie das unter dem Begriff Bonussystem be­
kannt ist, eine zusätzliche Steigerung über die 
791/2 Prozent zugeteilt erhalten soll. 

Sosehr es richtig ist, daß die Lebenserwar­
tung von Jahr zu Jahr erfreulicherweise steigt, 
sosehr können wir aber auch feststellen, daß 
im Zusammenhang mit der TeChnik und 
Technologie die notwendigen Arbeitszeiten 
für die Erarbeitung eines gesteigerten Sozial­
produktes geringer werden. 

Ministerium kompetent - untersuCht werden. 
Dann könnte man die nötigen Konsequenzen 
ziehen. 

Im frage Sie nochmals, ob Sie bereit sind, 
von diesem gesundheitspolitischen Aspekt 
her - wir haben das auf einer Tagung für 
Alterskrankheiten ausführlich erörtert - das 
Problem noch einmal in Angriff zu nehmen. 

Präsident: Herr Vizekanzler. 

Vizekanzler lng. Häuser: Ich habe schon 
bei meiner zweiten Antwort gesagt, daß iCh 
grundsätzlich bereit bin, über dieses Problem 
zu reden. Ich bin natürlich auch bereit, diese 
Frage vom gesundheitspolitischen Standpunkt 
aus zu untersuchen. 

Wenn wir uns auch noch die Prognosen für 
die Beschäftigungszahlen im nächsten j ahr­
zehnt ansehen, dann werden wir finden, daß 
wir etwa 1 980 um 370.000 mehr berufstätige 
Menschen in unserem Lande haben werden. 
Der Berg der Struktursituation zwischen Akti­
ven und Pensionisten wird übersmritten wer­
den, und es wird dieses Problem auch 
dieser Warte zu sehen sein. 

Präsident: Die 9. Anfrage, eine Anfrage des 
Herrn Abgeordneten Kinzl, wird schriftlich 
beantwortet, da der Herr Abgeordnete Kinzl 

von für heute krank gemeldet ist. 

10. Anfrage : Anfrage des Herrn Abgeord-
Ich möchte damit nur die Problematik auf- neten Melter (FPöj an den Herrn Bundes­

gezeigt haben. Selbstverständlich bin ich minister für soziale Verwaltung. 
jederzeit bereit, über Fragen und Probleme, 
die aufgeworfen werden, die entsprechenden 
Diskussionen zu führen, um dann zu ver­
suchen, eine bestmögliche Lösung herbeizu­
führen. 

Präsident: Herr Abgeordneter Dr. Scrinzi. 

95/M 
Werden Sie einen Ministerialentwurf aus­

arbeiten lassen, der noch heuer eine Erhöhung 
der Witwenpension auf 60 Prozent vorsieht ? 

Präsident: Herr Vizekanzler. 

Vizekanzler Ing. Häuser: Herr Abgeordne­
Abgeordneter Dr. Scrinzi: Herr Bundesmini- ter Melterl Wir haben heute in der Diskus­

ster! Sie haben selber angedeutet, daß wir sion über das Problem der Witwenpensionen 
im Rahmen des GSPVG. aus der Not eine und dessen Lösung sehr deutlich ausgespro­
Tugend gemacht haben; nicht nur daß die chen und 'in einem einstimmigen Beschluß 
Anlaufzeiten relativ kurz waren, sondern es auch festgelegt, so wie ich es bereits vor­
sind auch die Pensionsbezüge, die dort bereitet habe, daß mit Wirkung vom 1 .  Juli 
gewährleistet werden, im Vergleich zu dem 1 971 die volle Erfüllung der 60prozentigen 
Einkommen, das dieser Personenkreis vor der Witwenpension durchgeführt wird. Ich darf 
Pensionierung hat, relativ bescheiden. Das daher annehmen, daß Ihre konkrete Frage, 
werden Sie ja zugeben. Infolgedessen war im ob ich im heurigen Jahr noch die Erfüllung 
gegenseitigen Interesse das Bonussystem not- dieses Wunsches im Rahmen der Gesetz-
wendig. gebung vorsehen werde, gegenstandslos ist. 

Aber das Problem, wie ich es sehe, ist vor Präsident: Herr Abgeordneter Melter. 
allem vom gesundheitspolitischen Aspekt her Abgeordneter Meiler: Herr Vizekanzler ! Im 
zu verstehen. Wir haben zunehmend Men- Rahmen der Ausführungen zu diesem Thema 
schen mit zwangsläufiger Frustration, und wir haben Sie unter anderem auch darauf hin­
haben sehr viele 65jährige, vor allem auch gewiesen, daß Sie in Ihrer Vorlage auch vor­
im öffentliChen Dienst, Beamte, die, auf Grund sehen würden, daß der Richtsatz für die Be­
von zwangsweisen Pensionsbestimmungen in rechnung der Ausgleichszulage für Witwen 
den Ruhestand versetzt, frustrierend erkran- erhöht werden würde, damit Ausgleichszu­
ken und daran auch sterben. Das ist wissen- lagenempfänger auch in diesem Bereich eine 
schaftlich nachweisbar. in etwa entsprechende Leistungsverbesserung 

Wir sind der Meinung, daß man diesem 
Personenkreis die Möglichkeit eröffnen sollte 
weiterzuarbeiten, freiwillig selbstverständlich. 
Um aber auf allen in Frage kommenden Ge­
bieten einen Anstoß zu geben, müßte einmal 
vom Gesundheitspolitischen her das Grund­
sätzliChe dieser Frage - und dafür ist Ihr 

erhalten könnten. 
Wie stellen Sie sich nun, Herr Vizekanzler, 

die gleichberechtigte Behandlung der Direkt­
pensionisten vor, deren Pensionsanspruch 
unter der Richtsatzgrenze liegt, das heißt also 
der Direktpensionisten mit Anspruch auf Aus­
gleichszulage? 

9. Sitzung NR XII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)12 von 62

www.parlament.gv.at



Nationalrat XII. GP. - 9. Sitzung - 17. Juni 1970 377 

Präsident: Herr Vizekanzler. 

Vizekanzler Ing. Häuser: Ich darf sagen, 
daß natürlich jene Personen, deren Aus­
gleichszulage dann unter der neuen Richt­
grenze liegen würde, eine entsprechende Aus­
gleichszulage erhalten werden. 

Präsident: Herr Abgeordneter Melter. 

Abgeordneter Meiler : Zur KlarsteIlung 
nochmals, Herr Vizekanzler: Sie haben nur 
betont, daß der Ausgleichszulagenrichtsatz für 
die Witwen erhöht wird. Es würde dann ein 
Unterschied bestehen zum Anspruch der 
Direktpensionisten mit Ausgleichszulage. 
Würden Sie also sowohl den Richtsatz für 
die Witwen als auch den für die Direkt­
pensionisten erhöhen? 

Präsident: Herr Vizekanzler. 

Vizekanzler Ing. Häuser: Herr Abgeordne­
ter Melterl Ich habe gar nicht angenommen, 
daß Sie eine derartige Frage in dem Sinne 
stellen, daß Sie etwa der Auffassung sind, 
daß wir hier einen Unterschied im Richtsatz 
für die Ausgleichszulage bei Empfängerinnen 
von Witwenpensionen und Empfängern ande­
rer Pensionen machen, denn wir haben schon 
mit der 24. Novelle, wo dieser Richtsatz mit 
50 S erhöht worden ist, keine Differenz ge­
macht. Es ist eine Selbstverständlichkeit, daß 
bei entsprechender Anpassung dieser Richt­
sätze diese Regelung für alle Empfänger von 
Ausgleichszulagen gilt. 

Präsident: 1 1 . Anfrage : Anfrage des Herrn 
Abgeordneten Dr. Kohlmaier (OVP) an den 
Herrn Bundesminister für soziale Verwaltung. 

128/M 

Wann beabsichtigen Sie, Herr Minister, die 
zweite Etappe der Witwenpensionserhöhung auf 
60 Prozent durchzuführen? 

Präsident: Herr Vizekanzler. 

Vizekanzler Ing. Häuser: Herr Abgeordne­
terl Ich darf Ihnen ebenfalls sagen, daß dieses 
Problem durch die heutige Diskussion einer 
Lösung zugeführt wurde, denn ich habe klar 
bei der dringlichen Anfrage geantwortet, 
wann ich die Absicht habe, die Erhöhung der 
Witwenpension vorzunehmen. 

Präsident: Herr Abgeordneter Dr. Kohl­
maier. 

Abgeordneter Dr. Kohlmaier: Herr Vize­
kanzler I Ihr Vorhaben einer Etappenlösung 
wurde in der heute schon mehrfach zitierten 
Sitzung des Finanzausschusses dem Herrn 
Bundesminister für Finanzen vorgelegt. Er 
konnte aber trotz wiederholter Anfrage in 
dieser Richtung keine Antwort geben. Haben 
Sie von Ihrer Etappenabsicht dem Herrn Bun-

desminister für Finanzen keine Mitteilung 
gemacht, und wurde vielleicht sogar dieser 
Etappenplan erst in der Klubsitzung der 
Sozialistischen Partei Osterreichs geboren? 

Präsident: Herr Vizekanzler. 

Vizekanzler Ing. Häuser: Herr Abgeordne­
ter Dr. Kohlmaierl Gerade Sie als erfahrener 
Sozialpolitiker sollten wissen, daß man solche 
große Probleme nicht etwa, wie man da ge­
meint hat, von einer Fernsehsendung am 
Abend bis zum Beginn der Parlamentssitzung 
erledigen kann. 

Es ist natürlich - ich habe das auch schon 
im Rahmen der dringlichen Anfrage gesagt -
mit dem Herrn Finanzminister über die finan­
ziellen Auswirkungen der verschiedensten 
Lösungsmöglichkeiten - auch dazu habe iCh 
gesprochen - diskutiert worden, und wir sind 
im Zusammenhang mit den Budgetberatungen 
übereingekommen, diese Auswirkungen, die 
auch viele andere Bereiche betreffen, zu über­
prüfen, denn es geht nicht nur etwa jetzt 
um die Regelung der Witwenpension; wir 
haben schon jetzt mit der Ausgleichszulage 
ein zusätzliches Problem für den Finanzmini­
ster. Es mußten also diese Gespräche geführt 
werden, aber da sie noch nicht in concreto 
abgeschlossen sind, da also noch keine völlig 
fertigen Gesetze vorhanden sind, was inner­
halb dieser kurzen Zeitspanne ganz einfach 
nicht möglich ist, war auch der Herr Finanz­
minister - so darf ich annehmen - noch 
nicht bereit, sehr konkret zu dieser Frage 
im Rahmen des öffentlichen Dienstes Stellung 
zu nehmen. 

Präsident: Herr Abgeordneter Dr. Kohl­
maier. 

Abgeordneter Dr. Kohlmaier: Herr Vize­
kanzler! Sie waren in der letzten Gesetz­
gebungsperiode ein sehr scharfer Kritiker des 
Grundsatzes, daß nur die Witwe eine erhöhte 
Witwenpension erhalten soll, die von dieser 
Witwenpension lebt. Beabsichtigen Sie im 
Rahmen Ihrer gesetzlichen Vorhaben, diesen 
von Ihnen seinerzeit kritisierten Mangel 
gänzlich zu beseitigen? 

Präsident: Herr Vizekanzler. 

Vizekanzler Ing. Häuser: Herr Abgeord­
neter! Auch dieses Problem ist nicht nur von 
der sachlichen Seite, sondern auch von der 
materiellen Seite her zu betrachten. Ich darf 
darauf verweisen, daß in der 24. Novelle von 
Ihnen als damaliger Regierungspartei und 
unter dem Hinweis von der Frau Bundes­
minister Rehor diese Grenze von 5 1 8  S vor­
geschlagen wurde, weil man gesagt hat, daß 
man hier aus sozialen Uberlegungen und aus 
anderen Gründen eine Hilfe zuteil werden las­
sen soll, daß das dem Staat sehr, sehr viele 
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Mittel kostet und daß eben keine soziale 
Bedürftigkeit vorliegt. Damit wurde damals 
von Ihrer Partei die Begründung der Grenze 
von 5 1 8  S vorgeschlagen. Es ist uns damals 
gelungen, im Rahmen der Verhandlungen 
diese Grenze auf das Doppelte hinaufzusetzen 
(Abg. V 0 1 1  m a n  n: Gemeinsam!), und Sie 
selbst wissen aus den Beratungen, daß wir 
vorgeschlagen haben, als Grenzwert im 
§ 253 - das wäre also nach der Novellierung 
mit dem Jahre 1 971  -, ich glaube, den Betrag 
von 1 340 S einzuführen. Damit würde man 
zweifellos alle sozialen Grenzbereiche erfaßt 
haben. Sollte - ich sage das sehr offen - die 
Finanzlage des Staates es ermöglichen, dann 
sind wir der Auffassung, daß auch dieser 
Grenzbetrag fallen soll. 

Präsident: Danke, Herr Vizekanzler. 

Bundesministerium für Land- und Forstwirt­
schaft 

Präsident: 12.  Anfrage : Anfrage des Herrn 
Abgeordneten Egg (SPO) an den Herrn Bun­
desminister für Land- und Forstwirtschaft. 

102/M 
Ist der Bundesminister für Land- und Forst­

wirtschaft bereit, mittels einer Verordnung die 
Landeshauptleute zu ermächtigen, entgeltliche 
Rechtsgeschäfte zu genehmigen, welche die Ein­
fuhr von Obst und Gemüse betreffen, falls zu er­
warten ist, daß Versorgungsschwierigkeiten im 
jeweiligen Bundesland eintreten ? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister für Land- und Forstwirt-
schaft Dipl.-Ing. Dr. Oskar Weihs: Sehr geehr­
ter Herr Abgeordneterl Am 12.  Juni fand 
im Rahmen einer interministeriellen Bespre­
chung unter Beiziehung der Vertreter der 
Kammern eine eingehende Beratung über 
diese Frage statt. Die Vertreter der Bundes­
wirtschaftskammer und der Präsidentenkonfe­
renz der Landwirtschaftskammern asterreichs 
gaben ihrer Meinung Ausdruck, daß die bei 
den einzelnen Ämtern der Landesregierungen 
eingerichteten funktionellen Organe ausrei­
chen, um im Notfall Ein- und Ausfuhrbewilli­
gungen zu erteilen. Die Vertreter des Arbei­
terkammertages sprachen sich in dieser ge­
nannten Sitzung in Ergänzung des Verfahrens 
der funktionellen Organe für die mengen- und 
terminmäßig beschränkte Ermächtigung der 
Landeshauptleute zur Erteilung von Einfuhr­
bewilligungen aus, um drohenden Engpässen 
rechtzeitig begegnen zu können. 

In Abwägung dieser Stellungnahmen beab­
sichtige ich, dem Wunsch der Landeshaupt­
leute insoweit Rechnung zu tragen, als ich 
diese ermächtigen werde, als Sofortmaßnahme 

- für Obst und Gemüse kurzfristige Einfuhr­
bewilligungen für bestimmte Waren im Rah-

men ziffernmäßig festgelegter Kontingente zu 
erteilen, um insbesondere zur Fremdenver­
kehrszeit drohende Engpässe in der Versor­
gung der Bevölkerung ihres Bundeslandes zu 
verhindern. 

Präsident: Herr Abgeordneter Egg. 

Abgeordneter Egg: Sehr geehrter Herr Bun­
desminister l  Soweit diese kurzfristigen Maß­
nahmen, die von den Landeshauptleuten im 
Rahmen der Engpässe gesetzt werden kön­
nen, nicht ausreichen: Haben Sie die Möglich­
keit, in Ihrem eigenen Wirkungsbereich die 
notwendigen Maßnahmen vorbeugend zu set­
zen, um tatsächlich mit Erfolg preisstabiIisie­
rend zu wirken und Engpässe zu vermeiden? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs: Die 
Versorgung der Bevölkerung obliegt j a  
eigentlich den entsprechenden Ländern, und 
ich habe darauf gar keinen Einfluß. Ich kann 
nur einen Einfluß darauf nehmen, daß eben 
das Inland im entsprechenden Ausmaß und 
ausreichend versorgt wird. 

Präsident: Herr Abgeordneter Egg. 

Abgeordneter Egg: Sehr geehrter Herr Bun­
desministerl In den westlichen Bundesländern 
setzt der Fremdenverkehr schon jetzt sehr 
stark ein. Das bringt nicht nur die vermehrte 
Nachfrage nach Obst und Gemüse, sondern 
vor allen Dingen auch nach Kalbfleisch mit 
sich. Aus den Erfahrungen der letzten Jahre 
ist uns bekannt, daß dies zu sehr beachtlichen 
Versorgungsengpässen führt und Preissteige­
rungen zur Folge hat. Solche sind in den 
letzten Wochen in den westlichen Bundes­
ländern schon deutlich zu verspüren gewesen. 

Sind Sie bereit, Herr Bundesminister, im 
Rahmen Ihres Landwirtschaftsministeriums 
Maßnahmen zu setzen, die die Versorgung 
sicherstellen und auch auf diesem Gebiet 
preisstabiIisierend wirken? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs: Sehr 
geehrter Herr Abgeordneter l  Seit dem Früh­
jahr sind die Kälberexporte gestoppt worden, 
und wir berufen wöchentlich 2500 Kälber aus 
dem Ausland ab. (Abg. M i n k o w i t s c h: 
Nur kommen sie nicht!) In den letzten WoChen 
wurde nicht einmal die Hälfte angeliefert, und 
auf dem gestrigen Markt wurden genau 
1 90 Kälber aus Polen auf den Wiener Markt 
gebracht. Dies allein beweist die Situation, 
wie sie auch auf internationalen Märkten vor­
handen ist. (Ruf bei der OVP: Sicherheit der 
Ernährung!) 

Präsident: Danke, Herr Bundesminister. 

Die 60 Minuten der Fragestunde sind abge­

laufen. Die Fragestunde ist beendet. 
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Einlauf und Zuweisungen 

Präsident: Die eingelangte Beantwortung 
der Anfrage 1 /J an den Bundeskanzler, betref­
fend Beförderungsrichtlinien für Beamte, habe 
ich den Anfragestellern zugestellt; diese An­
fragebeantwortung wird an alle Abgeordneten 
verteilt. 

Die in der letzten Sitzung eingelangten An­
träge weise ich zu wie folgt: 

Antrag 19/A der Abgeordneten Machunze 
und Genossen, betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Familienlastenausgleichsgesetz 
1967 neuerlich abgeändert wird, dem Finanz­
und Budgetausschuß; 

Antrag 20/ A der Abgeordneten Dr. Halder 
und Genossen, betreffend die Novellierung 
des Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1 958 in 
der geltenden Fassung, dem Ausschuß für 
soziale Verwaltung ; 

dem Ausschuß für soziale Verwaltung : 
47 der Beilagen: Bundesgesetz, mit dem das 

Bundesgesetz betreffend die Regelung des 
Krankenpflegefachdienstes, der medizinisch­
tedmischen Dienste und der Sanitätshilfs­
dienste abgeändert wird, 

48 der Beilagen: Bundesgesetz, mit dem 
das Bundesgesetz über öffentliche Schutzimp­
fungen gegen übertragbare Kinderlähmung 
geändert wird, 

49 der Beilagen: Bundesgesetz, mit dem das 
Bundesgesetz über Schutzimpfungen gegen 
Tuberkulose geändert wird, und 

52 der Beilagen: Bundesgesetz, mit dem das 
Apothekengesetz ergänzt wird (Apotheken­
gesetznovelle 1910) ; 

dem Justizausschuß : 
53 der Beilagen: Bundesgesetz über beson­

dere strafrechtliche Bestimmungen für Solda­
ten (Militärstrafgesetz) i 

dem Unterrichtsausschuß : 
Antrag 2 1 /A der Abgeordneten Regens­

burger, Melter und Genossen, betreffend 
Autobahnverbindung Landeck-Bludenz und 
Bau' des Arlbergtunnels, dem Bautenaus­
schuß. 

54 der Beilagen: Bundesgesetz, mit dem das 
Landeslehrer - Dienstrechtsüberleitungsgesetz . 
1 962 abgeändert wird (6. Novelle zum Landes­

Die in der letzten Sitzung als eingebracht lehrer-Dienstrechtsüberleitungsgesetz 1 962) i 
bekanntgegebenen Regierungsvorlagen weise dem Ausschuß für Land- und Forstwirt-
ich zu wie folgt: schaft: 

Dem Finanz- und Budgetausschuß : 

30 der Beilagen: Abkommen zwischen der 
Republik Osterreich und dem Vereinigten 
Königreich von Großbritannien und Nordirland 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung und 
zur Verhinderung der Steuerumgehung bei 
den Steuern vom Einkommen, 

32 der Beilagen: Bundesgesetz betreffend 
entgeltliche und unentgeltliche Veräußerungen 
und Belastungen von unbeweglichem Bundes­
vermögen, 

46 der Beilagen: Bundesgesetz, mit dem 
die Bundesforste-Dienstordnung geändert 
wird (2. Novelle zur Bundesforste-Dienstord­
nung) , 

56 der Beilagen: Bundesgesetz, mit dem das 
Land- und forstwirtschaftliche Landeslehrer­
Dienstrechtsüberleitungsgesetz abgeändert 
wird. 

Es ist mir der Vorschlag zugekommen, über 
folgende Punkte der heutigen Tagesordnung 
die Debatte jeweils unter einem abzuführen: 
über die Punkte 1 bis einschließlich 6 und 
weiters 12 und 1 3. 

Bei den Punkten 1 bis 6 handelt es sich um 
ein Bundesgesetz, mit dem die Geltungs­

dauer des Preistreibereigesetzes 1959 verlän­
gert wird, 

ein Bundesgesetz, mit dem das Preisrege­
lungsgesetz 1957 geändert wird, 

die Marktordnungsgesetz-Novelle 1970, 
ein Bundesgesetz, mit dem das Lebensmittel-

50 der Beilagen: Bundesgesetz, mit dem bewirtschaftungs gesetz 1 952 neuerlidl geän­
Ubersdueitungen der Ansätze des Bundes- dert wird, 
finanzgesetzes 1970 genehmigt werden 
( 1 .  Budgetüberschreitungsgesetz 1970) , 

73 der Beilagen: Bundesgesetz, mit dem 
das Landesvertragslehrergesetz 1 966 abge­
ändert wird, 

74 der Beilagen: Bundesgesetz betreffend 
entgeltliche Veräußerungen und Belastungen 
von unbeweglichem Bundesvermögen, und 

75 der Beilagen: Bundesgesetz über die 
Schätzung des landwirtschaftlichen Kultur­
bodens (Bodenschätzungsgesetz 1 970) ; 

ein Bundesgesetz, mit dem das Rohstoff­
lenkungsgesetz 1 951  geändert wird, und um 

ein Bundesgesetz, mit dem die Geltungs­
dauer des Lastverteilungsgesetzes 1952 neuer­
lich verlängert wird. 

Die Punkte 13 und 14 betreffen 
den Antrag 1 3/A der Abg. Dr. Mussil, 

Kostroun, MeißI und Genossen betreffend ein 
Bundesgesetz, womit das Ausfuhrförderungs­
gesetz 1 964 neuerlich abgeändert und ergänzt 
wird, und 
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Präsident 

den Antrag 12/A der Abg. Kostroun, Doktor 
Mussil, Meißl und Genossen betreffend ein 
Bundesgesetz, womit das Ausfuhrfinanzie­
rungsförderungsgesetz 1961 neuerlich abge­
ändert und ergänzt wird. 

Falls dieser Vorschlag angenommen wird, 
werden jedesmal zuerst die BeriChterstatter 
ihre Berichte geben, sodann wird die Debatte 
über die j eweils zusammengezogenen Punkte 
gemeinsam abgeführt. 

Die Abstimmung erfolgt selbstverständlich 
getrennt. 

Wird gegen die bei den vorgeschlagenen 
Zusammenfassungen ein Einwand erhoben? -
Dies ist nicht der Fall. 

Die Debatte über die Punkte 1 bis ein­
sChließlich 6 wie auch über die Punkte 1 3  und 
1 4  wird daher jeweils gemeinsam abgeführt. 

1. Punkt: Bericht des Justizausschusses über 
die Regierungsvorlage (38 der Beilagen) : 
Bundesgesetz, mit dem die Geltungsdauer des 
Preistreibereigesetzes 1 959 verlängert wird 

(51 der Beilagen) 

2. Punkt: Bericht des Verfassungsausschusses 
über die Regierungsvorlage (31 der Beilagen) : 
Bundesgesetz, mit dem das Preisregelungs­
gesetz 1957 geändert wird (61 der Beilagen) 

3. Punkt: Bericht des Ausschusses für Land­
und Forstwirtschaft über die Regierungsvor­
lage (41 der Beilagen) : Bundesgesetz, mit dem 
das Marktordnungsgesetz 1967 neuerlich ge­
ändert wird . (Marktordnungsgesetz-Novelle 

1 970) (68 der Beilagen) 

4. Punkt: Bericht des AussdlUsses für Land­
und Forstwirtschaft über die Regierungsvor­
lage (42 der Beilagen) : Bundesgesetz, mit d·em 
das Lebensmittelbewirtschaftungsgesetz 1952 

neuerlich geändert wird (69 der Beilagen) 

5. Punkt: Bericht des Handelsausschusses über 
die Regierungsvorlage (40 der Beilagen) : 
Bundesgesetz, mit dem das Rohstofflenkungs­
gesetz 1951 geändert wird (67 der Beilagen) 

6. Punkt: Beridlt des Ausschusses für Verkehr 
und Elektrizitätswirtsdlaft über die Regie­
rungsvorlage (43 der Beilagen) : Bundesgesetz, 
mit dem die Geltungsdauer des Lastvertei­
lungsgesetzes 1952 neuerlidl verlängert wird 

(66 der Beilagen) 

Präsident: Wir gehen in die Tagesordnung 
ein und gelangen zu den Punkten 1 bis ein­
schließlidl 6, über die soeben beschlossen 
wurde die Debatte unter einem abzuführen. 

Es sind dies: 

BeriCht des Justizausschusses über die 
Regierungsvorlage (38 der Beilagen) : Bundes­
gesetz, mit dem die Geltungsdauer des Preis­
treibereigesetzes 1 959 verlängert wird, 

Bericht des Verfassungsausschusses über die 
Regierungsvorlage (31 der Beilagen) : Bundes­
gesetz, mit dem das Preisregelungsgesetz 1951 
geändert wird, 

Bericht des AussChusses für Land- und 
Forstwirtschaft über die Regierungsvorlage 
(41 der Beilagen) : Bundesgesetz, mit dem d.as 
Marktordnungsgesetz 1961 neuerliCh geändert 
wird (Marktordnungs gesetz-Novelle 1910) , 

Beridlt des Ausschusses für Land- und Forst­
wirtschaft über die Regierungsvorlage (42 der 
Beilagen) : Bundesgesetz, mit dem das Lebens­
mittelbewirtschaftungsgesetz 1 952 neuerliCh 
geändert wird, 

BeriCht des Handelsausschusses über die 
Regierungsvorlage (40 der Beilagen) : Bundes­
gesetz, mit dem das Rohstofflenkungsgesetz 
195 1  geändert wird, und 

Bericht des AussChusses für Verkehr und 
Elektrizitätswirtschaft über die Regierungs­
vorlage (43 der Beilagen) : Bundesgesetz, mit 
dem die Geltungsdauer des Lastverteilungs­
gesetzes 1 952 neuerlidl verlängert wird. 

Berichterstatter zu Punkt 1 ist der Herr 
Abgeordnete Dr. Reinhart. Ich ersuche ihn 
um seinen Bericht. (Präsident Dr. M a l  e t a 
übernimmt den Vorsitz.) 

Berichterstatter Dr. Reinhart : Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Durch den vorliegenden 
Gesetzentwurf soll die derzeit bestehende bis 
30. Juni 1910 befristete gesetzliche Regelung 
auch für die Zeit vom 1 .  Juli 1 910 bis 
3 1 .  Dezember 1910 erstreckt werden. 

Es erscheint zur Sidlerung der für die 
weitere günstige Entwicklung der Wirtschaft 
unerläßlichen Erhaltung des bestehenden 
Preisgefüges notwendig, die Geltungsdauer 
des Preistreibereigesetzes zu verlängern, um 
auch weiterhin eine gesetzliche Handhabe für 
strafrechtliche Verfolgung von Preistreibern 
zu haben. Dies mit Rücksicht auf den durch 
die gegenwärtige Konjunktur gegebenen 
Anreiz, die Preise in einer den wirtschaft­
lichen Verhältnissen nicht entspredlenden 
Höhe zu halten oder sie ungerechtfertigter­
weise zu erhöhen. 

Der Justizaussch.uß hat den erwähnten 
Gesetzentwurf in seiner Sitzung am 4. Juni 
1910 der Vorberatung unterzogen. Nach einer 
Debatte, an der sidl außer dem BeriChterstatter 
die Abgeordneten Dr. Gruber, Dr. Blenk und 
Skritek sowie der Bundesminister für Justiz 
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Dr. Reinhart 

Dr. Broda und der Ausscbußobmann Abgeord­
neter Zeillinger beteiligten. wurde der 
Gesetzentwurf einstimmig angenommen. 

Es wurde in der Debatte aber der Hoffnung 
Ausdruck gegeben. daß in der durch die nun­
mehrige Verlängerung gewonnenen Zeit die 
Notwendigkeit einer Neuregelung der ge­
samten Gesetzesmaterie geprüft werde. 

Der Justizausschuß stellt somit den A n­
t r a g. der Nationalrat wolle dem von der 
Bundesregierung vorgelegten Gesetzentwurf 
(38 der Beilagen) die verfassungsmäßige Zu­
stimmung erteilen. 

Berichterstatter Babanltz: Herr Präsident! 
Hohes Haus! Namens des Ausschusses für 
Land- und Forstwirtschaft habe ich über die 
Regierungsvorlage (4 1 der Beilagen) : Bundes­
gesetz, mit dem das Marktordnungsgesetz 
1 967 neuerlich geändert wird (Marktordnungs­
gesetz-Novelle 1 970) , zu berichten. 

Das Marktordnungsgesetz, dessen Geltung 
derzeit bis 30. Juni 1910 befristet ist, stellte 
bisher das Kernstück einer Reihe von Maß­
nahmen und Regelungen zur Ordnung der 
Märkte für die landwirtschaftlichen Haupt­
produkte dar. Die Regierungsvorlage sieht 
vor, das Marktordnungsgesetz bis 31 .  Dezem­
ber 1910 zu verlängern. 

Der Ausschuß für Land- und Forstwirtschaft 
hat die Regierungsvorlage in seiner Sitzung 

Präsident Dr. Maleta: Berichterstatter zu vom 15. Juni 1970 in Verhandlung gezogen. 
Punkt 2 ist der Abgeordnete Ströer. Ich er­
suche um den Bericht. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, wird der 
Antrag gestellt, General- und Spezialdebatte 
unter· einem abzuführen. 

Berichterstatter Ströer: Hohes Haus! Durch 
den vorliegenden Gesetzentwurf soll die Gel­
tungsdauer des Preisregelungsgesetzes 1 957, 
Bundesgesetzblatt Nummer 151  in der gel­
tenden Fassung, die derzeit am 30. Juni 1 970 
endet, bis 3 1 .  Dezember 1910 verlängert wer­
den. 

Die Aufrechterhaltung der amtlichen Preis­
regelung für die wichtigsten Lebensmittel, 
Rohstoffe, Industrie- und gewerblichen Pro­
dukte stellt eine wesentliche Voraussetzung 
für die Bemühungen um ein möglichst stabiles 
Preisniveau dar. Diesem Umstand soll durch 
die Verlängerung der Geltungsdauer des 
Preisregelungsgesetzes 1 951 Red:J.nung getra­
gen werden. 

Artikel I des Entwurfes enthält eine Ver­
fassungsbestimmung, durch die die Bundes­
kompetenz hinsichtlich der im Preisregelungs­
gesetz vorgesehenen Maßnahmen sicherge­
stellt wird. 

Der Verfassungsaussdluß hat die Regie­
rungsvorlage am 15.  Juni 1970 in Verhandlung 
gezogen und nach Wortmeldungen der Abge­
ordneten Eridl Hofstetter, Dr. Hauser, 
Soronics und Bundesminister für Inneres 
Rösch einstimmig angenommen. 

Ich stelle namens des Verfassungsaus­
sd:J.usses den A n  t r a g, der Nationalrat wolle 
dem von der Bundesregierung vorgelegten 
Gesetzentwurf (37 der Beilagen) die verfas­
sungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, beantrage 
ich, General- und Spezialdebatte unter einem 
abzuführen. 

Präsident Dr. Maleta: Berichterstatter zu den 
Punkten 3 und 4 ist der Abgeordnete Babanitz. 
Ich bitte um die Berichte. 

An der Debatte beteiligten sich außer dem 
Berichterstatter die Abgeordneten Pfeifer, 
Dipl.-Ing. Dr. Zittmayr, Pansi, Ing. Schmitzer, 
Deutschmann, Dipl.-Ing. Dr. Leitner, Doktor 
Kerstnig, Koller, Gorton und Wedenig sowie 
der Herr Bundesminister für Land- und Forst­
wirtschaft Dipl. -Ing. Dr. Oskar Weihs. 

Zu der Regierungsvorlage wurde vom Abge­
ordneten Dipl.-Ing. Dr. Zittmayr ein Abände­
rungsantrag gestellt, der nicht die Zustim­
mung der Ausschußmehrheit fand. 

Der von der Bundesregierung vorgelegte 
Gesetzentwurf wurde vom Ausschuß mit 
Stimmeneinhelligkeit angenommen. 

Namens des Ausschusses für Land- und 
Forstwirtschaft stelle ich den A n  t r a g, der 
Nationalrat wolle beschließen, dem von der 
Bundesregierung vorgelegten Gesetzentwurf 
(4 1 der Beilagen) die verfassungsmäßige Zu­
stimmung zu erteilen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, beantrage 
ich, General- und Spezialdebatte in einem ab­
zuführen. 

Namens des Ausschusses für Land- und 
Forstwirtschaft habe ich auch über die Regie­
rungsvorlage (42 der Beilagen) : Bundesgesetz, 
mit dem das Lebensmittelbewirtschaftungs­
gesetz 1952 neuerlich geändert wird, zu be­
richten. 

Gemäß § 13 Abs. 1 des Lebensmittel­
bewirtschaftungsgesetzes in der Fassung des 
Bundesgesetzes Bundesgesetzblatt Num­
mer 441/ 1968 läuft die Wirksamkeit dieses 
Gesetzes mit 30. Juni 1 970 ab. Wegen des 
engen sachlichen Zusammenhanges mit den 
Regelungen des Marktordnungsgesetzes sieht 
die Regierungsvorlage vor - ebenso wie bei 
diesem Gesetz -, die Geltungsdauer des 
Lebensmittelbewirtschaftungsgesetzes bis 
3 1 .  Dezember 1970 zu verlängern. 

28 
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Babanitz 

Der Ausschuß für Land- und Forstwirtsdlaft 
hat die Regierungsvorlage in seiner Sitzung 
vom 1 5. Juni 1 970 in Verhandlung gezogen. 
An der Debatte beteiligten sich außer dem 
Berichterstatter die Abgeordneten Pfeifer, 
Dipl.-Ing. Dr. Zittmayr, Pansi, lng. Schmitzer, 
Deutschmann, Dipl.-Ing. Dr. Leitner, Doktor 
Kerstnig, Koller, Gorton und Wedenig sowie 
der Herr Bundesminister für Land- und Forst­
wirtschaft Dipl.-Ing. Dr. Oskar Weihs. 

Es wurde einstimmig beschlossen, dem 
Hohen Haus die Annahme des Gesetzent­
wurfes zu empfehlen. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der 
Ausschuß für Land- und Forstwirtschaft den 
A n  t r a g, der Nationalrat wolle beschließen, 
dem von der Bundesregierung vorgelegten 
Gesetzentwurf (42 der Beilagen) die verfas­
sungsmäßige Zustimmung zu erteilen. 

Auch hier stelle ich für den Fall, daß Wort­
meldungen vorliegen, den Antrag, General­
und Spezialdebatte unter einem durchzuführen. 

Präsident Dr. Maleta: Beridlterstatter zu 
Punkt 5 ist der Abgeordnete Ofenböck. Ich 
bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Oienböck.: Herr Präsident! 
Hohes Haus I Ich berichte über die Regierungs­
vorlage (40 der Beilagen) : Bundesgesetz, mit 
dem das Rohstofflenkungsgesetz 1951 geändert 
wird. 

Die Geltungsdauer des Rohstofflenkungs­
gesetzes 1951 in der derzeit geltenden Fassung 
läuft am 30. Juni 1 970 ab. Der sachliche 
Geltungsbereidl des Gesetzes erstreckt sich 
derzeit auf Eisenschrott sowie Bearbeitungs­
abfälle und Schrott von Nichteisenmetallen, 
wobei lediglich für die erstere Warengruppe 
(Eisenschrott) konkrete Lenkungsmaßnahmen 
bestehen. 

Da sich auf dem Schrottsektor audl weiter­
hin eine Lenkung im Hinblick auf das unzu­
reichende Sdlrottaufkommen als notwendig er­
weist, sieht der Entwurf der vorliegenden 
Novelle eine Verlängerung der GeItungsdauer 
des Rohstofflenkungsgesetzes 1 951 bis 3 1 .  De­
zember 1970 vor. 

Durch die Verfassungsbestimmung des 
Artikels I des Gesetzentwurfes soll eine ein­
wandfreie verfassungsrechtliche Grundlage für 
die Kompetenz des Bundes zur Erlassung und 
Vollziehung der Vorschriften dieses Gesetz­
entwurfes hergestellt werden . 

Der Handelsausschuß hat den vorliegenden 
Gesetzentwurf in seiner Sitzung am 15 . Juni 
1 970 der Vorberatung unterzogen. Nach einer 
Debatte, an der sich außer dem Berichterstatter 
der Abgeordnete Dr. Mussil und der Bundes­
minister für Handel, Gewerbe und Industrie 
Dr. Staribacher beteiligten, wurde der Gesetz­
entwurf einstimmig angenommen. 

Namens des Handelsausschusses stelle im 
somit den A n  t r a g, der Nationalrat wolle 
dem von der Bundesregierung vorgelegten 
Gesetzentwurf (40 der Beilagen) die verfas­
sungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Für den Fall des Vorliegens von Wort­
meldungen beantrage ich, General- und 
Spezialdebatte unter einem durchzuführen. 

Präsident Dr. Maleta: Berichterstatter zu 
Punkt 6 ist der Abgeordnete Zingler. Im 
bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Zingler: Herr Präsident! 
Hohes Haus ! Ich habe den Bericht des Aus­
schusses für Verkehr und Elektrizitätswirt­
schaft über die Regierungsvorlage (43 der Bei­
lagen) : Bundesgesetz, mit dem die Geltungs­
dauer des Lastverteilungsgesetzes 1 952 neuer­
lich verlängert wird, zu erstatten. 

Das Lastverteilungsgesetz wurde schon 
wiederholt verlängert. Anläßlich einer Sitzung 
der Landeslastverteiler im November des ver­
gangenen Jahres wurde empfohlen, die Gel­
tungsdauer des Lastverteilungsgesetzes neuer­
lich zu verlängern. Der vorliegende Gesetz­
entwurf sieht daher eine Verlängerung der 
Geltungsdauer des Lastverteilungsgesetzes 
1 952 bis 3 1 .  Dezember 1 970 vor. 

Durch die Verfassungsbestimmung des 
Artikels I des Gesetzentwurfes soll eine ein­
wandfreie verfassungsreChtliche Grundlage für 
die Kompetenz des Bundes zur Erlassung und 
Vollziehung der Vorschriften dieses Gesetz­
entwurfes hergestellt werden. 

Der Ausschuß für Verkehr und Elektrizitäts­
wirtschaft hat den vorliegenden Gesetzent­
wurf in seiner Sitzung am 15. Juni 1 910 der 
Vorberatung unterzogen. Nach einer Debatte, 
an der sich außer dem Berichterstatter der 
Abgeordnete Dr. Mock sowie der Ausschuß­
obmann Abgeordneter Ulbrich und der Herr 
Bundesminister für Verkehr und verstaatlichte 
Unternehmungen Frühbauer beteiligten, 
wurde der Gesetzentwurf einstimmig 
angenommen. 

Der Ausschuß für Verkehr und Elektrizitäts­
wirtschaft stellt somit den A n t r a g, der 
Nationalrat wolle dem von der Bundesregie­
rung vorgelegten Gesetzentwurf (43 der Bei­
lagen) die verfassungsmäßige Zustimmung er­
teilen. 

Sollten Wortmeldungen vorliegen, bean­
trage ich, General- und Spezialdebatte in 
einem durchzuführen. 

Präsident Dr. Maleta: Die Herren Bericht­
erstatter beantragen, General- und Spezial­
debatte unter einem abzuführen. - Ein Ein­
wand wird nicht erhoben. General- und 
Spezialdebatte werden daher unter einem vor­
genommen. 
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Präsident Dr. Maleta 

Als erster zum Wort gemeldet ist der Abge­
ordnete Minkowitsch. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Minkowitsch (OVP) : Herr 
Präsident! Hohes Haus I Meine Damen und 
Herrenl Die nur halbj ährige Verlängerung des 
mit 30. 6. 1 970 auslaufenden Pakets der so­
genannten agrarischen Marktordnungsgesetze, 
dessen Kernstück. das Marktordnungsgesetz 
als Grundlage des Milchwirtschafts-, Getreide­
ausgleichs- und Viehverkehrsfonds ist, ist ein 
richtiger Anlaß, zur Methodik der Vorgangs­
weise der derzeitigen Bundesregierung in 
Wirtschaftsfragen heute und hier in diesem 
Hohen Hause Stellung zu nehmen. 

Mit Dr. Pittermann als SPO-Chef hatten 
wir auch oftmals unsere liebe Not als Gesamt­
partei und besonders auch als Vertreter der 
Bauernschaftj trotzdem empfinde ich persön­
lich ihm gegenüber Hochachtung, nicht zu­
letzt auch wegen der erstaunlidlen parlamen­
tarischen Leistungen dieses harten politischen 
Gegners in jüngster Zeit. 

Aber um ausgeredlnet als Repräsentant der 
Planungs-, Programm- und Längerfristigen­
Konzepts-Partei das Kunststück. fertigzubrin­
gen, zum Beispiel das auf Grund des Gesamt­
ernteanfalles binnen weniger Wochen in 
seiner Konzeption als absolutes Minimum nur 
für ein volles Jahr planbare Getreidewirt­
schaftsjahr doch noch dadurch zu teilen, daß 
man die gesetzliche Basis nur für ein halbes 
Jahr verlängern möchte, da mußten wir schon 
noch auf Dr. Kreisky und sein Team warten! 

Ich kann nur sagen: Vor Tische las man's 
anders ! ,  und gestehe freimütig, daß auch ich 
mich getäuscht habe : Ich habe nämlich trotz 
Warnung den Herrn Bundeskanzler für klüger 
gehalten, als er sich jetzt ausweist, und hätte 
mir vorstellen können, daß er bis zu einem 
der SPO günstig erscheinenden Absprung­
termin für parlamentarische Neuwahlen 
wenigstens den Sdlein zu wahren versucht. 
Bei den Regierungsverhandlungen hat die 
anfängliche Tarnung des angestrebten End­
ziels Minderheitskabinett und Auslotung der 
politischen Gesprächspartner noch etwas bes­
ser geklappt. 

Mit diesem kurzen Verlängerungstermin 
und dem Niederstimmen des OVP-Antrages 
auf unbefristete Verlängerung im Ausschuß 
für Land- und Forstwirtschaft will die Regie­
rungspartei in die zeitliche Nähe des Budget­
beschlusses gelangen - ohne Rücksicht auf 
Verluste -, wobei sie unter Hintansetzung 
auch berechtigter Konsumenteninteressen die 
Existenzgrundlage der österreichischen Land­
und Forstwirtschaft weiterhin als Faustpfand 
mißbrauchen möchte. Es gibt einfach keine 
sachliche Begründung für das halbe Jahr! 

Der Regierungspartei scheinen hier eInIge 
kapitale Denkfehler Zu unterlaufen: Nehmen 
Sie doch bitte zur Kenntnis, meine Damen 
und Herren von der SPO, daß mit Ubernahme 
der Regierung die bisher bewährte Daumen­
schraube der Erpressung mit dem Zweidrittel­
Mehrheitserfordernis für die agrarische Markt­
ordnung ein Totgewinde bekommen hat und 
nicht mehr zieht, weil ja  primär jetzt Sie 
selbst die Verantwortung dafür tragen, daß 
zum Beispiel die drei Fonds ihrer generellen 
AufgabensteIlung nachkommen können: 
Schutz inländischer Produktion, Preisstabilisie­
rung und Gewährleistung ausreichender Ver­
sorgung. 

Regieren heißt nun eben verantworten. Ich 
bezweifle, daß die SPO sich ein Platzenlassen 
der agrarischen Marktordnung leisten könnte, 
wenn schon nicht den Bauern zuliebe, so 
doch wegen Gefährdung vitaler Konsumenten­
interessen. Ich habe jedenfalls diesen Ein­
druck aus dem Gang der Verhandlungen im 
Ausschuß absolut gewonnen. Meines Erach­
tens kommt nämlich ein Platzenlassen auch 
für die SPO nicht in Frage. 

Selbst wenn man trotz "Blecha"ner Wahl­
nachtsaussagen, wie zum Beispiel Einbruch 
in das Dorf und so weiter, weiß - und 
mein Eindruck über gewisse wissenschaftliche 
Aspekte dieses Instituts hat sich nach der 
heutigen Jungfernrede nur noch nach einer 
gewissen Richtung hin verschärft -, daß die 
ästerreichische Bauernschaft nach wie vor der 
sozialistischen Agrarpolitik nicht vertraut, 
sondern mit über 80 Prozent bei den Landes­
landwirtschaftskammerwahlen mit amtlichem 
Stimmzettel dem Osterreichischen Bauernbund 
und somit der OVP die Stimme gibt, sollte 
man klugerweise nicht versuchen, diesem für 
die gesamte Volkswirtschaft bedeutsamen 
Berufsstande zum Beispiel durch eine nur 
halbjährige Verlängerung seiner wirtschaft­
lichen Basisgesetze und den dadurch herauf­
beschworenen Unsicherheitsfaktor zu schaden, 
der durch das Vorhandensein eines Minder­
heitskabinetts noch verstärkt wird. 

Man komme mir nicht mit der Ausrede: 
"Da war immer sdlon eine Frist." Regierungs­
koalitionsopposition - das ist zwar ein 
fürchterliches Wort, aber in diesem einen 
Wort kann man einen ganzen Zustand schön 
umschreiben - war, wie wir gesehen haben, 
möglidl und wurde unter Dr. Pittermann 
seinerzeit klassisch vorexerziert. Wenn auch 
Opposition gegen eine andersfarbige Allein­
regierung als Salz des demokratischen Parla­
mentarismus dieser Faustpfandpolitik der Fall­
frist gegen den j eweiligen Regierungschef 
auch damals schon keine moralische Berechti­
gung gab, so war sie doch eine mögliche und 
irgend wie verständliche Vorgangsweise. Mit 
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Ubernahme der Regierung aber und be­
schworener Pflichten ist eine Selbsterpressung 
durCh Fristsetzung sinnlos geworden. denn 
ich möChte doCh niCht unterstellen. daß diese 
Frist innerhalb des einfärbigen Minderheits­
kabinetts als Druckmittel Verwendung finden 
soll. Beim "Gratz"igen Firnberg-Intermezzo 
non sinfonico zieht diese Fristsetzung j a  
ohnedies niCht. 

Man rede sich auCh nicht aus auf Adaptie­
rungsnotwendigkeiten dieser gesetzlichen 
Materie. Das ist doCh kein ehrlicher Grund 
für eine Fristsetzung. Jedenfalls hatte diese 
Maxime in anderen BereiChen der Legistik bis­
her keine Gültigkeit. Und ich kenne Fälle, 
in denen zum Zeitpunkt der Novellierung 
eines Stammgesetzes die nächste Novelle 
bereits in Ausarbeitung stand. ohne daß 
irgend jemand auf die Idee verfallen wäre, 
hier müsse deshalb eine Frist eingebaut wer­
den. Kein Mensch hat diese Vorgangsweise 
als widersinnig empfunden, wie das für das 
Marktordnungsgesetz bei der Vorberatung im 
Ausschuß allen Ernstes von einem sozialisti­
schen Abgeordneten behauptet worden ist. 

Die Einrede der Verfassungsbestimmung als 
Rechtfertigung der Frist zieht auch nicht, weil 
nicht die Kompetenzlage unseres Bundes­
staates, sondern einzig und allein die Richtig­
keit oder Unrichtigkeit des Prinzips hier zur 
Debatte steht, Gesetze dann terminisieren zu 
müssen, wenn sie anpassungsbedürftig sind 
oder werden könnten. WirkliCh widersinnig 
wird dieser Einwand aber dann, wenn ein 
aussagekräftiger sozialistisCher Abgeordneter 
im Ausschuß behauptet hat, daß Gespräche 
geführt werden sollen, um im Einvernehmen 
mit der OVP zu gemeinsamen Lösungen zu 
kommen. 

Um es noch einmal zu sagen: Im Bereich 
des ASVG. zum Beispiel würde man ein 
Befristungsansinnen entrüstet zurückweisen, 
nur kommt man gar niCht dazu, weil 
niemand auf die Idee verfällt, dort eine Frist 
zu verlangen. 

Ich wehre mich als Präsident des Oster­
reichischen Bauernbundes entsChieden da­
gegen, daß man einen als richtig erkannten 
Standpunkt nur deshalb verleugnet bezie­
hungsweise Ausreden strapaziert, weil es sich 
um vitale Interessen der österreiChischen 
Land- und ForstwirtsChaft handelt. die noCh 
dazu gleichzeitig siCh weitgehend mit den 
wohlverstandenen Interessen der Konsumen­
ten im Fremdenverkehrsland Osterreich 
decken. 

Die nackte Wahrheit ist, daß die SPO aus 
dem JunktimierungsdsChungel niCht heraus 
will und glaubt, das alte Spiel auCh unter 

den geänderten VorzeiChen als Regierungs­
partei fortsetzen zu können, wobei der Herr 
Bundeskanzler neuerdings noCh mit Drohun­
gen nachzuhelfen versuCht, die uns aus Baden 
beriChtet worden sind beziehungsweise die 
ich selbst in seinem Fernsehinterview am 
2. Juni um 19  Uhr 30 gehört habe. 

Ich bin schon genügend lange in der Politik 
tätig und bestimmt nicht zimperlich: aber 
Druck erzwingt geradezu Gegendruck. Das 
dürfte allgemein und genügend bekannt sein. 
(Beifall bei der OVP.) 

Deshalb halte iCh hier ausdrückliCh und 
dokumentarisdl fest, daß Herr Dr. Kreisky 
es war, der mit dieser Politik des Aufschau­
kelns und der Methode des Drohens begonnen 
hat. Ich rate in unser aller Interesse dringend, 
sich eines Besseren zu besinnen, damit wir 
nicht einer dadurch provozierten Entwicklung 
entgegengehen, die uns allen miteinander 
nicht guttun könnte. 

Im übrigen sollte man bei der SPO ' nicht 
mehr vom skandinavischen Weg der sozialisti­
sdlen Regierung träumen, den das alte "Teile 
und herrsche!" kennzeichnet, sondern endliCh 
zur Kenntnis nehmen, daß die Bünde der 
OVP eine innerorganisatorisme Angelegen­
heit sind, die jetzt mehr denn je und bestimmt 
mehr, als es einem Dr. Kreisky recht sein 
kann, als Gesinnungs- und Kampfgemeinschaft 
zusammenstehen. (Beifall bei der OVP. -

Abg. W e i k h a r t: Na ja!) NaCh außen 
jedenfalls würde ich persönlich nicht nur als 
Präsident des Osterreichischen Bauernbundes, 
sondern gerade dem politischen Gegner gegen­
über als Obmannstellvertreter der OVP auf­
treten, der sich auf 79 Mandate im öster­
reichismen Nationalrat abstützen kann. 
(Neuerlicher Beifall bei der OVP.) 

ICh halte den eingeschlagEmen Weg der 
halbjährigen Verlängerung, dem wir nolens 
volens und unter Zeitdruck die Zustimmung 
geben müssen. um nicht ab 1 .  Juli 1970 einen 
gesetzlosen Zustand zu haben, auch aus rein 
gesamtwirtschaftlichen und dienstgeberischen 
Uberlegungen heraus für problematisch. Ganz 
abgesehen davon, daß die sogenannte best­
vorbereitete Regierung trotz ihrer Experten 
entweder kein Detail-Agrarkonzept hatte oder 
es angesichts der Regierungsverantwortung 
selbst rechtzeitig als undurchführbar in der 
Versenkung verschwinden ließ. Abgesehen 
auch davon, daß der seinerzeitige Abgeord­
nete. Dr. Staribacher am 12. 12 .  1967 in der 
79. Sitzung des Nationalrates geraten hat: 
"Bleiben Sie bei dem guten österreichischen 
System' ' ' ,  obwohl das Kapitel Agrarpolitik 
im sozialistisChen WirtsChaftsprogramm mit 
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dem Satz eingeleitet wird: "Die Bauern sind 
Opfer einer falschen Agrarpolitik", darf man 
somit mit Interesse den Vorschlägen für eine 
noch bessere Agrarpolitik durch die SPO in 
der eingesetzten Kommission entgegensehen. 
(Ruf bei der OVP: Wann? Müßte schon da 
sein!) 

Wir haben eben schon ein Bespiel serviert 
bekommen, wie diese "bessere" SPO-Agrar­
politik aussehen kann, und ich erinnere mich 
noch sehr genau einer Situation, als hier auf 
diesem Tisch Importkartoffeln zu sündhaft 
hohen Preisen vorgezeigt worden sind, weil 
man es verstanden hat, die inländische Pro­
duktion von den Märkten rechtzeitig abzu­
schirmen. Bezahlt haben das damals die 
Konsumentenl Wir können diesen Weg ja 
beschreiten, aber ich warne ausdrücklich 
davor, daß man aus irgendwelchen ideologi­
schen Uberlegungen heraus eine Situation 
heraufbeschwört, in der man zum Schluß nicht 
weiß, wer der zahlende Teil ist. (Abg. 
W i e l a n d n e r: Wer hat denn das damals 
gemacht?) Wer das damals gemacht hat? Ich 
weiß jetzt nicht genau, von wo der Zwischen­
ruf hergekommen ist : Das war die Situation 
von Uberlappungen von Importen und In­
landsproduktionen, wo wir immer wieder vor 
der Situation stehen, daß ein Inlandsmarkt, 
der von Importeuren mit einer teureren aus­
ländischen Ware versorgt ist, gegen eine 
billigere Inlandsproduktion dann, wenn sie 
einsetzt, auch wieder abgeschirmt wird. Jeden­
falls darf ich auf dieses Zitat des jetzigen 
Herrn Bundesministers und seinerzeitigen 
Abgeordneten in diesem Zusammenhang noch­
mals besonders hinweisen. 

Das Unsichermachen der Marktordnung be­
rührt auch unmittelbar Konsumenten­
oder - noch deutlicher - Arbeiterinter­
essen. Die Änderung eines Systems, das sich 
so viele Jahre hindurch und besser als aus­
ländische Anstrengungen bewährt hat, dürfte 
wohl nur nach reiflicher Uberlegung naCh 
allen Seiten hin und ohne Zeitdruck einer 
Fallfrist in Angriff genommen werden. 

Das jetzige System ermöglichte nämlich im 
Zusammenwirken mit dem Landwirtschafts­
gesetz eine Situation, die eine der bedeutend­
sten unabhängigen Zeitungen Osterreichs am 
3. Juni dieses Jahres folgendermaßen charak­
terisiert hat : "Das Erbe Schleinzers war eines 
der schönsten, das die neue Regierung vor­
fand. Im Vergleich zu unseren Nachbarländern 
macht der Umwandlungsprozeß in unserer 
Landwirtschaft sChöne FortsChritte; die An­
passung der Produktion an die Absatzmög­
liChkeiten funktionierte gut; der soziale 
Standard der Landbevölkerung steigt; die Ver-

sorgung mit Nahrungsmitteln ist gesichert." 
So diese unabhängige Zeitung am 3. Juni 
dieses Jahres. (Abg. K 0 n i r: Solche Behaup­
tungen!) 

Ich möchte nun einige Zahlen bringen, die 
für sich allein sprechen und die ich dem 
Statistischen TasChenbudl 1970 des Arbeiter­
kammertages, das Sie ja hoffentlich als eine 
authentische Quelle ansehen werden, sowie 
dem BeriCht der Präsidentenkonferenz über 
das Jahr 1 969 entnommen habe. 

Die Beschleunigung des Tempos der Struk­
turverbesserung in ganz wenigen Zahlen. -
Meine Damen und Herren! Seien Sie mir 
bitte niCht böse : Ich bin mir auch dessen 
bewußt, was es bedeutet, wenn man um 
viertel neun Uhr abends noch einige Zahlen 
serviert. Da man aber nicht immer geneigt 
ist, einer normalen Argumentation den ent­
sprechenden Aussagewert beizumessen, wenn 
sie von einem Repräsentanten der anderen 
Partei kommt, darf ich doch diese unwiderleg­
baren Zahlen in den Raum stellen. Ich glaube, 
daß daran nichts zu deuteln ist. - Im Jahre 
1951 hatten wir in Osterreich noch 432.000 
landwirtschaftliche Betriebe, im Jahre 1960 
waren es 402.000, also minus 30.000 in zehn 
Jahren. Im Jahre 1960 ist das Landwirtschafts­
gesetz in Kraft getreten; das darf ich hier 
nur einflechten. Im Jahr 1965, also schon nach 
fünf Jahren, waren es nur mehr 379.000 Be­
triebe, also ein Minus von 23.000, somit eine 
Steigerung des Strukturbereinigungstempos, 
wie es die Wirtschaft damals gerade noch 
vertragen hat. Diese mechanisierungsbedingte 
Betriebsverringerung bewirkte eine durch­
schnittliche jährliche Abwanderung von 
22.000 Arbeitskräften. 

Meine Damen und Herren I Ich bitte Sie 
zu überlegen, welch eine gigantische Leistung 
der Land- und Forstwirtschaft das für die 
gesamte VolkswirtsChaft, rein als Wertfaktor, 
gewesen ist. (Abg. P a n  s i: Was haben Sie 
zur Verminderung der Betriebe beigetragen?) 
Es ist jetzt kaum mögliCh, Herr Abgeordneter 
Pansi . . . (Abg. P a n  s i: Das glaube ich, daß 
es Ihnen "kaum möglich" ist!) Glauben Sie 
vielleicht, daß diese Zahlen eine Zufälligkeit 
gewesen sind? (Abg. P a n  8 i: Was haben Sie 
dazu beigetragen? Das will ich wissen!) Alle 
diese konkreten Strukturförderungsmaßnah­
men', die Sie anscheinend niCht zur Kenntnis 
genommen haben, haben diese Auswirkung, 
die Sie einer Statistik entnehmen können, ein­
deutig ausgewiesen. (Beifall bei der OVP. -
Abg. P a n  8 i: Welche Förderungsmaßnahmen 
haben dazu beigetragen, daß es weniger 
Betriebe geworden sind? Sagen Sie mir das 
einmal! - Abg. W i e  I a n d  n e  r: Ist diese 
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Entwicklung nur auf Osterreich beschränkt, 
oder gibt es sie auch noch woanders?) Es 
gibt natürlich djese Entwicklung auch noch wo­
anders, aber daß dieses Tempo in Osterreich 
überhaupt gehalten werden konnte, war ganz 
bestimmt auf die segensreichen Auswirkun­
gen auch des Grünen Planes und vieler 
anderer flankierender gesetzlicher Maßnah·· 
men, die wir in Osterreich hatten, zurückzu­
führen. (Abg. W i e  1 a n d n e  r: Weil die 
sozialistisch geführten Gemeinden die Arbeits­
plätze geschaffen haben, die Ihr verweigert 
hab t! - Abg. P a n s i: Das ist der Grund, 
daß andere Arbeitsplätze vorhanden waren, 
aber nicht Ihre Agrarpoli tik! Abg. 
M a c  h u n z e: Ihr habt gesagt, wir liefern 
Osterreich ans Ausland aus, weil wir Indu­
striebetriebe geschaffen haben! - Weitere 
Zwischenrufe bei der SPO und Gegenruie bei 
der OVP.) Herr Präsident Pansi! Ich hätte 
wirklich erwartet, daß Ihre Zwischenrufe auf 
einer anderen Ebene erstattet werden. Ich bin 
überzeugt davon, daß in Ihnen ein ganz 
anderes Niveau schlummert, das Sie jetzt nur 
geschickt zu tarnen versuchen. 

Darf ich aber bitte fortsetzen. Mir wurde 
vorhin von Herrn Präsidenten Benya . . .  Nein, 
ich glaube, das darf man in der Offentlichkeit 
nicht einmal sagen. Es ist mir jedenfalls von 
irgend jemandem ein Zuruf zugekommen: 
Hoffentlich vergessen die Redner nicht, daß 
heute ein sehr interessantes Fußballmatch 
übertragen wird. 

Der nächste Punkt, meine Damen und 
Herren: die Produktivitätssteigerung auf der 
Basis von 1 956. Die Landwirtschaft scheint 
hier auf mit einer Steigerung von 1 1 5,9 Pro­
zent. (Zwischenrufe bei der SPO. - Abg. 
S e  k a n  i n a: Seid vorsichtig, der Libal unter­
wandert euch schon dort! - Weitere Zwi­
schenrufe.) 

Präsident Dr. Maleta (das Glockenzeichen 
gebend) : Am Wort ist der Herr Abgeordnete 
Minkowitsch. 

Abgeordneter Minkowitsch (fortsetzend) : 
Darf ich wieder fortsetzen? - Die Produktivi­
tätssteigerung auf der Basis 1 956:  Die Land­
wirtschaft hat einen Steigerungsfaktor von 
1 1 5,9 Prozent, während es die Industrie im 
selben Zeitraum nur auf einen Steigerungs­
faktor von 87,3 Prozent gebracht hat. Meines 
Wissens weisen nur wenige Spezialindustrien 
einen höheren Steigerungsfaktor als die öster­
reichische Landwirtschaft auf. 

Der Selbstversorgungsgrad des Ernährungs­
verbrauches von 53 Prozent in den Jahren 
1 947/48, von 75 Prozent in den Jahren 1 955/56 
konnte in den Jahren 1 968/69 auf 83 Prozent 
gesteigert werden. 

Die Produktivitätsanpassung ...,...- . und viel­
leicht hat das auch außerhalb des Rahmens 
der agrarischen Kompetenzen irgend jemand 
auf uns herniederregnen lassen - bei Weizen: 
Im Jahre 1967 eine Fläche von 3 1 6.000 ha, 
die 1969 auf 286.000 ha, also minus 30.000 ha, 
abgesunken ist. Roggen: 1 967 1 38.000 ha, 1 969 
1 47.000 ha, also eine Zunahme von 9000 ha. 
So rasch hat damals die österreichische Land­
und Forstwirtschaft auf gegebene Empfehlun­
gen reagiert. Gerste: 1967 23 1 .000 ha, 1969 
274.000 ha, also eine Steigerung von 43.000 ha. 
Mais : 1967 60.000 ha, 1 969 1 1 7.000 ha, das ist 
also eine Steigerung um 57.000 ha. 

Im Futtergetreidebau wurde somit dank der 
Tüchtigkeit der österreichischen Bauernschaft 
der Bedarf fast völlig gedeckt, und es wurden 
allein dadurch Hunderte Millionen Schilling 
an Devisen erspart. 

Beim Viehbestand hat die Anzahl der Kühe 
und Kalbinnen von 1 967 auf 1969 um 

39.000 Stück abgenommen, jedoch ist im selben 
Zeitraum eine Steigerung der Jahresleistung 
je Kuh von 2961 Liter auf 3023 Liter Milch 
eingetreten. Bei Schweinen konnte eine Zu­
nahme von 264.000 Stück erzielt werden, bei 
Hühnern eine Zunahme von 600.000 Stück, 
um so den ständig steigenden Anforderungen 
auch unseres Fremdenverkehrs im Inland zu 
entsprechen. 

Nun noch einige wenige Zahlen über den 
Export und Import land- und forstwirtschaft­
lieh er Erzeugnisse. Landwirtschaftliche Erzeug­
nisse wurden im Jahre 1 969 um einen Betrag 
von 2968 Millionen Schilling exportiert, dem 
ein Import von 8069 Millionen Schilling gegen­
übersteht. Holz und Holzwaren wurden im 
Jahre 1 969 um 5 1 61 Millionen Schilling expor­
tiert, während der Import 1 387 Millionen 
Schilling betragen hat. Einem gesamten land­
und forstwirtschaftlichen Export von 8129 Mil­
lionen Schilling stand somit ein Import von 
9456 Millionen Schilling gegenüber. 

Diese Zahlen werden doch hoffentlich jeder­
mann klarmachen, daß man sich sehr bemühen 
muß, durch entsprechende Aufrechterhaltung 
der Qualität der Lieferungen, annehmbare 
Preisgestaltung und strikte Einhaltung der 
Liefertermine die unter so großen Mühen 
eroberten Exportmärkte im Interesse der ge­
samten Volkswirtschaft zu erhalten. Sie als 
gelegentliche Uberschußverwerter organisie­
ren zu wollen, ist eine Utopie I 

Der Verbraucherpreisindex auf der Basis 
1 966 = 1 00 hat im Jahre 1 969 1 1 0,2 betragen, 
wovon für Ernährung und Getränke insgesamt 
37 Prozent des Familieneinkommens ausge­
geben wurden, die jedoch nur mit einem 
Index von 1 08,8 zu Buche stehen, was wohl 
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der beste Beweis für das stabilisierende 
Funktionieren der jetzigen Marktordnung 
auch zum Wohle der österreichischen Konsu­
mentenschaft ist. 

Meine Damen und Herren! Ich glaube hier­
mit eindeutig dargelegt zu haben, daß eine 
nur halbjährige Verlängerung widersinnig, 
wirtschaftlich schädlich und der Erz-Planer­
Partei ganz und gar nicht angemessen ist 
- weil sie zum Beispiel das Getreidewirt­
schaftsjahr halbiert ; daß die von allen Seiten 
gezeigte Adaptierungsbereitschaft kein Grund 
für eine Fristsetzung, sondern nur die Fort­
führung alter Erpressungspolitik ist ; daß 
Änderungswünsche in anderen Bereichen der 
Legistik ebenfalls nicht zu Fristsetzungen füh­
ren; daß die zeitliche Verschiebung in die 
Budgetberatungen hinein die politische Ab­
sicht der SPO nur allzu deutlich demaskiert· 
daß sich das Fremdenverkehrsland Osterreich 
im Interesse von Produzenten und Konsumen­
ten Unsicherheiten auf dem Verteilungssektor 
der Grundnahrungsmittel nicht leisten sollte ; 
daß das vorhandene Instrumentarium völlig 
ausreichte, um im Verein mit dem Landwirt­
schaftsgesetz und so weiter die Strukturver­
besserung zu beschleunigen, die Produktivi­
tätssteigerung in der Land- und Forstwirt­
schaft höher als in der Industrie zu ermög­
lichen, den Selbstversorgungsgrad neutrali­
tätssichernd zu gestalten, die Produktions­
anpassung besser als in westeuropäischen 
Staaten in den Griff zu bekommen und den 
land- und forstwirtschaftlichen Export auf 
beachtliche devisensparende Höhe zu bringen. 
Dies alles war im Verlaufe der letzten drei 
Jahre der OVP-Alleinregierung bei einer 
Ernährungs- und Getränkeindexsteigerung 
von unter 3 Prozent pro anno möglich, was 
einem hervorragenden Stabilisierungseffekt 
gleichkommt. 

Um vielleicht doch noch eine unbefristete 
Verlängerung zu ermöglichen, bringe ich 
hiermit einen entsprechenden A n t r a g  zum 
Marktordnungsgesetz ein, dessen Verlesung 
ich dem Hohen Hause angesichts der fort­
geschrittenen Stunde ersparen möchte. Ich er­
suche den Herrn Präsidenten, ihn in die Ver­
handlung einzubeziehen. 

Wirtschaftspolitik hat ihre eigenen diffizilen 
Gesetzlichkeiten, richtet sich nicht nach partei­
politischem Wunschdenken und ist ungeeignet 
als ideologisches Exerzierteld. Je eher das die 
derzeitige Regierungspartei erkennt und da­
nach handelt, desto besser wird das für alle 
Osterreicher sein. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Der Ab änderungs­
antrag Minkowitsch ist genügend unterstützt 
und steht daher mit in Verhandlung. 

Als nächster zum Wort gemeldet ist der 
Abgeordnete Pfeifer. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Pfeifer (SPO) : Herr Präsident! 
Hohes Haus ! Bevor ich mich mit meinen Dar­
legungen zu dem Gesetzespaket beschäftige, 
möchte ich doch einiges, meinem geschätzten 
Herrn Vorredner erwidernd, sagen. 

Der Herr Präsident des Osterreichischen 
Bauernbundes hat Kritik geübt an dem Ver­
halten der Regierung. Er hat unter anderem 
festgestellt, daß es ein wirtschaftlicher Wider­
sinn ist, wenn man diese Gesetze nur halb­
j ährig verlängert, er hat gemeint, daß gerade 
die Planungs- und Konzeptpartei, die Soziali­
stische Partei also, doch so nicht vorgehen 
soll. Dann sagte er unter anderem, dieser 
kurze Verlängerungstermin sei ja nur aus 
politischen Uberlegungen festgelegt, es sei die 
typische Faustpfandpolitik, die hier betrieben 
werde, und es gebe, so sagte er, so gar keine 
sachlichen Begründungen dafür, und es gebe 
hier keine Ausreden. Und er sagte natürlich 
auch, daß die SPO aus dem Junktimierungs­
dschungel nidlt heraus wolle, und anderes 
mehr. 

Er kam dann mit Drohungen : Druck er­
zeuge Gegendruck, und Kreisky begänne mit 
Drohungen. (Abg. M i  n k 0 w i t s c  h: Das 
war eine Feststellung!) Die Bünde seien eine 
geeinigte Kampfgemeinschaft, und die Soziali­
stische Partei hätte kein Agrarkonzept, meinte 
er weiter. 

Darf ich dazu einmal einiges sagen. (Zwi­
schenruf des Abg. K e r n.) Herr Kollege Kern! 
(Der Redner hält den Koren-Plan in die Höhe.) 
Das ist ein so vollkommen hoffnungsloses 
Plänchen. (Weitere Zwischenrufe bei der OVP.) 
Darinnen, im sogenannten Koren-Plan . . .  

(Abg. W e i  k h a r t : Das ist der Pleite-Plan!) 
Mit neun Zeilen Agrarpolitik wollen Sie ' uns 
einreden, daß Sie in Osterreich eine moderne 
Agrarpolitik etablieren können? Das wird 
Ihnen nie gelingen. Wir haben sehr wohl 
ein entsprechendes zielführendes Agrarpro­
gramm in unserem Wirtschaftsprogramm, und 
diese Regierung wird dieses Agrarprogramm, 
wie wir es im Wirtschaftsprogramm definiert 
haben, auch Schritt für Schritt in die Tat 
umsetzen. 

Und wenn Sie unter anderem, Herr Kollege 
Minkowitsch, in Ihrer Eigenschaft als Bauern­
bundpräsident, als Vorsitzender des Land­
wirtschaftsausschusses dann der Regierung 
vorhalten : Regieren heißt auch verantworten! ,  
dann möchte ich Ihnen eines sagen: Weil 
sich eben diese Regierung ihrer absoluten 
Verantwortung bewußt ist, eben deswegen 
werden wir diese Gesetze um ein halbes Jahr 
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vedängern, werden wir bei diesen Gesetzen, 
wenn Sie wollen, entspredlend audl Ande­
rungsgespräche führen. 

Ich weiß schon, daß ich natürlich von Ihnen 
keine Zustimmung erwarten kann. Ich sage 
Ihnen ganz offen : Ihre Zustimmung wäre in 
dieser Sache für mich fast eine Beleidigung. 
(Ruf bei der OVP: Wir werden es uns schon 
merken! - Abg. Dr. G r u b e r: Ich glaube, 
Sie brauchen ab und zu unsere Zustimmung! 
- Weitere Zwischenrufe. - Präsident Doktor 
M a 1 e t a  gibt das Glockenzeichen.) 

Meine Damen und Herrenl Wenn Sie die 
Zwischenrufe nacheinander setzen, dann bin 
ich gerne bereit, mit Ihnen Zwiegespräche zu 
führen. Wenn Sie aber zehn oder fünfzehn 
Zwischenrufe auf einmal setzen, kann ich 
darauf nicht eingehen. Das werden Sie ja 
verstehen können. 

Ich habe jetzt ganz kurz unsere Meinung 
zu den Ausführungen des Bauernbundpräsi­
denten Minkowitsch klar definiert. Wir lassen 
uns von Ihnen auch mit Drohungen nicht 
schreCken. Nehmen Sie das zur Kenntnis l (Ruf 
bei der OVP: Wer hat gedroht?) Der Bauern­
bundpräsident Minkowitsch hat gedroht (Abg. 
M i  n k 0 w i t s c h: Kreisky hat mit den Dro­
hungen begonnen! - Abg. W e i k h a r t: Min­
kowitsch hat gedroht in jedem dritten Satz! -
Präsident Dr. M a 1 e t a gibt das Glocken­
zeichen), indem er gesagt hat : Druck wird auf 
Gegendruck. stoßen. Das war die erste 
Drohung; wir nehmen das zur Kenntnis. (Abg. 
Dr. M u s  s i 1: Das ist ein physikalisches 
Gesetz!) Sicherlich, Herr Mussil l Eines ist doch 
klar: So viele konsonante Töne, wie Sie sie 
von der Bundeskammer im Verein mit der 
Landwirtschaftskammer von sich geben, haben 
wir schon lange nicht gehört. Wir glauben 
aber trotzdem nicht, daß die Einigung der 
Bünde absolute Sicherheit und absolute Tat­
sache ist. 

Eines, Herr Bauernbundpräsident, muß man 
doch auch sagen: Sie reden immer von der 
Änderung, und diese Änderung (ständige 
Zwischenrufe bei der OVP und Gegenrufe 
bei der SPO), meine sehr verehrten Damen 
und Herren, die Sie vorhaben, ist eine einzige, 
nämlich eine vollkommen unbefristete Ver­
längerung der Gesetze. Ich sage Ihnen auch, 
was Sie damit wollen. Sie werden das hier 
nicht aussprechen. Damit wollen Sie eine 
völlige Narrenfreiheit der Produktion in der 
Landwirtschaft einhandeln. (Abg. M i n k 0-
w i t s c h: Für diesen Ausspruch bin ich Ihnen 
sehr . dankbar! - Abg. B r a n d s t ä t t e  r: 
Sind Sie als Bauer gegen eine unbefristete 
Verlängerung? Sagen Sie Ihre Meinung als 
Bauer!) 

Hohes Haus I Die Abgeordneten der soziali­
stischen Regierungspartei werden den gegen­
ständlichen Regierungsvorlagen, mit denen 
das Preistreibereigesetz 1959 und das Last­
verteilungsgesetz 1952 neuerlich verlängert 
und das Preisregelungsgesetz 1 957, das Roh­
stofflenkungsgesetz 1 95 1 ,  das Lebensmittel­
bewirtschaftungsgesetz 1952 sowie das Markt­
ordnungsgesetz 1967 neuerlich geändert wer­
den, ihre Zustimmung geben. 

Alle diese genannten Gesetze sollen um 
ein halbes Jahr, also bis zum 3 1 .  Dezember 
1 970, verlängert werden. 

Als sozialistischer Bauer möchte ich mich 
mit der in Rede stehenden Marktordnungs­
gesetz-Novelle 1 970 ein wenig näher befassen 
und einige zum Gesetz abgegebene Stellung­
nahmen von Interessenvertretungen ein wenig 
näher beleuchten. (Abg. B r a n d  s t ä t t e r: 
Sagen Sie lieber Ihre eigene Stellungnahme!) 
Die sage ich sdlOn, 0 j a l  Ich stimme voll­
kommen mit dem überein, was ich sage ; 
damit es keine Mißverständnisse gibt. (Abg. 
Dr. M U B s i  1: Es muß mit dem überein­
stimmen, was Ihre Partei meint! - Abg. 
W e i  k h a r t: Der Mussil ist Agrarfachmann 
geworden!) 

Präsident Dr. Maleta (das Glockenzeichen 
gebend) : Meine Damen und Herren! Vielleicht 
beruhigen wir uns wieder etwas. 

Abgeordneter Pfeifer (fortsetzend) : Herr 
AItstaatssekretär Dr. Haider ! Wenn Sie wirk­
lich von mir Notizen wünschen, stelle ich 
gerne Notizen zur Verfügung. Sie können 
gerne solche Dinge von mir haben. 

Die Präsidentenkonferenz der Landwirt­
schaftskammern Osterreichs hat zum Entwurf 
einer Marktordnungsgesetz-Novelle, wie ich 
schon betont habe, von der Regierung bean­
tragt, Stellung bezogen. Die Präsidenten­
konferenz spricht siCh in ihrer Stellungnahme 
auf das entschiedenste gegen eine neuerliChe 
Befristung des Marktordnungsgesetzes, wie 
wir j a  auch sChon vom Herrn Bauernbund­
präsidenten gehört haben, aus. Das ist Ihr 
gutes Recht. Wir aber fragen: Warum auf 
das entschiedenste? Warum erst jetzt diese 
höchste Steigerungsstufe in der Argumenta­
tion, die an Polemik grenzt? 

Wir erinnern uns - dieses Marktordnungs­
gesetz, das heute neuerlich zur Debatte steht 
und das in seiner ursprüngliChen Fassung am 
1 .  Jänner 1959 in Kraft getreten ist, wurde 
seither schon unzählige Male novelliert und 
beinahe ebensooft zeitliCh verlängert. Ich 
erinnere mim aber niCht, daß Sie, meine 
Herren des OVP-Bauernbundes, jemals auf das 
entsmiedenste gegen eine befristete Ver-

9. Sitzung NR XII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)24 von 62

www.parlament.gv.at



Nationalrat XTI. GP. - 9. Sit� - 17. Juni 1970 389 

Pfeifer 

längerung dieses Gesetzes polemisiert hätten I 
(Abg. Dipl.-Ing. T s c  h i d a: Herr Kollege 
Pfeifer! Die unbefristete Verlängerung ist 
x-mal beantragt w,ordenl) 

Sie warten hier also mit einer Neuheit in 
Ihrer politischen Gangart auf. Sie verdient 
es, wie ich meine, auf ihre Wurzel hin unter­
sucht zu werden. Da gleichzeitig heute ent­
sprechende Anträge der Kollegen Minkowitsch 
und Genossen auf unbefristete Verlängerung 
des Marktordnungsgesetzes ebenso wie 
des Landwirtschaftsgesetzes zur Behandlung 
vorliegen, möchte ich in meinen Ausführungen 
auch gleich mit darauf eingehen. 

Vielleicht, meine Damen und Herren der 
rechten Seite dieses Hauses, entsinnen sich 
manche von Ihnen noch der Debatte 
vom 12 ,  Juli 1962. Auch damals ging es um 
die Verlängerung des Marktordnungsgesetzes. 
Auch damals - und jetzt hören Sie gut zu -
war eine Verlängerung bloß um ein halbes 
Jahr beantragt. 

Es stimmt also nicht, Herr Bauernbund­
präsident, daß es erstmalig ist. Auch 
1962 - das haben Sie zu sagen vergessen 
(Hörtf-Hörtf-Rufe bei der SPO) - gab es 
bereits einmal einen Antrag auf halbjährige 
Verlängerung. Allerdings kam dieser Antrag 
damals, Herr Abgeordneter Minkowitsch, nicht 
von einem sozialistischen Landwirtschafts­
minister, sondern von einem aus Ihren 
Reihen, meine Herren vom OVP-Bauernbund, 
das müssen Sie doch eingestehen. 

Aber lassen wir das einstweilen. In der 
Debatte stellte der damalige Kärntner Land­
wirtschaftspräsident (Abg. Dr. M u s  s i 1: Wir 
sind unter Druck gestanden! '- Abg. W e i k­
h a  r t: Der Abgeordnete Mussil steht ununter­
brochen unter Druck!), der Abgeordnete Her­
mann Gruber, fest - ich zitiere aus dem 
stenographischen Protokoll der 105. Sitzung 
des Nationalrates -: "Wer würde heute 
leugnen" , so sagte er, "daß die genannten 
Gesetze in hervorragendem Maße dazu bei­
getragen haben, die Ubergangszeit von der 
Mangelwirtschaft zur Vollversorgung sowohl 
im Sinne der Konsumenten als auch der 
Bauernschaft ohne größere Schwierigkeiten 
und Fährnisse zu bestehen." Ich werde auf 
dieses Zitat, meine Damen und Herren der 
Volkspartei, betreffend den Abgeordneten 
Gruber noch zurückkommen. 

In diesem Zusammenhang möchte ich Ihnen 
noch eine Stelle aus dem "Osterreichischen 
Bauernbündler", der größten Agrarzeitung 
Osterreichs, wie sie neuerlich vom OVP­
Volksblatt bezeichnet wurde, vortragen. Es 
hieß dort am 21 .  Juli 1962 in einem Artikel, 
der Ihren damaligen Minister Hartmann wür-

digen sollte, unter dem Titel "Der richtige 
Steuermann im sturmumtobten Agrarschiff" 
- ich zitiere wörtlich -: 

Das Landwirtschaftsgesetz gibt gemeinsam 
mit dem wiederholt novellierten Marktord­
nungsgesetz der Landwirtschaft "die Möglich­
keit, Absatz, Markt und Export wichtiger 
Agrarprodukte so zu regeln, daß selbst bei 
zeitweiliger Uberproduktion ein existenz­
gefährdender Preisverfall für die Landwirt­
schaft verhindert werden kann". 

Meine Damen und Herren des Hohen 
Hauses !  Ich greife aus diesen beiden Zitaten 
zwei Stellen heraus, die, so glaube ich, zur 
Genüge darlegen werden, warum heute die 
Notwendigkeit besteht, dieses Marktord­
nungsgesetz lediglich um ein halbes Jahr zu 
verlängern und sich in der Zwischenzeit, wie 
ich meine, gemeinsam um eine passablere 
Lösung des Problems zu bemühen. 

Sie erinnern sich an die Worte des ehe­
maligen Abgeordneten der OVP Gruber, daß 
die genannten Gesetze beigetragen haben, 
die Ubergangszeit von der Mangel- zur Uber­
schußsituation zu bestehen. 

Heute, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, haben wir keine Ubergangszeit mehr, 
wie das Gruber damals - ebenfalls seine 
Worte - bezeichnete. Heute stecken wir 
mitten drin im Uberschuß, und es ist auch 
keine zeitweilige Uberproduktion, wie man 
seinerzeit im "Bauernbündler" lesen konnte, 
zu deren Bewältigung die zur Diskussion 
stehenden Gesetze unverändert beitragen 
könnten. Bei der Abfassung dieser Gesetze 
hat man ja, wie der Passus "zeitweilige Uber­
produktion" beweist, gar nicht daran gedacht, 
daß diese Uberproduktion einst zu unserem 
Hauptproblem werden könnte, zu einem 
Dilemma, aus dem auch, wie einige Zeitungen 
richtig vermerkten, etwa eine Manipulation 
am Milchproduzentenpreis nicht endgültig 
herausführen kann. 

Meine Damen und Herren I Der Getreide­
überschuß, die Milchflut, die Butterberge sind 
Dauerzustände geworden, und das dank einer 
gesetzlichen Regelung, die irgendwann einmal 
sicher dazu beigetragen hat, die Ubergangszeit 
von der Mangelwirtschaft zur Vollversorgung 
sowohl im Sinne der Konsumenten als auch 
der Bauernschaft ohne größere Schwierigkei­
ten und Fährnisse zu bestehen. 

Und Sie, meine Herren vom OVP-Bauern­
bund, setzen sich heute auf das entschieden­
ste - auf das entschiedenste! - für eine 
Ubergangsregelung ein, obwohl die Voraus­
setzungen, auf denen sie basierte, sich schon 
längst verändert haben; ich habe das soeben 
dargestellt. Ich sehe in einer solchen Vor-

29 
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gangsweise lediglich die Polemik, die totale 
Opposition um jeden Preis, die verantwor­
tungslos wider besseres Wissen nun plötzlich 
im Trutzwinkel die lautesten Register zieht. 
Ob die Bauernschaft mit einer solchen Partei­
politik, die gefährlich die Interessen der 
Bauern aufs Spiel setzt, einverstanden sein 
wird, werden wir abwarten. 

Meine Herren von der Präsidentenkonfe­
renz l Sie sagen in Ihrer Stellungnahme, eine 
elastische Anpassung wäre für die Fortent­
wicklung der Wirtschaft bei einem unbefriste­
ten Gesetz durChaus gegeben. "Durchaus" ist 
- das werden Sie mir zugestehen müssen -
zuwenig. In welcher Form ist denn die elasti­
sche Anpassung gegeben, meine Damen und 
Herren der Volkspartei? Indem man nichts 
am Gesetz ändert? - Doch wohl kaum. 

Wenn Sie aber anpassen wollen, wenn Sie 
ändern wollen, werden Sie sich wohl schleu­
nigst Gedanken machen müssen, in welcher 
Weise. Im Ministerium wird schon eifrig an 
der Neugestaltung der Gesetze gearbeitet. 

Die Präsidentenkonferenz schreibt in ihrer 
Stellungnahme weiter: Die zunehmende Sätti­
gung der Agrarmärkte in den Industriestaaten 
und eine dadurCh bedingte Verschärfung des 
Konkurrenzkampfes führen dazu, daß die 
Exportländer immer höhere Ausfuhrsubven­
tionen gewähren. SolChe Exporte verursachen 
in den Importländern Wettbewerbsverzerrun­
gen, die meist nur durch Abschöpfungsrege­
lungen wirksam neutralisiert werden kön­
nen. 

Diese Feststellung trifft zu. Da ich annehme, 
daß sich auch die Offentlichkeit dafür inter­
essiert, möchte iCh an einem konkreten Fall 
aufzeigen, wie wirksam hier neutralisiert 
wird. 

In der letzten Legislaturperiode des 
Nationalrates wurden die Stärkegesetze gegen 
die Stimmen der SPO beschlossen, um, wie 
man damals von seiten der OVP vorgab, 
den inländischen Stärkemarkt, also die öster­
reicbische Stärkeerzeugung, zu schützen. 
Warum damals die SPO dagegen gestimmt 
hat, werden Sie sofort erfahren. (Abg. Doktor 
M u s  s i 1: Weil sie bauernieindlich istl) Ihre 
Bauernfreundlichkeit, Herr Kollege Mussil, er­
reichen wir bei weitem noch !  Da brauchen 
wir auf Sie gar nicht Rücksicht nehmen. (Bei­
fall bei der SPO.) 

Osterreich hat einen Jahresverbrauch von 
zirka 3000 Tonnen Weizenstärke, der zur 
Gänze von der inländischen Erzeugung ge­
deckt wird. Der Inlandspreis für Weizenstärke 
liegt bei ungefähr l O S je Kilogramm. Und 
nun wird importiert : Weizenstärke aus 
Holland und der Schweiz, allein im dritten 
Quartal 1969, wie aus der Importstatistik 1 969 

hervorgeht, rund 200 Tonnen, also 
200.000 Kilogramm, zum Preise von zirka 3,50 
bis 4 S pro Kilogramm - trotz dieses giganti­
schen Uberschusses an Weizen. Ich habe im 
Landwirtschaftsministerium gehört, daß wir 
bereits 200.000 Tonnen Weizenübersdluß 
haben. Trotz der 200.000 Tonnen Uberschuß 
gibt es also fleißig Importe. 

Wissen Sie, wer importiert, meine Damen 
und Herren? Genau jene Herren der OVP 
beziehungsweise von Ihrem Bauernbund, 
welche vorgegeben haben, mit den damals 
beschlossenen Stärkegesetzen die inländischen 
Produzenten zu schützen. Das sind die 
Importeure. Importeur ist die Stärkever­
triebs-Ges. m. b. H., welche zu 75 Prozent der 
Agrarindustrie Ges. m. b. H. Gmünd gehört. Im 
Vorstand dieser Gesellschaft sitzt der General­
anwalt des Raiffeisenverbandes, Rasser, und 
ein Neffe des ehemaligen Bundeskanzlers 
Raab, Dipl.-Ing. Wohlmeyer. (Abg. lng. 
K. H o f  s t e  t t e r: Na und?) 

Infolge der von den Landwirtschaftskam­
mern so auffallend verteidigten Abschöpfungs­
regelung erhält die Stärkevertriebs-Ges. 
m. b. H. mit dem Neffen Raabs und General­
anwalt Rasser in ihrem Vorstand die Preis­
differenz vom Finanzministerium in Form von 
Subventionen rückerstattet, Subventionen, 
meine Damen und Herren, für die zualler­
erst die Bauern, letztlich aber jeder öster­
reichische Steuerzahler aufkommen muß. 

Der ehemalige Finanzminister und. jetzige 
Abgeordnete Professor Koren hat seinerzeit 
als Finanzminister auf eine parlamentarische 
Anfrage geantwortet, daß er die Gesamt­
summe, die rüdt.erstattet wurde, nicht bekannt­
geben könne, weil - und jetzt hören Sie 
die fadenscheinige Begründung und staunen 
Siel - er den. Konkurrenten, die Produkte 
österreichischen Bauernfleißes verarbeiten und 
den inländischen Markt vollauf decken, nicht 
Einblick in die innerbetriebliche Kalkulation 
der subventionierten Firmen gewähren könne. 

Hohes Haus I So sieht unter anderem die 
Situation auf dem Getreidesektor aus. So wird 
Mißbrauch getrieben mit Subventionsgeldern, 
so verantwortungslos wurde bisher von ge­
wissen OVP-Cliquen gewirtschaftet. 

Da besteht in Osterreich, wie ich schon 
betont habe, ein eklatanter Weizenüberschuß 
von rund 200.000 Tonnen, und man führt aus 
sogenannten Konkurrenzgründen Weizen­
stärke ein. Den Profit davon aber streichen 
einige wenige ein, die sich bisher wohl abge­
sichert von einer OVP-Alleinregierung ge­
wußt haben. Und in einer derartigen Situation 
wagen fast dieselben Leute scheinheilig von 
einer wirksamen Neutralisierung durch Ab­
schöpfungsregelungen zu reden. 
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Hohes Hausl Ich bin überzeugt, daß diese ' Sie es nicht aus dem Zusammenhang, sagen 
Details volksparteilicher Mißwirtschaft, denen Sie auch dazu, daß wir deswegen für die 
noch weitere folgen werden, von großem halbjährige Verlängerung sind, weil wir alle 
Interesse für die Offentlichkeit sein werden, miteinander in dieser Situation, wie iCh es 
die berechtigterweise immer wieder Rechen- bereits geschildert habe, gemeinsam Gesprä­
schaft über die Verwaltung ihrer Gelder for- che führen sollen. (Abg. K e r n: Wo ist Ihr 
dert. konkreter Vorschlag?) Schauen Sie, Sie haben 

Die Bauernschaft aber - das sage ich Ihnen doch gar keinen Vorschlag zu machen. (Abg. 

als sozialistischer Bauer - hat für solche K e r n: Was stellen Sie sich vor? Wie soll 

Machinationen kein Verständnis. Da helfen das weitergehen?) Aber gehen Sie einmal 
Ihnen dann auch keine propagandistischen her und machen Sie da einen Vorschlag. 
Nebelschwaden, mit denen man versuchen (Zwischenruf des Abg. K e r n. - Präsident 
will, Bundeskanzler Dr. Kreisky als Bauern- Dr. M a l  e t a gibt das Glockenzeichen.) Wir 
feind oder Landwirtschaftsminister Dr. Weihs wollen unter einem halben Jahr Gespräche 
als Konsumentenvertreter zu verkaufen. Da führen und vernünftige Vorschläge erstatten. 
helfen Ihnen dann auch die besten und Wir laden Sie dazu ein l (Lebhafter Beifall 

teuersten Werbeagenturen nichts. bei der SPO.) Wenn Sie nicht wollen . . .  

Mit einer solchen Politik, meine Damen und 
Herren der Volkspartei, haben Sie die Inter­
essen der Bauern bereits jetzt, in Ihrem 
Anfangsstadium, verspielt. (Gelächter bei der 
OVP. - Zwischenruf des Abg. Ing. K. H o  f­
s t e  t t e r. - Abg. K e r n: Wir wollen ein­
mal Ihre positiven Vorschläge und Akzente 
zur modernen Agrarpolitik hören, Herr 
Kollege Pfeiferl Die Zukunft wollen wir 
hören, nicht die Vergangenheitf) Sehr gut, 
sehr gut, Herr Kollege Kern. Darf ich vielleidlt 
noch eines wiederholen. Ich habe es bereits 
im Landwirtschaftsausschuß gesagt, ich sage 
es für das Haus noch einmal : 

Da hat bei der damaligen Verlängerung 
der Marktordnungsgesetze am 6. Dezember 
1968 - passen Sie gut auf, denken Sie scharf 
nach - der damalige Landwirtschaftsminister 
Dr. Schleinzer auf die Argumentation der 
damaligen Oppositionsabgeordneten Fux und 
Pfeifer gesagt: Ich bin jederzeit gerne bereit, 
zu Gesprächen über die Marktordnung alles 
einzuladen. - Ich zitiere jetzt ganz wört­
lich aus der "Parlamentskorrespondenz" vom 
6. Dezember 1968. Der Herr Bundesminister 
Dipl.-Ing. Dr. Schleinzer sagte - ich reiße 
nichts aus dem Zusammenhang, ich sage das 
ganz wörtlich -: 

"Wie alle Gesetze sollen auch die Wirt­
schaftsgesetze der laufenden Fortentwicklung 
Rechnung tragen. An der Bereitschaft des 
Ministers zu GespräChen im Sinne einer 
organischen Weiterentwicklung habe es nie 
gefehlt." 

Und nun frage ich:  Der Herr Minister wollte 
also Gespräche führen. Wir wurden dazu nicht 
eingeladen. - Ja wer hat denn diese Ge­
spräche verhindert, Herr Kollege Kern? (Abg. 
K e r n: Moment! Ich wollte Ihre Ansichten 
hören, nicht die des Schleinzer!) Wenn Sie 
meine Ansicht hören wollen, dann sage ich 
Ihnen ganz konkret: Wir sind und ich per­
sönlich bin für die halbj ährige Verlängerung ; 
sagen Sie das draußen überall, aber reißen 

(Abg. K e r n: Ihre Vorschläge zur zukünfti­
gen Agrarpolitik wollen wir hören! Bis jetzt 
haben Sie nur kritisiert, sonst nichts! -
Weitere Zwischenrufe bei der OVP. - Präsi­
dent Dr. M a l  e t a  gibt erneut das Glocken­
zeichen.) Herr Kollege Kern I Ich sage Ihnen 
noch einmal - ich habe auch damit einge­
leitet -: Wir haben im Wirtschaftsprogramm 
klar unsere Meinung definiert. Wenn Sie 
daraus - und das dürfen Sie ja politisch 
sdlOn nicht - nichts herauslesen können, 
dann gebe ich Ihnen gerne Nachhilfeunterricht 
in dieser Angelegenheit. (Beifall bei der SPO. 
- Abg. K e r n: Damit kommen Sie nicht 
weiterl Das ist zu billigl) 

Ich möchte nur noch einmal sagen : Wir 
sind jederzeit zu Gesprächen bereit. (Abg. 
K e r n: Konkrete Vorschläge!) Der Herr Land­
wirtschaftsminister - auch das darf ich noch 
einmal wiederholen - hat zu Gesprächen 
eingeladen. Es wird von der Präsidenten­
konferenz, es wird von den Interessenver­
tretungen abhängen, wie weit Sie . . . (Wei­
tere Zwischenrufe bei der OVP.) Ja, meine 
Herren! Sie berufen siCh auf 80 Prozent bei 
den Landwirtschaftskammerwahlen, und dann 
würden Sie gerne sagen: Aber Verantwortung 
interessiert uns überhaupt nicht. So geht das 
natürlich auch nicht. (Abg. K e r n: Ihre Ideen 
wollen wir wissen!) Mit einer solchen Politik, 
das habe ich Ihnen schon gesagt, haben Sie . . . 

(Abg. Dr. M u s  s i 1: Worauf berufen Sie 
sich? - Weitere Zwischenrufe bei der OVP. 
- Präsident Dr. M a l  e t a gibt das Glocken­
zeichen.) Herr Kollege Mussil, wissen Sie, 
worauf ich mich berufe? Ich berufe mich auf 
die Entscheidungen in den ländlichen Gemein­
den vom 1 .  März ! (Beifall bei der SPO.) Herr 
Kollege Mussil, Sie wären betriebsblind, wenn 
Sie nicht zugeständen, daß die Bauern dabei 
in vermehrtem Maße der sozialdemokratischen 
Regierung ihre Zustimmung gegeben haben. 
(Abg. M a y r: Ach so, doch "Sozialdemokra­
tische Partei"! - Weitere Zwischenrufe bei 
der OVP.) 
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Präsident Dr. Maleta (das Glockenzeichen 
gebend) : Meine Damen und Herren I Bitte 
wieder etwas mehr Ruhe. (Anhaltende Zwi­
schenrufe bei der OVP und Gegenrufe bei 
der SPO. - Präsident Dr. M a l  e t a gibt 
erneut das Glockenzeichen.) 

Abgeordneter Pfeifer (fortsetzend) : Hohes 
Haus I Ich habe Ihnen schon gesagt, daß Ihnen 
bei dieser Ihrer fadenscheinigen Agrarpolitik 
(Abg. K e r n: Wo ist das Agrarkonzept?) die 
besten Werbeagenturen nichts nützen. Mit 
einer solchen Politik - das sage ich Ihnen 
noch einmal - werden Sie in steigendem 
Maße natürlich auch Vertrauen auf dem Lande 
bei den Bauern verspielen. Und wenn Sie 
immer wieder nach dem Konzept fragen, sage 
ich Ihnen jetzt zum letzten Mal (das Wirt­
schaitsprogramm der SPO vorweisend) : Da ist 
es ! (Abg. Ing. K. H o f  s t e t t e  r: Das kennen 
wir eh!) Das kennen Sie eh? Na dann lesen 
Sie es aufmerksam, vielleicht bekommen Sie 
irgendwann einmal eine Erleuchtung. Ich 
würde es Ihnen sehr, sehr wünschen. 

Ich darf wieder zu meinen Ausführungen 
zurückkommen: Das verwundert weiter nicht, 
wenn ich daran denke, daß sich bezüglich 
der Verlängerung des Marktordnungsgesetzes 
ein seltsamer Gleichklang zwisChen der 
Präsidentenkonferenz der Landwirtschafts­
kammern und, wie ich schon betont habe, 
der Bundeskammer der gewerbliChen Wirt­
schaft feststellen läßt. Diese konsonanten 
Töne sind zu auffällig, um niCht sofort ent­
deckt zu werden, Herr Kollege Mussil. Offen­
bar sind die beamteten Bauernvertreter da 
ins SChlepptau der Interessen von Gewerbe 
und Industrie genommen worden, was eben­
falls nicht weiter verwunderlich ist, da viele 
Bauern heute obendrein schon in ein zuneh­
mendes Abhängigkeitsverhältnis zur Mühlen­
industrie geraten sind. 

Die Bundeswirtschaftskammer lehnt eine 
Verlängerung um lediglich ein halbes Jahr 
deshalb ab, weil es "für die Mühlenunterneh­
mer eine schwere Belastung wäre, wenn sie 
in den näChsten Monaten ihre wirtschaftlichen 
Entscheidungen in einer Ungewißheit treffen 
müßten", heißt es in der Stellungnahme. 

Prompt stimmen die LandwirtsChaftskam­
mern in dieses Lamento ein. Sie konstatieren, 
daß die unbefristete Verlängerung ein Planen 
- wie uns auch der Herr Bauernbundpräsi­
dent schon gesagt hat - auf längere Sicht 
erst ermögliche. 

Auch hier, Herr Kollege MinkowitsCh, ent­
decke ich einen plötzlichen Sinneswandel, der 
zu auffällig ist, als daß er ernst genommen 
werden könnte. Wir fragen Sie, meine Herren 
des OVP-Bauernbundes :  Seit wann haben die 
Herren der Präsidentenkonferenz ihr Herz für 

das Planen auf längere Sicht entdeckt? Es 
gab Zeiten, da haben Sie sich nicht genug­
tun können, uns Sozialisten als , ,Planungs­
fetischisten" zu diffamieren. Heute fordern Sie 
plötzlich Planung auf längere Sicht, nur weil 
es in Ihren politisch-propagandistisChen Kram 
paßt. 

Hohes Haus I Sehr geehrte Damen und 
Herren I Wenn Sie wirklich auf längere Sicht 
planen wollen, dann erkennen Sie doCh endlich 
die unhaltbare Situation, in die uns manche 
gesetzliche Regelungen gebracht haben, dann 
sehen Sie doch ein, daß hier ein Wandel 
Platz greifen muß, daß man die Weichen 
grundsätzlich und entscheidend stellen muß. 

Auch Zeitungen, denen man keine gestei­
gerte Sympathie für die SPO nachsagen kann, 
haben das erkannt und stellen Forderungen 
in Richtung einer radikalen Inangriffnahme 
des Problems, wie etwa die "Oberösterreichi­
schen Nachrichten" vom 10. Juni oder auch 
der Tiroler "Volksbote".  Ja selbst Herren von 
der Präsidentenkonferenz sChließen trotz aller 
unsachlichen Attacken gegen Bundeskanzler 
Dr. Kreisky "sachliche Beratungen über allen­
falls notwendige Verbesserungen und Adap­
tierungen der Gesetze" nicht aus, wie die 
Grazer "Südost-Tagespost" am 3. Juni zu ver­
melden wußte. 

Hier zeigt sich ganz deutlich die Doppel­
züngigkeit der OVP-Propagandisten. Obwohl 
man sehr genau um die Unhaltbarkeit der 
gegenwärtigen Regelung weiß, wirft man uns 
Sozialisten Erpressungsmanöver vor, während 
man uns andererseits die Hand für Verhand­
lungen hinstreckt. Daß eine solche Vorgangs­
weise dem Verhandlungsklima nicht gerade 
förderlich ist, werden Sie, meine Damen und 
Herren der großen Oppositionspartei, wohl 
selbst zugestehen müssen. Der OVP-Bauern­
bund spielt hier in unverantwortlicher Weise 
mit der Existenz Zehntausender Menschen und 
nützt deren schwierige Situation für partei­
taktische Manöver aus. 

Daß wir Sozialisten uns nicht in dieses 
Fahrwasser ziehen lassen, beweist die Ein­
ladung, die von Landwirtschaftsminister Dok­
tor Weihs an alle Interessenverbände und 
an alle interessierten Organisationen erging, 
bei der Neugestaltung der Agrargesetze in 
fruchtbarer Weise mitzuarbeiten und gemein­
sam ein Gesetzeswerk zu erstellen, das den 
geänderten Bedingungen Rechnung trägt, die 
Produzenten zufriedenstent und den Konsu­
menten/ zu denen niCht zuletzt ja auch die 
Bauern selbst zählen, nicht neuerliche Bela­
stungen in Form von Steuern und dergleiChen 
auferlegt. 

Hohes Haus I Sehr geehrte Damen und 
Herren der großen Oppositionspartei! In Ihren 
Reihen sitzen rund 30 Abgeordnete des OVP-
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Bauernbundes.  Unser Landwirtschaftsminister 
Dr. Weihs hat zu Gesprächen eingeladen, wie 
ich schon betont habe. Mein Ersuchen an Sie : 
Nützen Sie diese Chance, die Zeit drängt. 
Vergeuden Sie die Zeit nicht mit partei­
politischen Manövern und mit propagandisti­
schen Winkelzügen, sondern arbeiten Sie 
konstruktiv mit zum Wohle der österreichi­
schen Bauernschaft, aber auch zum Nutzen 
des gesamten österreichischen Volkes I (Beifall 
bei der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist die Frau Abgeordnete Maria Metzker. Ich 
erteile es ihr. 

Abgeordnete Maria Metzker (SPO) : Herr 
Präsident I Hohes Haus ! Ich habe glücklicher­
weise nicht über Bauernprobleme zu sprechen, 
obwohl ich . . . (Ruf bei der OVP: Sehr gutJ) 
Ich weiß nicht, ob das sehr gut ist, denn als 
Verbraucher hätten wir doch eigentlich auch 
wesentliche Interessen. Wir tragen doch einen 
erheblichen Teil der Kosten, die den Bauern 
praktisch aus unseren Mitteln zugute kommen. 
(Widerspruch bei der OVP.) Doch!  (Abg. Ing. 
K. H o f  s t e  t t e  r: Was ist das? - Weitere 
Zwischenrufe bei der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta (das Glockenzeichen 
gebend): Am Wort ist die Frau Abgeordnete. 
Ich bitte, sich etwas zu beruhigen. (Abg. 
H o  r r: Keine Aufregung! Die Bauern sind 
nervös!) 

Abgeordnete Maria Metzker (fortsetzend) : 
Ich habe auch diesen Eindruck. Wenn Sie 
glauben, daß Sie mir eine Antwort geben 
müssen und daß Sie dazu etwas zu sagen 
haben, dann bin ich der Meinung, daß Sie 
das ja von hier, von dieser Stelle aus tun 
können. 

Es liegen heute einige Gesetzentwürfe zur 
Verhandlung vor, die für den Verbraucher 
von Bedeutung sind. Deshalb möchte ich mich 
kurz mit einigen dieser Gesetze befassen. Ich 
beginne mit dem Preistreibereigesetz, ein 
Gesetz, das sicherlich nur in einem bestimm­
ten Rahmen für heute eine ideale Lösung dar­
stellt und noch in der einen oder anderen 
Form abgeändert werden muß. 

Wir begrüßen es daher, daß wir zu diesen 
Abänderungen, zu diesen Vorschlägen, zu 
diesen Uberlegungen noch ein halbes Jahr 
Zeit haben - im Gegensatz zu dem, was 
Sie bisher gesagt haben. Wir begrüßen es, 
daß die Verlängerung bis zum 3 1 .  Dezember 
1970 möglich ist. (Abg. Dr. M u s  s i  1: Wir 
haben den Entwurf anderthalb Jahre ausge­
sendet, Frau Kollegin! - Abg. W e i k h a r t: 
Der Mussil muß immer dazwischenquatschen! 

Abg. Dr. M u s  s i 1: Den Ausdruck 
"quatschen" häre ich nicht gerne aus Ihrem 
feinen Munde! - Heiterkeit.) 

Ich glaube, meine Herren, es ist gar niCht 
so lustig, wenn man zum Preistreibereigesetz 
spriCht, denn das Preistreibereigesetz bietet 
uns ja nur einen gewissen Schutz. Die Praxis 
hat gezeigt, daß gewisse Korrekturen in 
diesem Gesetz möglich sein müssen. Es soll 
deshalb, wie in den Erläuternden Bemerkun­
gen zu lesen ist, einer Anregung folgend, 
im Verlängerungszeitraum über Änderungs­
vorschläge beraten werden. 

Ich möchte dazu einige Punkte anführen. 
Was wir ändern müßten, ist einmal der Be­
griff "ortsüblicher" Preis, ferner der Begriff 
Waren "gleiCher Art und Beschaffenheit" und 
letztlich sind es die Sanktionsbestimmungen. 
Es wurde in diesem Gesetz bisher versäumt 
- und es wurde nach dieser Richtung bisher 
nichts geändert -, den Begriff "ortsüblicher 
Preis" klar und prägnant zu formulieren. 
DurCh diese laxe Umschreibung kommt es in 
den örtliChen BereiChen immer wieder zu 
Preisabsprachen. Die Händler sprechen sich 
ab, das Ergebnis ist immer ein Wucherpreis, 
den der Konsument zu bezahlen hat, und der 
betreffende Händler kann in keiner Weise 
belangt werden. 

Ferner läßt das Gesetz noch jene Praktik 
zu, die im allgemeinen und sehr häufig von 
dubiosen Firmen gehandhabt wird, daß sie 
für ein Einzelstück, das sie importieren, einen 
ortsübliChen Preis zu konstruieren versuchen 
und der Käufer durch maßlose Aufschläge 
sozusagen zum Handkuß kommt. 

Weiters sollte die Formulierung Waren 
"gleicher Art und Beschaffenheit" durch den 
Ausdruck Waren "gleicher Art und ähnlicher 
Beschaffenheit" ersetzt werden. Das könnte 
man nämlich gerade für jene Waren anwen­
den, die sich nur geringfügig unterscheiden. 
Sie wissen, wie das ist : Eine Heizdecke, die 
um 2 cm kürzer ist, oder ein Heizkissen, bei 
dem irgend etwas weggenommen wird, ist 
nicht mehr vergleichbar mit einer gleichartigen 
Ware, und als Einzelstück wird dafür ein 
hoher Preisaufschlag gemacht. Das müßte in 
dem Gesetz durch den Ausdruck "ähnliche 
Beschaffenheit" abgeändert werden. 

ICh denke, daß eine solche Regelung nicht 
nur im Interesse der Käufer wäre, sondern 
auch den Beifall der meisten Gewerbetreiben­
den finden müßte. Vor allem - ich denke, 
das ist bei den Firmen auCh eine Prestige­
frage - müßten doch die Firmen Wert darauf 
legen, als seriös zu gelten. 

Nun zum Schluß noch eine Uberlegung zu 
den Sanktionen. Wäre es vielleicht nicht ange­
zeigt, die Preistreiberei samt und sonders als 
ein Verwaltungsdelikt und nicht als ein Straf­
rechtsdelikt zu ahnden? Bei der gegenwärtig 
keineswegs präzisen Regelung ist es nur zu 
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verständlich, daß die Richter von der Möglich­
keit einer großzügigen Auslegung Gebrauch 
machen und nun so judizieren, daß sie den 
Beklagten nicht sozusagen zum Verbrecher 
stempeln wollen. Bei einer Verwaltungsstrafe 
würde es zu einer gerechteren und strafferen 
Anwendung des Gesetzes kommen. 

Ich könnte mir vorstellen, daß in besonders 
krassen Fällen der Entzug der Gewerbeberech­
tigung eine bedeutend wirksamere Maßnahme 
wäre als eine noch so hohe Geldstrafe. Ich 
bin überzeugt, die Händler würden es sich 
sehr bald überlegen, exorbitant hohe und un­
gerechtfertigte Preise zu verlangen. Ich glaube, 
das wäre ein Erfolg im Kampf gegen die Preis­
treiberei. 

Nun, meine Damen und Herren, noch einige 
Worte zum Preisregelungsgesetz. Auch hier 
kann man mit Genugtuung sagen, daß es um 
dieses halbe Jahr verlängert wird. Es wäre 
zweckmäßig, hier mehr zu tUn, um ein spar­
sames Einkaufen, ein Preisvergleichen sowie 
eine AuszeiChnung der Preise der Waren zu er­
reichen. Mit diesen Versuchen des Durchzie­
hens der Preisauszeichnungspflicht könnte man 
mehr durchsetzen. Es wäre eine Maßnahme, 
die den Hausfrauen auch das preisbewußtere 
Einkaufen ermöglichen würde. 

Darüber hinaus sind meiner Meinung seit 
der Einführung des Nettopreissystems die 
deutlich sichtbaren Preise auf der Ware oder 

Aber ich weiß, daß gerade auf diesem Gebiet 
der Preisauszeidinung sehr nachlässig gear­
beitet wird. Ich glaube, das ist eine vollkom­
men falsche Einstellung der Händler. Denn 
die Frau, die einen Laden mit gut ausgezeich­
neten Preisen vorfindet, wird dieses Service 
bestimmt zu schätzen wissen und diesen Laden 
audl bevorzugen. 

Ich möchte abschließend sagen, daß wir im 
Interesse der Konsumenten der Meinung sind, 
daß dieser Verlängerung um ein halbes Jahr 
die Zustimmung gegeben werden soll. (Bei­
fall bei der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Herr Abgeordnete Dr. Mussil. Ich er­
teile es ihm. (Abg. L i  b a 1: Jetzt kommt die 
Geisterstunde!) 

Abgeordneter Dr. Mussil (OVP) : Hohes 
Haus ! Meine sehr geehrten Damen und Her­
ren! Ich möchte zuerst auf einige Worte, die 
der Herr Abgeordnete Pfeifer hier vorgebracht 
hat, zurückkommen. 

Zuerst einige Punkte aus dem Marktord­
nungsgeseiz. Kollege Pfeifer ! Wenn im Pri­
vatleben jemand eine Ware oder ein Gut 
mehrmals verkauft oder vertausCht, dann 
macht er sich einer strafbaren Handlung schul­
dig. (Abg. Dr. H a i  d e r: Wie die SPO im Pro­
gramm!) Ich glaube, es handelt sich um einen 
Betrug, wie man das so nennt. 

in der Auslage eine Voraussetzung, um Preis- Sie waren in der Lage, in den letzten zehn 
unterschiede überhaupt feststellen und um oder zwölf Jahren das Marktordnungsgesetz 
überhaupt Preisvergleiche anstellen zu kön- vielleicht acht- oder zehnmal zu vertauschen 
nen. 

Im übrigen - am Rande bemerkt - glaube 
ich nicht, daß das Nettopreissystem die per­
sönliChe Freiheit der Händler einschränkt, wie 
das kürzlich in einer Fernsehsendung von 
einem Vertreter des Handels behauptet wurde, 
sondern ich glaube im Gegenteil, daß dieses 
Nettopreissystem den Kaufmann zu einer gev 
nauen Kalkulation erzieht. Jeder Kauf­
mann müßte imstande sein, seine Ware zu 
kalkulieren. Aus dem Fernsehgespräch war 
eigentlich nicht ersichtlich, daß alle Kaufleute 
imstande sind, das zu tun, denn sonst würden 
sie sich nicht in der Form zur Wehr setzen. 

Aber nun zurück zur Preisauszeidmungs­
pflicht. Ich möchte auch dazu im Interesse der 
berufstätigen Frauen sprechen, die wenig Zeit 
haben und schnell einkaufen gehen müssen. 
Sie wären für deutliche Preisschilder und für 
eine Preisauszeidlnung besonders dankbar. 
(Abg. Dr. M u s  s i  1: Das ist eine Frage des 
Ladenschlußgesetzes!) Nein, das ist nicht eine 
Frage des Ladenschlußgesetzes, ob ich einen 
Preis sofort erkenne, sondern das ist eine 
Frage der tatsächlichen Bezeichnung der Ware. 

oder zu verkaufen. Das ist der Unterschied 
zwischen dem Privatleben und dem politischen 
Leben. Das gebe ich Ihnen zu. Sie können dann 
aber nicht sagen, Herr Kollege, daß das keine 
Dauerpression ist. - Ich sage absichtlich nicht 
"Erpressung", weil das ein zu starker Aus­
dru<k. ist ; aber eine Dauerpression ist es. -
Wenn Sie das dann abzustreiten versuchen, 
Herr Kollege, dann stimmt es nicht. (Abg. 
P f e i f e r: Sind Sie für eine Anderung?) Ja, 
wir sind für eine Änderung. Und gerade auf 
die Änderung komme ich jetzt zu sprechen, 
Herr Kollege. 

Die Änderung des Marktordnungsgesetzes 
ist eine außerordentlich schwierige Aufgabe. 
Da gibt es eine Reihe von Sparten, die genau 
überprüft und untersucht werden müssen. Das 
Parlament geht am 10. Juli in die Ferien. Am 
22. Oktober ist die erste Lesung des Budgets. 
Herr Kollege I Trotz der Permanenz der Regie­

rung, die also im Austauschverfahren hier 

ständig die einzelnen Ministersessel besetzt 

haben wird, werden Sie also kaum in der 

Lage sein, in dieser Zeit neue Regelungen 

hinsidJ.tlich des Marktordnungsgesetzes zu-
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stande zu bringen. (Zustimmung bei der OVP. 
- Abg. P i e  i i e r: Also keine Gespräche?/) 
o ja, schonl Wir sind immer zu Gesprächen 
bereit. Aber das, was Sie erreichen wollen, 
ist, ganz klar und nüchtern gesagt, einen ge­
wissen Druck - ich sage auch wieder nicht 
"Erpressung" - auszuüben, damit wir bei 
den Budgetverhandlungen für das Jahr 1971 
etwas nachgiebiger sind. Wir können ja ehr­
lich über Dinge reden, die klar sind. 

Herr Kollege, wenn Sie sagen: Die Bauern 
sollen keine Narrenfreiheit in der Produktion 
bekommen!,  so ist das ein hartes Wort. Herr 
Kollege, das haben Sie ausdrücklich erklärt. 
Also : Keine Narrenfreiheit in der Produktion. 
Ich darf Ihnen dazu eines sagen: Was Sie 
damit genau meinen, weiß ich nicht. Ich kann 
es ungefähr erraten. Das sind Ihre zwangs­
wirtschaftlichen Vorstellungen, die Sie immer 
wieder haben. Sie wollen eine Produktions­
lenkung - geben Sie es ehrlich zu -, eine 
Viehkontingentierung und all diese Sachen. 
Das liegt also durchaus auf Ihrer planwirt­
schaftlichen - nicht auf Ihrer planenden -
Linie. Wir sind immer für Planung. (Abg. 
P t  e i t e  I: Seit wann?) Dafür sind wir immer 
gewesen. Nur gegen eines sind wir immer 
gewesen: gegen eine Zwangsplanwirtschaft, 
gegen eine zentralistische Wirtschaft. Da 
unterscheiden wir uns unendlich! (Zustimmung 
bei deI OVP. - Abg. P t  e i t e  I: Herr Kollege 
Mussil! Sie wissen genau so gut wie ich, daß 
wir eminente UbeIschüsse auf Grund deI viel 
zu späten Planung der Landwirtschaft haben! 
Ich halte Ihnen deswegen vor - nur mit deI 
einzigen Änderung der unbetristeten Verlän­
gerung -: Eine Narrenfreiheit in der Pro­
duktion!) 

Herr Kollege, ich darf Ihnen sagen: Diese 
Fragen müssen mit marktwirtschaftlichen, mit 
marktkonformen Maßnahmen geregelt wer­
den, so wie es in den meisten Ländern erfolgt, 
und zwar über den Preis. Uber den Preis kann 
man diese Maßnahmen erzielen, aber nicht in 
der Form, wie Sie es sich vorstellen, mit 
Zwangsmaßnahmen, mit Kontingentierungen 
und ähnlichen Dingen. (Abg. P t  e i l  e r: Von 
Zwangsmaßnahmen habe ich nicht geredet! Wo 
habe ich von Zwangsmaßnahmen geredet?) 

Ich darf noch etwas sagen, weil mir etwas 
als Waldviertler Abgeordneter ausgespro­
men am Herzen liegt: das ist das Stärke­
problem. Das, was Sie hier erklärt haben, war 
schon ein hartes Stück, Herr Kollege Pfeifer. 
Ich weiß, wo Sie zu Hause sind. Sie leben in 
einer Gegend, wo der Boden besser und er­
tragfähiger ist als im oberen Waldviertel. Das 
obere Waldviertel lebt ausgesprochen von den 
Erdäpfeln. Uber Importfirmen werden keine 

Weizenstärkemengen importiert, sondern aus­
schließlich über die Agrarindustrie, weil die 
Agrarindustrie diese Mengen braucht und weil 
die Kartoffelstärke nicht für alle Zwecke ver­
wendbar ist. 

Im habe Sie einmal in einem Fernsehinter­
view oder einem anderen Interview gehört. 
Das war ausgesprochen zynisch. Sie haben ge­
sagt, die Waldviertler Bauern - so ähnlich 
war es - sind 

l
ohne dies halb abgeschrieben, 

den Kartoffelbau braucht man überhaupt nicht. 
(Abg. P f e i t e r: Beweisen Sie, wo ich das 
gesagt hobel Das sind Unterstellungen!) Nein, 
das ist keine Unterstellung. Sie haben gesagt, 
das Waldviertel hat ohnedies eine rosige Zu­
kunft, da kommt ohnedies das CERN-Projekt 
hin. (Abg. P f e i f  e r: Da müssen Sie mit Hai­
der reden!) Erinnern Sie sich an diese Äuße­
rung, Herr Kollege? Wie schauen wir aber 
jetzt mit dem CERN-Projekt aus? 

Zu den Ausführungen der Frau Kollegin 
Metzker möchte ich folgendes sagen: Sie sa­
gen, Frau Kollegin, daß die Bauern aus den 
Mitteln der Konsumenten profitieren. Darf ich 
Ihnen zu den Preisstützungen etwas sagen -
die Frau Kollegin Metzker ist leider nicht 
mehr da -: Das ist ein unendlich diffiziles 
Problem. Das sind keine Produzentenstützun­
gen - mein Kollege Zittmayr wird später 
nom darauf zu sprechen kommen -, das sind 
Konsumentenstützungen. Wenn wir diese Stüt­
zungen nicht hätten, dann müßte der Konsu­
ment höhere Beträge bezahlen. Erinnern Sie 
sich daran, als der ehemalige Finanzminister 
Smmitz einen Teil dieser Stützungen abge­
baut hat und Preissteigerungen daraus rekru­
tiert sind? Ich kann mim erinnern, welmes 
Zeter und Mordio wegen dieser Maßnahme, 
wegen des Abbaues der Preisstützungen, ge­
schrien worden ist. 

Nun darf ich einiges zum Preistreiberei­
und Preisregelungsgesetz sagen. Vorher noch 
einige Worte zur gegenwärtigen Preisentwidt­
lunge Die Regierung schiebt die Schuld an 
dieser gegenwärtigen Preisentwicklung im 
wesentlichen auf das Ausland, simer audl auf 
die Hochphase der Konjunktur. Sie verharm­
lost Preissteigerungen von 41/2 Prozent und 
peilt als eine Art Traumgrenze eine Teue­
rungsrate von 5 Prozent an. 

Ich hätte Sie hören wollen, meine Damen 
und Herren, wenn wir in unserer Regierung, 
als wir monocolor regiert haben, mit derarti­
gen Preissteigerungsraten aufgewartet hätten! 
(Zwischenruf des Abg. P a n s i.) Ihnen ist es 
jedenfalls gelungen, Herr Pansi, einen äster­
reichischen Rekord in der Teuerungswelle zu 
erzielen, wie wir ihn schon lange nicht gehabt 
haben. (Beifall bei der OVP.) 
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Und nunmehr rufen Sie nach der Preispoli­
zei ;  die Kollegin hat das ebenfalls getan. Sie 
rufen nach dem PreisstrafriChter. Das erste 
friedliche Wort, das ich von Ihnen gehört 
habe, war, daß Sie gesagt haben, man solle 
auch das entkriminalisieren. Auch wir sind 
dafür. Aber da decken Sie sich nicht mit Ihren 
Kollegen, audl nicht mit dem Justizminister. 
Ich glaube, Frau Kollegin, Sie werden mit 
dieser Äußerung, die Sie hier gemacht haben, 
Schwierigkeiten haben (Heiterkeit), deshalb 
möchte ich das nicht nodl mehr ausschroten. 
(Abg. W i e  1 a n d  iz e r: Auch das, was Sie 
heute sagen, steht im Protokolll) Alles 
steht im Protokoll ! Das gehört zum parlamen­
tarisdlen Betrieb, daran brauchen Sie mich 
nicht zu erinnern. Das weiß ich sdlon, Herr 
Kollege ! 

Sicher hängt die Preisentwick.lung stark vom 
Ausland ab, stark auch von den Rohstoff­
preisen und der Hochphase der Konjunktur, 
in der wir uns befinden. Aber der Ausschuß 
für Wirtschafts- und Sozialfragen hat im ver­
gangenen Jahr einvernehmlich festgestellt, 
daß 1 ,5 Indexprozente auf die 2 Stunden Ar­
beitszeitverkürzung zu schreiben sind, und 
zwar trotz der Kompensationseffekte, die da­
bei errechnet worden sind und dabei vorhan­
den sind. Diese 1 ,5 Prozent sind von 4,2 Pro­
zent Preissteigerung, wie wir sie jetzt haben, 
insgesamt 36 Prozent, meine Damen und Her­
ren. Wir haben bei den Verhandlungen stän­
dig gefordert, daß das in die Lohnerhöhungen 
eingerechnet werden soll, aber es waren nur 
sehr wenige Gewerkschaften, die uns auf die­
sem Wege gefolgt sind. Und jetzt haben wir 
das Ergebnis dieser 4,2prozentigen Preissteige­
rungl 

Meine Damen und Herren! Aus den glei­
chen Erwägungen ist die mehrmals angekün­
digte Vorziehung der Lohnrunde - auch dar­
über ist heute schon einmal gesprochen wor­
den -, wirtsdlaftspolitisch gesehen, das Ver­
kehrteste, was man madlen kann. (Abg. S k r  i­
t e k: Bei Ihnen sind Lohnerhöhungen immer 
verkehrtl) Nach dem, was wir in der Paritäti­
schen Kommission in der letzten Zeit verhan­
delt haben, würde die nächste Lohnrunde am 
Anfang des nächsten Jahres anlaufen. Das 
wäre in einer Zeit, in der die Konjunktur 
etwas abflachen würde, und da würde sie 
hineinpassen. Aber das Vorziehen der Lohn­
runde heizt die Teuerung noch einmal an. 
(Abg. P a n  s i: Aber Preissteigerungen sind 
das Richtige?) Preissteigerungen, Kollege 
Pansi, hängen von den Lohnsteigerungen ab. 
Das ist ein Automatismus, den man nicht 
ablehnen kann. 

Aber, meine Damen und Herren, der Haupt­
grund bei der jetzigen konjunkturellen Ent­
wicklung und der stärkste Engpaß, den wir 

auf diesem Gebiete haben, ' ist sidler der Ar­
beitsmarkt. Von diesem angespannten Arbeits­
markt aus wird ununterbrodlen innerbetrieb­
lich die Lohnseite aufgeheizt, und über die 
Lohnseite auch selbstverständlich die Preis­
seite. Bei den Verhandlungen über die Arbeits­
zeitverkürzung hat uns der Gewerksdlafts­
bund ein liberales Ausländerbeschäftigungs­
gesetz zugesagt, aber in der Regierungserklä­
rung ist über ein derartiges Gesetz überhaupt 
nidlts zu lesen. 

Ihr Prinzip und Ihr System sdleint folgendes 
zu sein: den Arbeitsmarkt weiterhin möglichst 
angespannt und möglichst eng zu halten und 
damit eine Politik der Uberbeschäftigung auf 
Kosten der Stabilität des österreichischen Schil­
lings zu betreiben. (Abg. Gertrude W 0 n­
d r a  c k: Sind Ihrer Meinung nach die Löhne 
zu hoch?) Das ist eine verkehrte Politik, die 
Sie betreiben. (Abg. W e i k h a r t: Das sagen 
Sie den Gewerkschaften! Ausgerechnet Siel) 
Das sage idl ihnen auch, das habe ich ihnen 
wiederholt gesagt. Das Ergebnis dieser Poli­
tik sind diese 4,2 Prozent Steigerung, von 
denen ich gesprochen habe. In Ihrem Wirt­
schaftsprogramm für Osterreich . . . (Abg. Ger­
trude W 0 n d r a c k: Sind Ihrer Meinung nach 
die Löhne in Osterreich zu hoch?) 

Frau Kollegin! Ich weiß schon, worauf Sie 
anspielen. Das sind die- Europalöhne. Dazu 
brauchen wir aber eine Europaproduktivität. 
Uber diese Dinge kann man reden. Da müßte 
mehr investiert werden. Dazu gehört mehr 
Eigenkapital. Das alles sind Dinge, die wir 
seit eh und je fordern. Dann kommen wir 
dorthin, wo die Schweizer sind, dann kommen 
wir dorthin, wo die Deutschen sind, und so 
weiter. Aber mit der Politik, die Sie betreiben, 
meine Damen und Herren, kommen wir nicht 
dorthin. 

Idl darf Ihnen nur eines sagen: In Ihrem 
Wirtschaftsprogramm für Osterreich, das von 
den legendären 1 400 Experten ausgearbeitet 
worden ist, ist im wesentlichen audl die Preis­
politik marktwirtschaftlich und wettbewerbs­
politisch orientiert - sicher mit planwirtschaft­
lidlen und klassenkämpferisdlen Akzenten. 
Darauf können Sie j a  nie verzichten, meine 
Damen und Herren. 

Eigentlich muß ich sagen, Osterreich ist ein 
glücklidles Land, wo die Sozialistische Partei 
allein über 1 400 Wirtschaftsexperten verfügt. 
Nur würde ich die Namen dieser Wunderkna­
ben einer dankbaren Nadlwelt nidlt vorent­
halten. (Heiterkeit und Beifall bei der öVP.) 
Ich bitte Sie daher, nennen Sie dIe Namen die­
ser legendären 1400, damit das eingeht in 
das Protokoll, von dem der Herr Kollege zuvor 
gesprochen hat (Zwischenrufe.) Die Experten 
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des Arbeiterkammertages, Herr Kollege Pay, 
können aber bei den 1400 Experten nicht 
dabeigewesen sein, denn einen derartigen 
Gesinnungswandel von einem so marktwirt­
schaftlichen, wettbewerbsbetonten Programm 
mit einer wettbewerbsbetonten Wirtschafts­
gesinnung zu einer solchen ausgesprochen 
totalen Preispolizei, wie Sie j etzt im Vor­
schlag des Arbeiterkammertages vorgesehen 
haben, meine Damen und Herren (Zwischen­
ruf des Abg. E. H o f  s t e t t e r) - ich komme 
darauf zurück, Herr Kollege -, traue ich nicht 
einmal den fähigsten und besten Experten zu. 

Der Arbeiterkammertag fordert in seinem 
Gutachten unter anderem im Preisregelungs­
gesetz eine Ermächtigung des Innenministers, 
für die Dauer eines Jahres Waren oder Dienst­
leistungen der Preisregelung zu unterwerfen, 
wenn er selbst, also der Arbeiterkammertag, 
eine andere in der Paritätischen Kommission 
vertretene Institution oder irgendeine mit der 
Preisüberwachung betraute Behörde über er­
folgte Preissteigerungen oder Preiserhöhun­
gen eine Mitteilung an den Innenminister 
macht. Nach dem Vorschlag des Arbeiterkam­
mertages muß die Paritätische Kommission 
damit überhaupt nicht befaßt werden, das kann 
alles direkt passieren, unter Umgehung der 
Paritätischen Kommission nach dem Vorschlag 
des Arbeiterkammertages. 

Aber es kommt noch viel ärger, meine Da­
men und Herren: "Ohne vorausgegangenes Er­
mittlungsverfahren" heißt es in dem Gutam­
ten des Arbeiterkammertages. Nam den 
Vorstellungen des Arbeiterkammertages hat 
der Innenminister . in einem solchen Falle 
bescheidmäßig zu verfügen, daß die bisher 
verlangten Preise nicht überschritten werden 
dürfen. 

Meine Damen und Herren ! Ohne Ermitt­
lungsverfahren, und das in einem Rechtsstaat, 
wo der Grundsatz des beiderseitigen Gehörs 
wohl eine Selbstverständlichkeit ist und wo 
der Herr Justizminister ständig vom Abbau 
des sogenannten Obrigkeitsstaates spricht! 
Dabei ist bekannt, daß der Herr Handels­
minister bereit ist, seine Kompetenzen auf 
dem Gebiet der Verkehrspolitik, des Straßen­
verkehrs und so weiter, auch seine Integra­
tionskompetenzen - wenn ich den friedlichen 
Ausdruck gebrauchen kann, Herr Minister -
abzustoßen und dafür die Preisregelungskom­
petenz einzutauschen. 

Meine Damen und Herren! Da wird die 
Sache undurchsichtig und unheimlich. (Heiter­
keit bei der SPO.) Der Plan ist also folgender:  
Der stellvertretende Kammeramtsdirektor des 
Arbeiterkammertages unterschreibt die Mit­
teilung an den Handelsminister über eine 

Preiserhöhung. Der karenzierte Kammeramts­
direktor des Arbeiterkammertages muß - er 
kann gar nicht anders nach Ihren Vor­
schlägen - als Minister den Preisstopp unter­
schreiben, und zwar ohne Ermittlungsverfah­
ren. Da kann man wirklich nur sagen: Es lebe 
der Rechtsstaat und der Wettbewerb ! (Beifall 
bei der OVP.) 

Und nun einiges zum Preistreibereigesetz. 
Die Entwürfe zu den fünf Wirtschaftsgesetz­
novellen haben eine halbjährige Befristung 
vorgesehen, allein der Entwurf zum Preis­
treibereigesetz, Frau Kollegin, eine eineinhalb­
j ährige. Dabei waren die sechs Gesetze 
ständig ein einheitliches Paket. (Abg. Brich 
H o f  s t e t t e  r: Das ist es ja jetzt auch!) Jetzt 
ist es über unseren Einspruch geändert 
worden, Herr Kollege. Ich kann nicht glauben, 
daß das Zerreißen eines Paketes bei einer so 
gut vorbereiteten und koordinierungsfreu­
digen Regierung auf einen Koordinations­
mangel zurückzuführen sein kann. Also war 
es Absicht, meine Damen und Herren! Man 
wollte bei diesem scharfen Preistreibereigesetz 
mehr Verlängerung haben als bei den anderen 
Gesetzen. 

Der Abbau des Obrigkeitsstaates, meine 
Damen und Herren, wird, wie ich erwähnt 
habe, von Ihnen ganz groß geschrieben, und 
wir unterstreichen das auch. Nur, ganz klein 
geschrieben wird er bei den Wirtschafts­
treibenden. In der Wirtschaft soll der 
Obrigkeitsstaat, wie man den Vorschlägen des 
Arbeiterkammertages entnehmen kann, per­
fektioniert werden. Am besten in jeden 
Betrieb einen ständigen Preispolizisten, einen 
Gewerbepolizisten, einen Steuerprüfer, einen 
Arbeitsinspektor, und jedes noch so kleine 
Delikt soll womöglich gerichtlich strafbar 
bleiben "im Sinne der Entkriminalisierung",  
m i t  Ausnahme dessen, was die Frau Kollegin 
vor kurzem gesagt hat. Alle Polizisten, Prüfer 
und Inspektoren sind dein Freund und 
Helfer - aber in der Wirtschaft nur Helfer 
zu drakonischen Strafen, meine Damen und 
Herren. Das ist der Unterschied zwischen dem 
Abbau des Obrigkeitsstaates da und dort. Und 
da muß Ordnung geschaffen werden, auch 
hier muß das Prinzip der Gleichheit herrschen. 

Ich möchte Ihnen noch drei Beispiele zum 
Wirtschaftsstrafrecht bringen, die sowohl den 
Herrn Justizminister wie den Herrn Sozial­
minister vollkommen ruhig schlafen lassen. 
Im Preistreibereigesetz wird naCh der gelten­
den Fassung - das soll zu Ihrer Beruhigung 
überdies nach den Vorstellungen des Arbeiter­
kammertages noch verschärft werden - die 
Kalkulation als Entschuldigungsgrund im ge­
richtlichen Verfahren nicht zugelassen, wenn 
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der ortsübliche Preis überschritten ist. Unter 
"ortsüblich" verstehen die Gerichte etwa fünf 
Prozent. Dabei weiß j eder, daß durch die 
Mengenrabatte die Einkaufspreise der Händler 
ganz verschieden sind und daß daher dort 
auch die Kalkulationen ganz verschieden sind. 
Wenn also ein Händler nachweisen kann, daß 
er wegen seines erhöhten Einkaufspreises 
teurer verkaufen muß als zum ortsüblichen 
Preis, wird der mit Verlust verkaufende Händ­
ler als Preistreiber bestraft. Und das lassen 
Sie in einem Preistreibereigesetz weiter zu, 
und da fordern Sie noch eine Verschärfung 
des Preistreibereigesetzes ! 

Meine Damen und Herren I Ein zweites 
Beispiel ist der bekannte § 482 des Straf­
gesetzes. Die Bestimmung stammt aus der Zeit 
vor 2000 Jahren; da hat ein altrömischer 
Getreidehändler Getreide verheimlicht und hat 
damit die Preise für Getreide in die Höhe 
gedrückt. Diese Bestimmung ist nach wie vor 
im Strafgesetz enthalten, obwohl der Herr 
Justizminister Broda seit langem Gelegenheit 
gehabt hätte, diese Dinge schon früher abzu­
schaffen. Heute, im Zeichen des Käufer­
marktes, ist jeder Händler froh, wenn er seine 
Ware los wird. Wenn er aber durch eine vor­
übergehende Mangellage - wie die j etzige 
Koksmisere - gezwungen ist, zu rationieren, 
damit nicht einzelne Kunden zur Gänze leer 
ausgehen, dann ist er trotzdem nach dem 
Gesetze strafbar. (Abg. L i  b a 1 :  Das reinste 
Gruselkabinett! ) 

Meine Damen und Herren ! Mit diesen über­
holten Strafbestimmungen muß Schluß 
gemacht werden, und ich fordere den Herrn 
Justizminister und den Herrn Sozialminister 
auf, hier entsprechend aktiv zu werden. Es 
wäre vernünftiger, hier aktiv zu werden -
es ist leider weder der Justizminister noch 
der Sozialminister im Hause -, als im Zuge 
des Abbaues von Privilegien und Immunitäten 
neue Immunitäten für die Betriebsräte ins 
Leben zu rufen. (Abg. L i  b a 1: Gruse1kabinett 
Mussil!) Herr Kollege Libal, von diesen Din­
gen haben Sie keine Ahnung gehabt. Ich bin 
froh, daß ich Sie auf diese Dinge aufmerksam 
machen konnte, damit Sie einmal sehen, wie 
das ausschaut. Ich werde das wiederholt in 
diesem Hause sagen. Ich habe das Gefühl, hier 
ist wirklich Nachhilfeunterricht notwendig, vor 
allem für Sie, Herr Libal. (Abg. L i  b a 1: Sie 
sind deI Freund und Heller der PreistreibeIl) 

-Meine Damen und Herren I Wir stehen auf 
dem Standpunkt, daß der Wettbewerb - ich 
habe schon darauf hingewiesen - viel besser 
dazu geeignet ist, die Preise zu stabilisieren, 
als noch so strenge Strafbestimmungen. Wir 
treten daher, Frau Kollegin, für eine Aus­
weitung des Nettopreissystems dort ein, wo 

graue Märkte vorhanden sind. Grundvoraus­
setzung dafür ist aber - und die Frau Kollegin 
hat ja davon gesprochen -, daß der Kaufmann 
eigenständig kalkulieren muß; da gibt es also 
keine empfohlenen Preise mehr. Wenn aber 
eigenständig kalkuliert wird, dann werden 
dadurch die Preise differenziert, Frau Kollegin. 
Bei differenzierten Preisen ist es aber heute 
so, daß das nach dem Preistreibereigesetz be· 
straft wird. 

Darum treten wir dafür ein, daß alle so­
genannten Nettopreiswaren vom Preis­
treibereigesetz ausgenommen werden sollen. 
Die Burgenländische Landesregierung - wo 
sind die Kollegen Babanitz und Robak und 
so weiter?, ach ja, die sind da oben - hat 
das auch unterstützt, ebenso das Finanz­
ministerium. 

Nach dem Gutachten des Arbeiterkammer­
tages soll eine Verschärfung des Preistrei­
bereigesetzes Platz greifen. Es soll nicht nur 
eine erhebliche Uberschreitung des orts­
üblichen Preises strafbar sein, sondern jede 
Uberschreitung, auch wenn sie sich in 
Promillegrenzen hält, und dann nicht nur bei 
Waren der gleichen Art, sondern auch bei 
Waren ähnlicher Beschaffenheit. Wenn also 
das durchgeht, würde das bedeuten, daß j ede 
Qualitätskonkurrenz verschwinden und eine 
Uniformierung der Waren und Qualitäten in 
Osterreich stattfinden würde. Ob Ihnen das 
als Konsumentenvertreter, als die Sie sich 
ständig aufspielen, recht sein würde, ist eine 
andere Frage. 

Aber darf ich Ihnen noch zum Schluß den 
Gipfelpunkt mitteilen. (Abg. H o  I I: WievieJ 
Strafen gab es in den letzten vier Jahren?) 
Das ist ein außerordentlich schweres Kapitel. 
Wenn du genau aufpaßt, dann wirst du viel· 
leicht mit diesen Dingen fertig werden. Da 
mußt du dich aber wirklich konzentrieren, lie­
ber Freund l 

Darf ich folgendes sagen: In dem Gutachten 
des Arbeiterkammertages ist ein Vorschlag 
zum Preistreibereigesetz vorhanden, der den 
Geschäftsmann in einen ausgesprochenen 
Teufelskreis hineintreiben würde. Auf der 
einen Seite wird verlangt, daß jede noch so 
geringe Erhöhung der Preise strafbar wird -
also differenzierte Preise sind verboten -, auf 
der anderen Seite wird verlangt, daß auch 
ein marktkonformes Verhalten der Verkäufer 
verboten sein soll. Ein marktkonformes Ver­
halten der Verkäufer liegt aber dann vor, 
wenn sie zum gleichen Preis verkaufen. Dann 
wird also geschlossen, daß hier eine markt· 
konforme Absprache vorliegt. Was sollen also 
die Kaufleute machen? Geben Sie mir eine 
Antwort. Entweder sie verkaufen zu differen· 
zierten Preisen, dann woUen Sie sie einsper· 

9. Sitzung NR XII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)34 von 62

www.parlament.gv.at



Nationalrat XII. GP. - 9. Sitzung --:- 17. Juni 1970 399 

Dr. Mussll 

ren, oder sie verkaufen zu gleichen Preisen, 
dann wollen Sie sie auch einsperren. Das ist 
Ihre Gesinnung gegenüber der Wirtschaft, 
meine Damen und Herren, und das muß den 
Leuten draußen gesagt werden. (Ruf bei der 
SPO: Kollege Mussil, Sie haben eine falsche 
Meinung!) 

Meine Damen und Herren, ich komme zum 
Schluß. Es ist schon sehr spät, und im habe das 
Gefühl, Sie können den Ausführungen nicht 
mehr zur Gänze folgen. (Präsident P r o  b s t 
übernimmt den Vorsitz.) 

Mein Appell an Sie :  Uberdenken Sie diese 
Dinge und beschäftigen Sie sich mehr mit 
wirtschaftlidlen Fragen als mit Dingen, die 
außerhalb dieses Problemkreises liegen. Dann 
werden Sie, das kann ich Ihnen sagen, in 
diesen Fragen auch zu vernünftigeren Auf­
fassungen kommen. Es wird lange dauern, es 
wird nimt von heute auf morgen gehen, aber 
ich gebe die Hoffnung nicht auf! (Beifall bei 
der OVP.) 

Präsident Probst: Als letzter Redner ist 
gemeldet der Herr Abgeordnete Ing. Zittmayr. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Zittmayr (OVP) : 
Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren! Ich möchte zum 
Marktordnungsgesetz ein Versäumnis nadl­
holen. Es wurde vom Kollegen Minko­
witsch aus Zeitersparungsgründen der Antrag 
nicht verlesen. Das wurde von der Regierungs­
partei bemängelt. Daher erlaube ich mir, den 
A n t r a g  der Abgeordneten Minkowitsch und 
Genossen betreffend Abänderung der Regie­
rungsvorlage 41 der Beilagen: Bundesgesetz, 
mit dem das Marktordnungsgesetz 1961 neuer­
lich geändert wird (Marktordnungsgesetz­
Novelle 1910) , in der Fassung des Ausschuß­
berichtes 68 der Beilagen, zu verlesen: 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

" Artikel IV 

Mit der Vollziehung dieses Bundes­
gesetzes ist hinsichtlich des Artikels I die 
Bundesregierung, im übrigen der Bundes­
minister für Land- und Forstwirtschaft 
betraut." 

Ich hoffe, daß damit der Formfehler behoben 
wurde und dieser Antrag nunmehr ordnungs­
gemäß zur Debatte steht. 

Ich möchte vielleicht gleich eingangs zu 
einigen Ausführungen des Herrn Kollegen 
Pfeifer kommen. Der Herr Kollege hat es 
geradezu als einen großen Erfolg bezeichnet, 
daß nunmehr das Marktordnungsgesetz durch 
diese Novelle um ein halbes Jahr bis zum 
31 .  Dezember des heurigen Jahres verlängert 
wird. Er ist geradezu erfreut darüber und 
bezeichnet es als besonders verantwortungs­
bewußt von dieser Minderheitsregierung, daß 
es gelungen ist, dieses Gesetz nur ein halbes 
Jahr zu verlängern, weil sonst die Gefahr be­
stünde, daß man wirklich nicht arbeiten und 
l<::ein neues Gesetz schaffen will, und weil diese 
anderen Oppositionsparteien gezwungen wer­
den müssen, doch endlich in dieser Frage ein­
mal zu arbeiten. - Ich glaube, diese Argumen­
tation ist so zum Greifen und widerspricht 
sich selbst. 

Es ist auch interessant: Die Erklärung, daß 
damals - 1962 - der Herr Abgeordnete Her­
mann Gruber hier auch bei einer halbjährigen 
Verlängerung gesprochen hätte, ist insofern 
problematisch, weil der Herr Abgeordnete 
Pfeifer bei seinem Zitieren, das er ja meister­
haft versteht, wohlweislich vergessen hat, 
weiter zu zitieren. In der 105. Sitzung am 
1 2 . Juli 1962 hat nämlich der Abgeordnete 
Hermann Gruber bei der Behandlung des 
Marktordnungsgesetzes folgendes wörtlich 
ii\usgeführt, Herr Kollege Pfeifer : 

1 .  In Artikel I haben die Worte " . . .  für "Es ist daher sehr bedauerlidl, daß die Gel-
die Zeit vom Wirksamkeitsbeginn dieses tungsdauer des Marktordnungsgesetzes wie­
Bundesgesetzes bis zum 3 1 .  Dezember derum nur bis 3 1 .  Dezember 1963" - das war 
1970 . . . " zu entfallen. 

2. Artjkel II hat zu lauten: 

"Artikel 11 

Im § 62 des Marktordnungsgesetzes 1 967 
in der derzeit geltenden Fassung entfällt 
der Abs. 1 ;  der bisherige Abs. 2 bildet den 
nunmehrigen § 62." 

3. Artikel III hat zu lauten: 

"Artikel III 

Dieses Bundesgesetz tritt mit 1 .  Juli 1 910 
in Kraft." 

4. Ein neuangefügter Artikel IV hat zu 
lauten: 

immerhin ein Jahr - "erstreckt werden 
konnte. Es wäre hoch an der Zeit, in diesem 
Fall von der sozialistischen Seite den politi­
schen Kuhhandel aufzugeben und in diesen 
wichtigen Fragen einmal nur wirtsdlaftliche 
Argumente gelten zu lassen." 

Ich mußte also das erwähnen, damit die 
Dinge zurechtgerückt sind. (Beifall bei der 
OVP.) 

Der Herr Kollege Pfeifer hat außerdem, 
unter Anspielung auf die Uberschußsituation, 
ausgeführt : Wir stecken heute in Uber­
schüssen, es gibt Weizenberge, Butterberge 
und so weiter. Und er hat diese Sachlage zum 

Anlaß genommen, von Seite der Landwirt-
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schaft zu fordern, daß hier ein Gesetz kommt, 
das offensichtlich andere Situationen herbei­
führen soll. Er hat aber zu erwähnen verges­
sen (Abg. Dr. H a i d e r: Er hat mehr verges­
sen!), wie er sich diese anderen Situationen 
und die Lösung vorstellt: Will er kontingen­
tieren? Will er mengenmäßig beschränken? 
Will er den Preis für den Produzenten sen­
ken, damit nicht so viel produziert wird? -
Und auf der anderen Seite : Wie will er dann 
die Zusagen des Herrn Bundeskanzlers, die 
dieser bei ' verschiedenen Anlässen gemacht 
hat, nämlich daß die Einkommensituation in 
der Landwirtschaft verbessert werden soll, er­
füllen? - Es sind hier sehr viele offene Fra­
gen. Es wurde wohlweislich bei der Behand­
lung durch Kollegen Pfeifer auf konkrete 
Dinge verzichtet. Er hätte sonst herausgehen 
und sich äußern müssen, wie er sich die 
Dinge vorstellt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren I 
Die unbefristete Verlängerung des Marktord­
nungsgesetzes ist von der landwirtschaftlichen 
Seite aus nicht eine Forderung, die j etzt ge­
stellt wird, weil die OVP und der Bauem­
bund in der Minderheit sind. Die Forderung, 
daß man so wichtige Kapitel des Wirtschafts­
lebens langfristig regeln solle, besteht be­
reits seit Jahrzehnten, kann man sagen. Sie 
wurde nur immer wieder nicht erfüllt, um 
ein Faustpfand, um ein Tauschobjekt für 
andere gesetzliche Maßnahmen zu haben. 

Ich darf vielleicht doch ganz kurz darauf 
hinweisen, daß es zwischen der Regierungs­
erklärung und den sonstigen Erklärungen, 
insbesondere des Herrn Bundeskanzlers, und 
dem tatsächlichen Verhalten doch einige gra­
vierende Unterschiede gibt. Der Herr Bundes­
kanzler hat in Ried bei der Eröffnung der 
Frühj ahrsmesse für die Landwirtschaft außer­
ordentlich erfreuliche Worte gefunden : 

"Die Bundesregierung" - sagte er - "ist 
der Auffassung, daß eine gesunde und lei­
stungsfähige Land- und Forstwirtschaft ein 
unentbehrlicher Bestandteil der Gesamtwirt­
schaft ist. Sie sichert die Ernährung des öster­
reichischen Volkes, ist ein wichtiger Auftrag­
geber für Industrie und Gewerbe, trägt in 
entscheidendem Maße die Wirtschaft des länd­
lichen Raumes und gewährleistet die Erhal­
tung der Kulturlandschaft." - Das sind also 
sehr grundlegende Ausführungen, die wir nur 
unterstreichen können. 

Er hat weiter gesagt: "Es ist ein Anliegen 
der Gesamtheit, daß der Land- und Forstwirt­
smaft die Erfüllung dieser Aufgaben weiter­
hin ermöglicht und den Menschen im länd­
lichen Raum die Teilnahme · an der allgemeinen 
wirtschaftlichen Entwicklung gesichert ist. " 

Nun, Herr Kollege Pfeifer: Wie stellen Sie 
sich das vor? Mit einer Kontingentierung, mit 
einer Besduänkung, mit einer Preissenkung? 
Sollen mit diesen Maßnahmen die Ziele, die 
der Herr Bundeskanzler Kreisky geäußert hat, 
erreicht werden? Sie haben hier verschiedene 
Vorwürfe erhoben, daß es zu einer Subven­
tionswirtschaft kommt. Sie haben das mit 
einem Beispiel aus der Stärkeindustrie erläu­
tert und haben damit die gesamte Getreide­
wirtschaft mit einbezogen, obwohl im Ge­
treidewirtschaftsfonds Ihre Vertreter drinnen 
sind. Es sind auch im Milchwirtschaftsfonds 
Ihre Vertreter drinnen und im Viehverkehrs­
fonds. Es wird offen Buch geführt, und jeder­
mann hat Einsicht in die landwirtschaftlichen 
Belange, auch im Rahmen des Grünen Berich­
tes und bei der Kommission, in der auch 
Ihre Vertreter anwesend sind und teilnehmen. 

Ich glaube, solche Pauschalverdächtigungen 
und Beschuldigungen müssen wir entschieden 
zurückweisen. (Zustimmung bei der OVP.) 
Ebenso solche nebulosen Vorwürfe an die 
Organisationen der Landwirtschaft, an die 
Kammern, betreffend die Subventionsvergabe 
und so weiter. Diesbezüglich werden auch 
immer wieder Behauptungen aufgestellt, die 
den Tatsachen nicht entsprechen. Auch ich war 
lange Zeit in der Kammerorganisation tätig 
und kenne die . . .  (Abg. P a  y: Warum haben 
dann so viele Bauern am 1. März uns ge­
wählt!) Mein lieber Freund, Sie wissen nicht, 
wer Sie am 1 .  März gewählt hat. (Weitere 
Zwischenrule.) Herr Kollege ! Sie haben j a  
einen Meinungsforscher in Ihren Reihen, der 
in wunderbarer Art und Weise am Wahltag 
das Gras hat wachsen hören. Es war wunder­
bar anzuhören, aber ich muß sagen: Mit der 
multi varianten Methode kann man auch sehr 
weit danebenhauen. (Zwischenrufe bei der 
SPtJ.) 

Der Herr Bundeskanzler Dr. Kreisky hat in 
Ried weiters erklärt, daß er sehr gerne bereit 
ist, mit den gewählten Vertretern in den 
Kammern und in den politischen Organisatio­
nen zusammenzuarbeiten. Wenn diese Leute 
nicht verläßlich sind, wenn sie keine Fachleute 
sind, warum strebt Bundeskanzler Kreisky 
dann die Zusammenarbeit an? Dann muß er ja  
fürchten, daß womöglich mit den Subventio­
nen nicht richtig vorgegangen wird. Hier lie­
gen doch offensichtlich gewisse Bewußtseins­
spaltungen vor. Ich kann mir das nicht anders 
erklären. 

Wenn der sozialistischen Minderheitsregie­
rung so daran liegt, der Landwirtschaft zu hel­
fen, dann darf man nicht eine halbjährige 
Verlängerung für so wichtige Gesetze beschlie­
ßen. Es ist eine klare Angelegenheit: Die 
Landwirtschaft als naturabhängige Produk-
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tionssparte verlangt einfach langfristige Lö­
sungen. Das hat mit Planwirtschaft oder son­
stigen Dingen nichts zu tun. Es muß - land­
wirtschaftlich gesehen - längerfristig gedacht 
werden, weil ja auch die Maßnahmen einen 
längeren Zeitraum erfordern. Wir brauchen 
auch eine kontinuierliche Entwicklung der Pro­
duktion. Das ist für die Vermarktung wich­
tig, aber auch für die Versorgung. Meine 
sehr geehrten Damen und Herrenl Sie haben 
heute zum Beispiel schon aus dem Mund des 
Herrn Landwirtschaftsministers gehört, daß 
Osterreich sehr hohe Stückzahlen an Kälber­
importen freigibt und daß eben Polen nicht 
in der Lage ist, die abgerufenen Kälber zu 
l iefern. Sie sehen aus dieser Tatsache, daß die 
Versorgung der österreichischen Bevölkerung, 
Huf ausländische Märkte orientiert, dadurch 
niemals gesichert werden kann. Die Landwirt­
schaft ist bereit, zusammenzuarbeiten, weil 
s ie weiß, daß der österreichischen Bevölke­
rung in der Versorgung der Vorrang zu geben 
ist. Wir möchten aber auch bitten, daß man 
unsere Intentionen beachtet, denn wenn wir 
durch eine unrichtige Import-Export-Politik die 
Preise für unsere wichtigsten Produkte nicht 
1 ichtig in der Höhe halten, dann geht die Pro­
duktion zurück, und dann ist auch dem Konsu­
menten nicht gedient. 

Daher wird von unserer Seite schon seit 
Jahren die Umstellung von der Brotgetreide­
E:rzeugung auf Futtergetreideerzeugung sowie 
eHe Umstellung von der Milchproduktion auf 
Fleischproduktion in jeder Weise gefördert, 
und ich bin froh darüber, daß sich auch Bun­
desminister Weihs zu diesen grundsätzlichen 
Maßnahmen der Agrarpolitik bekennt, weil 
s ie sachlich und fachlich die einzige Möglich­
keit sind. (Abg. M a c  h u n z e: Das ist eine 
Liebeserklärung!) Wenn man glaubt, den Preis 
tür Fleisch und andere notwendige Produkte 
kurzfristig herunterdrücken zu müssen, dann 
wird man die Produktion umlenken, und es 
wird über kurz oder lang auf dem Sektor 
Fleisch zu wesentlich größeren Schwierigkei­
ten kommen. 

Es ist ja so, daß die landwirtschaftliche 
Marktordnung nicht eine Erfindung von uns 
ist, weil wir vielleicht irgend etwas brauchen. 
Die landwirtschaftliche Marktordnung für die 
wichtigsten Produkte ist eine Sache, die in 
allen wichtigen Industrieländern geregelt 
werden muß. Es liegt in der Natur der Sache, 
daß wir zum Beispiel bei Getreide ein stoß­
weises Angebot haben, jetzt besonders im 
Sommer durch den Mangel an Personal und 
durch den Mähdreschereinsatz, und daß eben 
eine leistungsfähige Organisation - Genos­
senschaften und Landhandel - diese riesigen 
Getreidemengen innerhalb weniger Monate 

und innerhalb weniger Wochen übernehmen 
muß. Wenn dabei keine Ordnung besteht, 
dann gibt es sowohl für den Bauern als auch 
für den Konsumenten Schwierigkeiten, weil 
sich niemand bereit erklärt, ein ganzes Jahr 
das Lagerrisiko auf sich zu nehmen und den 
Markt ordnungsgemäß zu versorgen. Daher 
ist diese Angelegenheit auf dem Getreide­
sektor, wo viele heute glauben, es wäre nicht 
mehr notwendig, trotzdem sehr, sehr wichtig. 

Auf dem Mi1chsektor brauche ich das nicht 
zu unterstreichen. Hier haben wir ein äußerst 
leicht verderbliches Produkt, das täglich ver­
arbeitet werden muß. Es muß also eine Stelle 
geben, die einen gewissen Ausgleich durch­
führt, und das war j a  auch schon vor 1938 
der Fall. Wenn wir auf diesem Sektor keine 
Ordnung haben, dann leiden auch die Konsu­
menten darunter, weil es eben dann keine 
einheitlichen Konsumentenpreise gibt, weil 
die Versorgung nicht gesichert ist, und auch 
die Qualitätskontrolle ist nicht sichergestellt. 

Was den Viehsektor betrifft, habe ich 
bereits die Notwendigkeit solcher Regelungen 
unterstrichen, weil wir sonst eben einerseits 
keine Gewähr für eine ordnungsgemäße Ver­
sorgung der Bevölkerung haben und weil 
andererseits die Landwirtschaft infolge starker 
Preis schwankungen immer wieder entweder 
zuviel oder zuwenig produziert. 

Aus dieser Uberlegung heraus, aus dem Er­
fordernis der Langfristigkeit müssen wir doch 
um Verständnis dafür bitten, daß man diese 
Marktordnung nun endlich einmal aus dem 
politischen Kuhhandel herausnimmt und diese 
Gesetze unbefristet verlängert. Wir möchten 
gerade den Herrn Bundeskanzler ersuchen, 
daß er, wenn er zu seiner Regierungserklärung 
steht, wenn er zu seinen Zusagen steht, auch 
der Landwirtschaft die entsprechenden Mittel 
zur Verfügung stellt und daß wir diese so 
wichtigen Gesetze unbefristet verlängern. Es 
ist nunmehr Sache der Bundesregierung, für 
diese Bereiche vorzusorgen. Wir sind zu Ab­
änderungen in der Sache, soweit sie eben 
auf Grund der Entwicklung notwendig sind, 
ja immer bereit. 

Es ist allerdings eines klar, und das möchte 
ich den Herrn Minister fragen: Ich möchte ihn 
fragen, ob er dazu steht, daß diese Fragen 
der landwirtschaftlichen Marktordnung in der 
Bundeskompetenz bleiben; das gilt natürlich 
auch für das Landwirtschaftsgesetz. 

Eine weitere Frage an den Herrn Bundes­
minister: Wie stellen Sie sich zu dem Problem 
des einheitlichen Getreidepreises und des ein­
heitlirnen Milrnpreises? 

Eine dritte Frage: Geben Sie, Herr Land­
wirtsrnaftsminister, auch der inländischen 
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landwirtschaftlichen Produktion in ähnlicher sonst sehr sachlich ist, im Hohen Haus wirk­
Weise den Vorrang, wie es im industriell- lich nicht verstehen. Ist das nur eine Alibi­
gewerblichen Bereich oder bei den ausländi- rede, oder ist es, sagen wir, wirklich ein 
schen Arbeitskräften der Fall ist? Das ist für Spaß, den Sie sich erlaubt haben? 
die Landwirtschaft, glaube ich, eine grund­
legende Angelegenheit, und wir müssen bit­
ten, daß man diesem Bereich entspreChend 
aufgeschlossen gegenübersteht. Die Landwirt­
schaft soll nicht zum Spielball der Politik 
werden, und man soll nicht die Agrargesetze 
ständig mit Angelegenheiten junktimieren, mit 
denen sie überhaupt nichts zu tun haben. 

Wir haben auch nichts von lippenbekennt­
nissen des Herrn Bundeskanzlers. Wir wollen, 
daß in dieser Frage eine Haltung an den Tag 
gelegt wird, die der Landwirtschaft eine ent­
sprechende Weiterentwicklung garantiert. 

Ich darf außerdem noch einen geschäfts­
ordnungsmäßigen 

A n t r a g  

einbringen: 

Gemäß § 64 Abs. 2 GOG. richten die 
unterzeichneten Abgeordneten an den Prä­
sidenten des Hauses das Begehren, bei der 
Abstimmung über die Regierungsvorlage 
41 d. B. :  Bundesgesetz, mit dem das Markt­
ordnungsgesetz 1967 neuerlich geändert 
wird (Marktordnungsgesetz-Novelle 1 970) , 
in der Fassung des Abänderungsantrages der 
Abgeordneten Minkowitsch und Genossen, 
betreffend Abänderung der Regierungsvor­
lage 4 1  d. B . :  Bundesgesetz, mit dem das 
Marktordnungsgesetz 1967 neuerlich geän­
dert wird (Marktordnungsgesetz-Novelle 
1970) , eine namentliche Abstimmung durch­
zuführen. 

Ich möchte die sozialistische Fraktion ein­
laden, dem Antrag auf unbefristete Ver­
längerung beizutreten, weil er im Sinne der 
Landwirtschaft gelegen ist. (Beifall bei der 
OVP.) 

Präsident Probst: Zum Wort gemeldet ist 
der Herr Abgeordnete Erich Hofstetter. Er hat 
das Wort. 

Abgeordneter Erich Hofstetter (SPO) : Herr 
Präsidentl Meine Damen und Herren! Ich habe 
die Ausführungen von Herrn Generalsekretär 
Dr. Mussil sehr aufmerksam verfolgt. Ich kann 
miCh nur wundern, daß er unter die Propheten 
gegangen ist und gleichzeitig eine Gruselrede 
gehalten hat, die von Einsperren, von Dirigis­
mus und von allen möglichen Dingen nur so 
geschwirrt hat; alles, was die Sozialisten im 
Schilde führen, um den Wirtschaftstreibenden 
zou schädigen und damit in übertragenem Sinne 
die Wirtschaft selbst. Ich kann die "Sachlich­
keit" von Herrn Generalsekretär Mussil, der 

Herr Generalsekretär! Ich nehme aber gerne 
Ihre Erklärung zur Kenntnis, daß Sie nunmehr 
1 ür die Planung sind, daß Sie für einen mehr 
oder minder geplanten Wirtschafts ablauf und 
für eine solche Wirtschaft sind. (Abg. Doktor 
M u s  s i 1: Nicht tür PlanwirtschaftI) Die Sozia­
listen haben nie von der Planwirtschaft gespro­
chen, sondern von der Planung, von der Koor­
dinierung, wie Sie das in unserem Wirtschafts­
programm nachlesen können. 

Ich nehme Ihre Erklärung also gern zur 
lCenntnis, weil die Sprache vor einigen Jahren 
dne andere war, und es wird sich ja zeigen, 
meine Damen und Herren, wie das ist, wenn 
die Gesetze bezüglich einer modernen Indu­
striepolitik zur Beratung kommen oder Maß­
nahmen, die zu einer Gesundung der Wirt­
s-chaft beziehungsweise zu einer weiteren Stär­
kung des Wirtschaftswachstums getroffen wer­
nen müssen. 

Ich möchte auf ein weiteres zurückkommen. 
Der Herr Generalsekretär hat so wie immer 
- es ist letzten Endes seine Aufgabe, das 
verstehe ich - auf die Unmöglichkeit der 
Lohnforderungen hingewiesen, er hat von den 
Auswirkungen der Lohnforderungen gespro­
chen und im besonderen auch von der Arbeits­
zeitverkürzung. Herr Generalsekretär! Wenn 
Sie über etwas sprechen, dann bleiben Sie 
doch bei der Wahrheit und sagen Sie, daß 
die Produktivität . . . (Abg. Dr. M u s  s i l: 
Sagen Sie nicht, daß ich die Unwahrheit gesagt 
habe!) Nein, vervollständigen Sie das und 
sagen Sie, daß die Produktivität in dem Zeit­
I aum der Arbeitszeitverkürzung bei der Indu­
strie um über 10 Prozent gestiegen ist und 
daß die Arbeitszeitverkürzung weit eingeholt 
wurde. 

Meine Damen und Herren! Was die Preis­
entwicklung betrifft, möchte ich nur noch an 
etwas erinnern, und ich komme noch einmal 
darauf zurück. In der Prognose im Dezember 
1 969 ist ja gesagt worden, daß im Durchschnitt 
in diesem Jahr 5 Prozent zu erwarten sind. 
Wenn vom Herrn Generalsekretär auch eine 
andere Frage angeschnitten wurde, nämlich 
die der Arbeitsmarktsituation, so bin ich auch 
dafür, daß das Hohe Haus eine Ergänzung 
dazu erfährt, nämlich die, daß die Kontingent­
frage in Betracht gezogen werden muß, die 
immer wieder in die Diskussion geworfen 
wird, daß die Absprachen des Gewerkschafts­
bundes mit der Bundeswirtschaftskammer 
darin gelegen sind (Zwischenruf des Abg. Dok­
tor M u s  s i 1) - das kommt schon! -, daß 
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Sie über 30 Prozent des Kontingents erhöht 
bekommen haben und nicht imstande waren, 
dieses Kontingent auszuschöpfen. 

Herr Generalsekretärl Sie wissen auch ganz 
gut, was die Ursachen dafür sind. Erinnern 
Sie sich doch an das Gespräch mit dem Leiter 
des Arbeitsministeriums von Jugoslawien, 
Herrn Tabor, der Ihnen gesagt hat, warum 
die jugoslawischen Gastarbeiter wieder weg­
wandern, der Ihnen auch gesagt hat - Sie 
selbst wissen es, und die Wirtschaft weiß es -, 
daß Osterreich ein Transitland geworden ist, 
der sagte, daß die Gastarbeiter herkommen 
und den besseren Verdiensten in Westdeutsch­
land oder in anderen Ländern nachgehen. 

ter Abänderungsvorschläge vorgebracht wor­
den sind. Wir haben mit Genugtuung ver­
merkt, daß am 10. Juni unter Vorsitz des 
Herrn Handelsministers und in Anwesenheit 
des Herrn Landwirtschaftsministers eine Art 
Enquete der betroffenen Bundesministerien 
und der Interessenvertretungen über dieses 
Problem stattgefunden hat. In diesem Forum 
ist bekanntlich vereinbart worden, in den kom­
menden Monaten intensiv an den Vorschlägen 
für eine Verbesserung der einzelnen Wirt­
schaftsgesetze weiterzuarbeiten, sodaß wir 
hier im Hohen Haus im kommenden Herbst 
nicht wieder eine unveränderte Verlängerung 
als Regierungsvorlage vor uns haben werden, 
sondern entsprechend modifizierte Gesetzent-

Das sind doch die Ursachen I Dazu möchte ich würfe zur Beratung stehen. 
sagen - erinnern Sie sich, Herr General-
sekretär -: Ich will nur, daß das Hohe Haus 
die sachliche Berichtigung erfährt. Erinnern 
Sie sich doch daran, wo die Schwierigkeiten 
liegen. (Abg. Dr. M u s  s i 1: Bei Ihnen!) Sie 
liegen in gewissen Fragen des Sozialabkom­
mens mit Jugoslawien, und diese Fragen wer­
den sicherlich gelöst werden müssen. (Abg. 
Dr. M u s  s i  1: Es sind nicht allein die Jugo­
slawen, es sind die Türken, und es sind . . . 1) 
Herr Generalsekretärl Das glauben Sie doch 
selbst nicht, wenn mehr als 70 Prozent der 
Gastarbeiter Jugoslawen sind und die Schwie­
rigkeiten ja von dieser Seite ausgehen. 

Aber ich möchte nun zum eigentlichen 
Thema kommen. Wenn wir Sozialisten heute 
einer unveränderten Verlängerung des Preis­
regelungsgesetzes und des Rohstofflenkungs­
gesetzes um ein halbes Jahr zustimmen, dann 
keinesfalls deshalb, weil wir unsere seit Jah­
ren geäußerten Abänderungswünsche aufgege­
ben hätten. Ganz im Gegenteil: Wir sind wei­
terhin überzeugt, daß diese Gesetze einer Re­
vision bedürfen. Wir haben unsere Wünsdle 
nur deswegen zurückgestellt, weil die Bundes­
regierung j a  ausdrücklidl angekündigt hat, 
daß die Verlängerung um ein halbes Jahr 
deswegen erfolgt, weil sie diese Zeit zur Vor­
bereitung einer Novellierung nützen will. Sie 
hatten j a  audl praktisch nicht die Möglidl­
keit, obwohl andere Interessenvertretungen 
ihre Stellungnahmen abgegeben haben; die 
Bundeswirtschaftskammer war im Hinblick auf 
das Nichteinhalten nicht in der Lage. Wir 
dürfen nicht übersehen, daß für eine Novellie­
rung der heute zur Beratung stehenden Ge­
setze ganz einfach nicht mehr genügend Zeit 
vorhanden war, um alle Anregungen von allen 
Seiten und Begutachtungsstellen zu berück­
sichtigen. 

Meine Fraktion hat aber sehr wohl zur 
Kenntnis genommen, daß im Zuge der Be­

Es gab eine ganze Reihe von anderen Wün­
schen, wie zum Beispiel die Erhöhung des 
Strafausmaßes. Dazu noch eine Ergänzung, 
Herr Generalsekretär. Sie haben darauf hin­
gewiesen, wie arm die Wirtschaftstreibenden 
auf Grund des Preistreibereigesetzes sind. 
Sagen Sie mir doch einige, zwei oder drei, 
die so schwer gelitten haben! (Abg. Dr. M U 8-
8 i I: Legionen!) Wir sind nicht dafür, daß man 
straft, sondern was wir immer sagen, das ist, 
daß sich in der Wirtschaft ein Teil undiszipli­
niert verhält - nicht alle l -, und wir ver­
langen, daß sich auch dieser Teil der Wirt­
schaft diszipliniert verhalten soll. Wenn diese 
Menschen nicht auf Appelle hören, dann müs­
sen eben auch andere Mittel, die wir wahrlich 
nicht gern in Anwendung bringen, manchmal 
ergriffen werden, um diese Leute zu einem 
disziplinierten Verhalten zu veranlassen. 

Es dringen Sozialisten und die Arbeiter­
kammer und der Osterreichische Gewerk­
schaftsbund schon seit Jahren darauf, daß der 
berühmte § 3 a des Preisregelungsgesetzes, den 
Sie zitiert haben, reformiert wird. Dieser Para­
graph, der - als er geschaffen wurde - als 
Sanktion für Verstöße gegen das Verfahren 
vor der Paritätischen Kommission gedadlt war, 
hat sim bisher für diese Zwecke als wenig 
tauglimes Mittel erwiesen. Um es noch härter, 
aber wahrheitsgetreuer zu sagen: Diese Be­
stimmung ist noch kein einziges Mal ange­
wendet worden. Die Ursache dafür liegt aber 
nicht darin, daß sich nicht in der Vergangen­
heit smon wiederholt genügend Grund für 
die Anwendung des § 3 a ergeben hätte, son­
dern darin, daß der § 3 a nur dann eingesetzt 
werden kann, wenn alle vier Interessenver­
tretungen gemeinsam dem Antrag an den 
Herrn Innenminister zustimmen. Und eine sol­
che Zustimmung war bisher von der Bundes­
wirtschaftskammer nimt zu erhalten. 

gutachtung der Verlängerung der Wirt- Seit Jahren verlangen wir, daß der Herr 
schaftsgesetze eine ganze Reihe sehr fundier- Innenminister im Rahmen der Bestimmungen 
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des § 3 a auch dann tätig werden darf, wenn 
ihm nur von einer der vier Interessenorgani­
sationen eine Mitteilung über eine Preiserhö­
hung erstattet wird und - bitte, Herr Gene­
ralsekretärl - das Ministerium von sich aus 
die Richtigkeit dieser Mitteilung überprüft hat. 
Hier liegt ein kleiner Unterschied vor. Ich 
möchte Sie nur bitten, den zu registrieren. 

Hier, meine Damen und Herren, möchte ich 
neuerlich wiederholen, was ich schon des öfte­
ren gesagt habe. Wir denken als Sozialisten 
nicht daran, hinter jeden Produzenten oder 
Händler einen Polizisten zu stellen I Was wir 
wollen, das ist vielmehr: die gesetzliche Mög­
lichkeit zu schaffen, undiszipliniertes Verhal­
ten von einzelnen Unternehmern oder Gruppen 
im Interesse der anständigen Unternehmer 
und der Gesamtentwicklung der Wirtschaft 
zu verhindern und diese zur Räson bringen 
zu können. Eine dringliche Anfrage hat heute 
schon manche Dinge aufgezeigt, wo man even­
tuell hätte aktiv werden können. 

Wir erwarten daher, daß bei den kommen­
den Beratungen all diese Fragen, die heute 
zur Diskussion stehen, mit Sorgfalt behandelt 
werden. Hier wird eine gewisse Umstellung 
von Ihnen, meine Herren von der Osterreichi­
schen Volkspartei, aber auch notwendig sein. 
Mit Ausflüchten, wie wir sie erlebt haben, wie 
sie leider in den letzten Jahren gebraucht 
wurden, werden wir die vor uns liegenden 
Probleme nicht lösen können. 

Ihnen wie uns selbst ist j a  bekannt, daß die 
im Dezember 1969 vom Beirat für Wirtschafts­
und Sozialfragen beziehungsweise vom Wirt­
schaftsforschungsinstitut in der Sitzung der 
Paritätischen Kommission erstellte Prognose 
der Preisentwicklung für 1970 zwischen 
4,5 Prozent und 5 Prozent im Jahresdurch­
schnitt liegt. Das ist eine Entwicklung, meine 
Damen und Herren, die die Anstrengung aller 
Kreise verlangt, damit ihr begegnet wird. 

Im Zusammenhang mit dem Preisregelungs­
gesetz erscheint es mir auch wichtig, von die­
ser Stelle aus noch einmal auf die Bedeutung 
der Bestimmungen über die Pflicht zur Preis­
auszeichnung hinzuweisen. Auf Grund dieser 
Vorschriften sind die Geschäftsleute verpflich­
tet, die Preise der in den Auslagen oder in 
den Geschäftslokalen ausgestellten Waren 
auszuschreiben. Meine Kollegin Metzker hat 
bereits darüber gesprochen. Das dient dem 
Konsumenten zur Information. Aber die Ein­
haltung dieser Verpflichtung ist auch vom 
Standpunkt der Wettbewerbspolitik aus von 
größter Wichtigkeit, weil vielfach nur ordent­
liche Preisauszeidmungen dem Konsumenten 
Preisvergleiche ermöglichen. Leider wird aber 
die Verpflichtung zur Preisauszeichnung in 
manchen Gebieten unseres Landes nicht sorg­
fältig genug beachtet. Das kennen wir. Wir 

erkennen daher an, daß vom Innenministerium 
nunmehr wieder eine diesbezügliche Anwei­
sung an die Landeshauptleute ergangen ist, 
der Preisauszeichnung mehr Aufmerksamkeit 
als bisher zu schenken. Wir müssen nämlich 
mit Bedauern feststellen, daß mancherorts 
diese Anweisung nicht genügend Beachtung 
findet. 

Gerade die Bestimmung über die Preisaus­
zeichnung zeigt, daß selbst das von manchen 
als zu dirigistisch bezeidmete Preisregelungs­
gesetz durchaus wettbewerbsfördernde Be­
stimmungen enthält. Wir Sozialisten sind näm­
lich der Uberzeugung, daß durch eine Förde­
rung des Wettbewerbs die Preisentwicklung 
durchaus beeinflußt werden kann, und zwar 
im preisdämpfenden Sinn. Wir begrüßen daher 
auch die von der Bundesregierung in Angriff 
genommenen preisdämpfenden Maßnahmen. 
Wir haben zur Kenntnis genommen, daß sämt­
liche Zoll- und Ausgleichsteuersenkungen, die 
im Vorjahr beschlossen wurden, wieder ver­
längert wurden und daß darüber hinaus bei 
einer Reihe von wichtigen Konsumgütern 
ebenfalls weitere Zoll- und Ausgleichsteuer­
senkungen in Aussicht genommen sind. Damit 
wird zweifellos der Wettbewerb im Inland 
angekurbelt werden. 

Ähnlichen Zwecken dient die derzeit in Ver­
handlung stehende Einführung des Nettopreis­
systems. Eine Einführung, zu der wir Sie, 
meine Damen und Herren, auch sehr, sehr 
lang drängen mußten, bis Sie unseren Wün­
schen und Forderungen nachgekommen sind. 

Wir glauben aber, daß außer diesen unmit­
telbar wirkenden preisdämpfenden Maßnah­
men auch daran gedacht werden sollte, auf 
jenem Sektor der Wettbewerbspolitik aktiv zu 
werden, wo sich die preisdämpfenden Auswir­
kungen nicht ganz so unmittelbar einstellen. 
Ich denke dabei unter anderem an die Reform 
des Kartellgesetzes ebenso wie an die längst 
überfällige Reformierung der Gewerbeord­
nung. Ich hoffe, daß wir dabei auf Ihrer Seite 
die Bereitschaft zu einer Partnerschaft vorfin­
den, denn Sie sagten es selbst: Für den Wett­
bewerb. Wir sind überzeugt, daß der Wett­
bewerbspolitik im Rahmen der Preispolitik 
eine entscheidende Rolle zukommt. Wir sind 
aber ebenso überzeugt, daß es Wirtschafts­
bereiche gibt, in denen aus verschiedenen 
Gründen die Wettbewerbspolitik allein als 
Preisregulator nicht ausreicht. Gerade für diese 
Bereiche kommt der administrativen Preis­
politik und damit dem Preisregelungsgesetz 
eine sehr wichtige Bedeutung zu. 

Noch ein Wort zum Rohstofflenkungsgesetz : 
Dieses Gesetz, das dem Handelsminister die 
Handhabe zur Bewirtschaftung wichtiger Roh­
stoffe gibt, wird in Normalzeiten kaum ange­
wendet werden müssen. Tatsächlich wird es 
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derzeit - das ist aus dem Bericht hervor­
gegangen - nur bei Schrott angewendet. 
Gerade in letzter Zeit haben wir aber gesehen, 
daß in der unruhigen Welt von heute, sei es 
aus politischen Gründen, sei es durch Witte­
rungskatastrophen bedingt, einzelne Rohstoffe 
immer wieder knapp werden können. Aus 
diesem Grund ist es meiner Meinung nach 
wichtig, auch das jetzt nur verlängerte Roh­
stofflenkungsgesetz neu zu überdenken, und 
wir glauben daher, daß dieses halbe Jahr 
nützlich verwendet werden soll. 

Es muß aber deutlich gesagt werden, daß 
in den Bemühungen der Kontrolle über die 
Preise durch die Bundesregierung, wie ja aus 
den Erklärungen des Herrn Bundeskanzlers 
und der einzelnen Minister ersichtlich ist, 
neben den preisdämpfenden Maßnahmen auch 
die administrativen Möglichkeiten geschaffen 
werden müssen, die für die österreichische 
WirtsChaft von eminenter Bedeutung sind. An 
dieser Stelle muß ich wieder sagen: Es besteht 
zwischen der PreisentwiCklung und der Lohn­
und GehaltsentwiCklung ein Konnex, meine 
Herren! Es ist klar, daß diese Fragen irgend­
wie zusammenhängen, und niemand ist mehr 
an einer ruhigeren Preisentwicklung inter­
essiert als die Unselbständigen an siCh. 

Der Herr Präsident Minkowitsch hat heute 
von der Politik des Aufschaukeins gesprochen. 
Es ist doch bekannt, wie die PreisentwiCklung 
ist; das wurde im Jahre 1969 bereits mit­
geteilt. Die Politik des Aufschaukeins ist für 
die Wirtschaft und die Entwicklung an siCh 
nicht gut, und es ist unverständlich, wenn 
in den Zeitungen, wie im "Volksblatt" , steht: 
Die Preisflut überschwemmt uns ! ,  und wenn 
die Frau Abgeordnete Bayer hier großartige 
Erklärungen abgibt. Es wäre zweckmäßiger, 
wenn nicht einzelne Kreise und Personen 
glauben würden, aus politischen Gründen aus 
dieser Situation im wörtlichsten Sinne des 
Wortes Kapital schlagen zu müssen; sie ver­
kennen nämlich die tatsächliche Situation. 

Meine Damen und Herren! Wir wissen sehr 
wohl, daß diese Wirtschaftsgesetze wieder die 
Frage des Interessenausgleiches beinhalten. 
Es ist daher eine Verbesserung des gesamten 
Komplexes dieser Wirtschaftsgesetze erforder­
lich, die den Erfordernissen der Zeit ReCh­
nung trägt. Auf Grund dieser Dberlegungen 
stimmen wir Sozialisten nämlich für die vor­
liegenden Gesetzesanträge auf Verlängerung. 
(Beifall bei der SPtJ.) 

Präsident Probst: Zum Wort gemeldet ist 
der Herr Abgeordnete Meiß!. Ich erteile es 
ihm. 

Abgeordneter MeiDI (FPO) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herrenl Wir Freiheitlichen 
sehen uns bei der Behandlung dieser Punkte, 
deren Kernstück ohne Zweifel die geplante 

Verlängerung der Geltungsdauer der Markt­
ordnung ist, wieder dem gleichen Problem 
gegenüber wie schon seit Jahren, ja ich 
möchte geradezu sagen, daß wir in dieser 
Frage eine gewisse Schiedsrichterrolle in die­
sem Streit zwischen den beiden Fraktionen 
übernehmen können, die sich früher einmal 
in der großen Koalition beschuldigt haben, 
das zu verhindern; dieses Spiel ist im Grunde 
genommen das gleiche geblieben. (Zwischen­
ruf.) 

Ich habe im Dezember 1968 eindringlichst 
davor gewarnt, daß diese Frage der Markt­
ordnungsgesetze und der Verlängerung der 
Geltungsdauer des Landwirtschaftsgesetzes 
wieder in den Junktimbereich fallen wird 
- in den politischen Kuhhandel, wurde heute 
bereits einmal von einem Abgeordneten der 
zweiten Oppositionspartei gesagt (Abg. 
A. S c  h 1 a g e I: Der eIsten!) -, und es ist 
wieder eingetreten. Es ist siCherlich nicht die 
große Koalition gekommen, wie ich es damals 
mehr oder weniger angenommen habe, aber 
im Grunde genommen ist es das gleiche, daß 
wieder versucht wird, mit Lebensinteressen, 
mit den vitalen Interessen der Landwirtschaft 
ein Geschäft zu machen. 

Ich möchte an dieser Stelle an den Herrn 
Landwirtschaftsminister, den ich persönlich 
sehr schätze, wirklich die Frage richten, ob 
es im Sinne einer Agrarpolitik gelegen ist, 
die er sicherlich vertreten will und vertreten 
möchte, daß man diese Gesetze unter der 
Motivierung, daß man diesen ganzen Kom­
plex neuerlich überdenken muß, nur um ein 
halbes Jahr verlängert und damit in den 
Geruch kommt - es wurde heute bereits 
gesagt -, wieder eine Pression anzusetzen. 
Wir glauben, daß die Regierungsfraktion gar 
nicht gut beraten ist, wenn sie wieder dieses 
Spiel mit einer halbjährigen Verlängerung 
betreibt. Wir haben im Dezember 1 968 beide 
Komplexe, Marktordnung und Landwirt­
schaftsgesetz, immerhin um 1 8  Monate ver­
längert, was unserer Meinung nach nicht rich­
tig war: Wir haben ausdrücklich davor ge­
warnt. Aber jetzt wird um ein halbes Jahr 
verlängert, allerdings mit der Zusicherung, 
daß es dann schon weitergehen wird. Man 
kann ohneweiters über diese Komplexe be­
raten und trotzdem die Gesetze unbefristet 
verlängern. Wir Freiheitlichen bekennen uns 
dazu - wir haben das immer gesagt und 
werden das immer sagen -, daß man diesen 
Bereich aus dem politischen Tagesstreit 
herausnehmen soll. 

Jetzt ist es aber wieder soweit, und wir 
stehen vor der gleichen Frage. Wir, und ich 
glaube, auch die zweite Oppositionspartei, wir 
werden natürlich in der letzten Konsequenz 
der Verlängerung um ein halbes Jahr zustim­
men. Ich darf aber für meine Fraktion gleich 
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erklären, daß wir dem Abänderungsantrag 
des Präsidenten Minkowitsch die Zustimmung 
geben werden, weil er absolut auf unserer 
Linie liegt. Ich möchte hoffen, daß vielleicht 
auch die Regierungsfraktion noch dazu bereit 
sein könnte. 

In diesem Zusammenhang möchte ich auch 
noch auf ein paar Stellungnahmen von Inter­
essenvertretungen verweisen, vor allem aber 
auf eine. Es ist mir die Stellungnahme des 
Landarbeiterkammertages aufgefallen. In die­
ser Stellungnahme wird die Verlängerung mit 
der Unsicherheit der Dienstnehmer im Milch­
wirtschaftsfonds motiviert. Ich darf erklären: 
Das ist für uns kein Argument, daß diese 
Institutionen im Interesse der Arbeitnehmer 
bestehen bleiben sollten. Das wird aber da 
ausdrücklich gesagt, und ich möchte es nur 
als Kuriosität vermerken. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte bei 
dieser Gelegenheit noch einmal kurz darauf 
verweisen, daß wir Freiheitlichen - es war 
bereits ein Abgeordneter Dr. Kandutsch, ein 
Dr. Scheuch und auch meine Person - wie­
derholt darauf hingewiesen haben, welche 
entscheidende Bedeutung dieser Marktord­
nung zukommt, natürlich mit dem ständigen 
Wunsche, daß diese Marktordnung auch den 
Bedürfnissen der Entwicklung anzupassen ist. 
Das ist selbstverständlich. Aber wir haben 
uns immer als ein ehrlicher Verfechter dieser 
Lebensinteressen der Landwirtschaft bekannt. 

Das tun wir auch heute, und so werden wir 
diesem Fragenkomplex der Verlängerung die­
ser Gesetze im Sinne des Antrages des Präsi­
denten Minkowitsch unsere Zustimmung 
geben. Wir werden aber, wenn dieser Antrag, 
der ja bekanntlich eine Zweidrittelmehrheit 
braucht, nicht angenommen werden sollte, 
natürlich der Verlängerung auf ein halbes 
Jahr zustimmen. Wir hoffen aber - und das 
ist unsere Bitte an den Herrn Landwirtschafts­
minister -, daß der Herr Landwirtschafts­
minister wirklich versucht, daß bei der näch­
sten Beratung - es wurde allerdings heute 
schon gesagt, daß die erst sehr spät wird 
beginnen können, die wird vielleicht erst mit 
der ersten Lesung des Budgets beginnen -
das Problem durchberaten wird und daß dem 
Haus eine modernere, neuere Fassung dieser 
Gesetze mit der unbefristeten Verlängerung 
vorzulegen ist. 

Ich glaube, das sind wir den Menschen im 
ländlichen Raum, in der Landwirtschaft schul­
dig, und wir Freiheitlichen werden immer 
dafür eintreten. (Beifall bei der FPO.) 

Präsident Probst : Zum Wort gemeldet ist 
der Herr Abgeordnete Dr. Haider. Ich erteile 
ihm das Wort. (Zwischenruf: Eine oder zwei 
Stunden?) 

Abgeordneter Dr. Haider (OVP) : Herr Präsi­
dent! Meine sehr geehrten Damen und Her­
ren ! Der Herr Abgeordnete Pfeifer, der jetzt 
leider im Saale nicht anwesend ist, hat Dinge 
"ausgeschwitzt" , die absolut unrichtig sind 
und daher einer Klarstellung bedürfen. (Abg. 
B e n y a: Geschwitzt hat er nichtl) 

Punkt 1 :  Stärkegesetz. Der Herr Abgeord­
nete Pfeifer hat erklärt, daß bei den Stärke­
gesetzen immer mit Scheinheiligkeit von der 
Nützlichkeit der Abschöpfungen die Rede sei. 
Er hat davon gesprochen, daß sich gewisse 
Herrschaften damit einen Profit erwerben. 

Meine Damen und Herren! Es handelt sich 
hier um die schon vom Herrn Bundeskanzler 
Dr. Kreisky mehrmals geübte und von uns 
schon mehrmals aufgezeigte Praxis , in unbe­
stimmten, sehr unterschwelligen Ausdrücken 
jemandem eine Gesinnung zu unterschieben. 
Diese Unterschiebung muß absolut zurück­
gewiesen werden. 

Ich möchte den Herrn Abgeordneten Pfeifer 
fragen, ob er weiß, daß durch das Stärke­
gesetz und das Stärkeförderungsgesetz die 
Möglichkeit geschaffen worden ist, im oberen 
Waldviertel mehr als 2000 ha zusätzlicher 
Kontraktfläche für den Industriekartoffel­
anbau zu vergeben, ob er weiß, was das für 
unsere vielen Tausende Bauernfamilien im 
Waldviertel bedeutet, für die der Industrie­
kartoffelanbau ein sehr wesentlicher Betriebs­
zweig ist. Durch diese Stärkegesetze konnte 
die für die industrielle Verwertung übernom­
mene Kartoffelmenge um zirka 20.000 t erhöht 
werden. 

Ich möchte ihn fragen, ob er die wirtschaft­
liche Sicherung unserer kleinbäuerlichen 
Familien im Waldviertel als "Profitsucherei" 
bezeichnen will, ob er die absolute Lebens­
berechtigung und den Lebenswillen der 
Waldviertler Bauern, deren Existenzgrund­
lage durch diese Stärkegesetze untermauert 
wurde, ob er all das als Scheinheiligkeit 
bezeichnen möchte. (Abg. S e k a n i n  a: Sicher 
nichtl) Ich darf sein Verhalten auf seine 
absolute Unwissenheit zurückführen. 

Punkt 2 :  Der Herr Abgeordnete Pfeifer hat 
behauptet, daß in einem Quartal des Jahres 
1969 200 t Weizenstärke importiert worden 
sind, obwohl ein Weizenüberschuß von 
200.000 t besteht. Meine Damen und Herren! 
Aus dieser Erklärung spricht entweder eine 
absolute Böswilligkeit oder eine absolute 
Ignoranz des Herrn Abgeordneten Pfeifer. 
(Abg. S e k a n i n a: Das haben Sie falsch ver­
standen!) 
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Ich darf Sie darüber informieren, meine sehr 
geehrten Damen und Herrenl Er hat gesagt, 
daß bei einem Weizenüberschuß von 200.000 t 
allein in einem Quartal 200 t Weizenstärke 
importiert worden sind. Herr Abgeordneter 
Pfeifer! Darf ich Sie über etwas informieren, 
worüber Sie sich, bevor Sie vor dieses Red­
nerpult traten, selber hätten informieren sol­
len. Sie hätten hier nicht die unterschwellige 
Bemerkung machen dürfen, daß ein Herr 
Generalanwalt Rasser und ein Herr Dr. Wohl-

Ich habe das deshalb gesagt, weil hier 
wirklidl ungeheuerliche Dinge absichtlich mit 
einem entsprechenden Unterton angebracht 
wurden. Das darf nicht unwidersprochen blei­
ben. 

Ich darf noch einmal sagen, daß sich unser 
Stärkegesetz und unser Stärkeförderungs­
gesetz, Gesetze, deren Schaffung mit vielen 
Schwierigkeiten verbunden war, bewährt 
haben. Auch der Herr "gewerbliche Acker­
bauminister" Staribacher (Heiterkeit) weiß, 

meyer verantwortliche Funktionäre in der daß im Werk Gmünd 200 Dienstnehmer ihre 
Agrarindustrie und in der Stärkevertriebs- Existenz haben. 
Ges. m. b. H. sind. 

Tatsache ist, daß der Bedarf an Weizen­
stärke in Osterreich nicht 3000 t beträgt, wie 
der Herr Abgeordnete Pfeifer meint. Da hat 
er sich um eine ganze Dezimalstelle geirrt; 
es sind höchstens 400 bis 500 t. 

Zweitens darf ich Ihnen mitteilen, daß es 
im vergangenen Jahr durch den Umbau im 
Werk Klosterneuburg nicht möglich war, die 
erforderliche Menge an Weizenstärke im In­
land selbst zu erzeugen, daß auch die zweite 
Firma, und zwar die in Schwechat, welche 
Weizenstärke erzeugt, nicht in der Lage war, 
die erforderliche Menge herzustellen. Daher 
wurde über Initiative des Fachverbandes in 
der Bundeskammer ein befristeter Import­
antrag gestellt. Es wurde im ganzen Jahr 
1969 eine Gesamtmenge von 200 t importiert. 
Bedenken Sie die Unterschwelligkeit - ich 
sage das, um hier eine andere Charakteri­
stik zu geben -, die darin liegt, daß der 
Herr Abgeordnete Pfeifer hier lautstark er­
klärt : Allein in einem Quartal sind 200 t 
importiert wordenl - Natürlich sind die 200 t 
Jahresimport in einem Quartal importiert 
worden. 

Ich möchte Sie, lieber Abgeordneter Pfeifer, 
auf diese Unterschwelligkeit aufmerksam 
machen, die wir auf Ihrer Seite, vom Bundes­
kanzler angefangen, in den letzten Wochen 
immer wieder bemerkt haben. Man verdäch­
tigte den Herrn Generalanwalt Rasser, den 
Neffen des Bundeskanzlers Wohlmeyer, wie 
Sie gesagt haben. Wir kennen den Grund 
dieser Unterschwelligkeit, die darin besteht, 
daß hier, eben weil die ganze Jahresmenge 
zufällig in einem Quartal importiert wurde, 
gesagt wurde : Meine Damen und Herren! 
Allein in e i n  e m Quartal sind 200 t impor­
tiert worden. (Abg. P i e  i i e r: Sind sie impor­
tiert worden oder nicht?) Meine Damen und 
Herren ! Hier sehen Sie die ganze verwerf­
liche Unterschwelligkeit, mit der von sozia­
listischer Seite immer wieder gearbeitet wird. 
(Beifall bei der OVP.) 

Wir sind dankbar, daß wir unser Stärke­
gesetz und das Stärkeförderungsgesetz in der 
Zeit der Alleinregierung der Osterreichischen 
Volkspartei gegen den Widerstand der 
Sozialisten beschließen konnten. Ich darf dem 
Hohen Hause mitteilen, daß sich diese gesetz­
lichen Bestimmungen als sehr wertvoll erwie­
sen haben. Sie sind ein sehr wichtiger Bei­
trag zur Sicherung der wirtschaftlichen Exi­
stenz unserer fleißigen Waldviertler Bauern­
familien. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident Probst : Zum Wort gemeldet ist 
der Herr Abgeordnete Pansi. 

Abgeordneter Pansi (SPü) : Herr Präsident! 
Hohes Haus ! Die Präsidentenkonferenz der 
Landwirtschaftskammern asterreichs begrün­
det ihr Eintreten für eine unbefristete Ver­
längerung des Marktordnungsgesetzes unter 
anderem damit, daß - ich zitiere aus der 
Stellungnahme - "die Vorschriften des Ge­
setzes auf den wichtigsten Gebieten der 
Ernährungswirtschaft maßgeblich zu einer 
ruhigen Marktentwicklung beigetragen 
haben". 

Meine Damen und Herren, gestatten Sie, 
daß ich kurz auf diese "ruhige Marktentwick­
lung" eingehe. Sie werden dann daraufkom­
men, daß wir über die Agrarmärkte gar nicht 
diskutieren müßten, wenn die Marktlage tat­
sächlich so ruhig wäre, wie Sie uns glauben 
machen wollen. 

Ich darf mich zuerst mit der Situation auf 
dem Getreidesektor beschäftigen. Die Brot­
getreidebilanz für das Wirtschaftsjahr 1969/70 
wird mit 30. Juni dieses Jahres voraussicht­
lich mit einem Uberhang von 200.000 t bei 
Weizen und von 70.000 t bei Roggen abschlie­
ßen. Ich stütze mich hier auf vorsidJtige 
Schätzungen des Getreideausgleichsfonds. In 
Zukunft werden jedoch diese Uberschüsse 
noch erheblich anwachsen. 

Die Vergütungen des Getreideausgleichs­
fonds nur an Einlagerungskosten beliefen sich 
im Wirtschaftsjahr 1966/67 auf annähernd 
1 24 Millionen Schilling, im Wirtschaftsjahr 
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1967/68 auf etwa 141 Millionen Schilling und 
im Wirtschaftsjahr 1968/69 auf zirka 122 Mil· 
lionen Schilling, soweit sich das bisher über­
blicken läßt. 

Die Marktordnung auf dem Getreidesektor 
garantiert stabile Preise, sie garantiert aber 
auch annähernd stabile Lagerkosten, die ledig­
lich entsprechend dem wechselnden Getreide­
anfall variieren. Sie garantiert darüber hinaus 
die Vergällung des Brotgetreides zu Futter­
getreide, eine zusätzlidle und unsinnige Be­
lastung des Agrarbudgets mit rund 1 20 Mil­
lionen Schilling im Jahr. 

Speziell dazu ist zu sagen, daß hier nur 
durch eine Umstellung im Anbau von Weizen 
auf Gerste Abhilfe geschaffen werden kann. 
Da eine gesetzliche Kontingentierung der 
Anbauflächen, Herr Abgeordneter Mussil, 
nicht in Frage kommt, hat der Herr Land­
wirtschaftsminister eine Erhöhung des Ger­
stenpreises als einzig ridltige Lösung zur Um­
gehung der kostspieligen Weizenverfütterung 
vorgeschlagen. Daß diese geringfügige Preis­
korrektur, die audl die EWG-Relation zwi­
schen Futtergetreide und Weizenpreis her­
stellt, zu keinem Freibrief für die Bierbrauer 
werden darf, dafür wird in der Paritätischen 
Kommission Sorge zu tragen sein. Wir hoffen, 
daß die Vertreter der Arbeiterkammer und 
des Gewerkschaftsbundes dabei auch von der 
Wirtsmaftskammer unterstützt werden. 

Und nun vom Unsinn auf dem Getreide· 
sektor zur angeblich sinnvollen Regelung auf 
dem Milchsektor. 

Trinkmilch und die meisten Mikhprodukte 
sind preisgeregelt. Uber den Milchwirtschafts­
fonds, der im Marktordnungsgesetz verankert 
ist, erfolgt von der Ubernahme der Milch 
an, wobei Ubernahmspflicht besteht, eine 
totale Bewirtschaftung bis hin zum Letztver­
braucher. 

Nachdem 38 Groschen der bisherigen Ver­
braucherpreismittel in die Preiskalkulation 
auch beim Erzeugerpreis eingebaut worden 
sind, beträgt derzeit der Zusdmß zum Erzeu­
gerpreis "redmungsmäßig" 52 Groschen je 
Liter Mildl. 

Diese Subvention stammt zum weitaus 
überwiegenden Teil aus den ordentlichen 
Budgetmitteln und nur zum geringen Teil aus 
zweckgebundenen Preiszuschlägen nach dem 
Marktordnungsgesetz. 

Soweit Mehrerfordemisse bei der Milch­
preisstützung aufgetreten sind, deren Uber­
nahme seinerzeit durch das Budget nidlt 
erreicht werden konnte, wurde über Besdlluß 
der Präsidentenkonferenz im Erlaßweg ein 
sogenannter "Krisengroschen" in wechselnder 

Höhe eingeführt. (Abg. A. S c  h 1 a g e r: Von 
wem ist er eingeführt worden?) Uber Beschluß 
der Präsidentenkonferenz durch Verordnung 
des Landwirtschaftsministeriums. (Abg. 
B r a n d s t ä t t e r: Die Präsidentenkonferenz 
kann nur einen Vorschlag unterbreiten!) 
Heute will sich die Präsidentenkonferenz, wie 
Sie wissen werden, von dieser Verantwortung 
drücken. Das ist ein sehr bequemer Weg. 

Rechtlich gesehen sind diese "Krisengro­
schen' , Bundesmittel, und mit der Kürzung 
kann nun nach Belieben Politik betrieben wer­
den, was in der Vergangenheit genügend oft 
geschehen ist. 

.J edesmal beim Herannahen eines Wahlter­
mins, sehr geehrte Herren vom Bauernbund, 
fürchteten Sie um Ihren Einfluß in der Bauern­
schaft. Sie veranlaßten daher den von Ihnen 
kontrollierten Landwirtschaftsminister, den 
Absatzförderungsbeitrag für Milch zu senken. 
Ein Anschwellen der Milchflut war die regel­
mäßige Folge. Butterlager wurden angelegt, 
Butter und Vollmilchpulver wurden zu lächer­
lichen Preisen ins Ausland verschleudert, 
unter anderem bis nach Japan. (Abg. B r a n d­
s t ä t l  e r: Welche Vorschläge unterbreiten 
Sie ?) 

Das gleiche ist auch vor den letzten 
Nationalratswahlen wieder geschehen. Ob­
wohl vom wirtschaftlichen Gesichtspunkt aus 
gesehen alles gegen eine Herabsetzung des 
Krisengroschens sprach, haben Sie Ihren Land·· 
wirtschaftsminister doch dazu gezwungen. 

Die Folgen dieser Maßnahme, die aus rein 
politisdlen Gründen erfolgte, ·  sind nicht aus­
geblieben. Die Milchproduktion ist in den 
ersten fünf Monaten dieses Jahres um 8 Pro­
zent gestiegen und wird voraussichtlich noch 
weiter steigen. Für den Staat bedeutet diese 
unsinnige Maßnahme für das Jahr 1910 wei­
tere Zuschüsse von rund 300 Millionen Schil­
ling, die im so wunderbar aufgebetteten Bett 
des Herrn Professors Koren trotz intensiven 
Suchens nicht gefunden werden konnten. 

Das ist aber nicht alles : Für die Verwer­
tung der Uberschüsse werden noch weitere 
Millionen notwendig sein. Und das alles 
wegen der völlig verfehlten und opportuni­
stischen Agrarpolitik der OVP. (Abg. K e r n: 
Wir sind neugierig auf eure Vorschläge!) 

Meine Damen und Herren! Es gehört sehr 
viel dazu, unter diesen Umständen von einer 
"ruhigen Marktentwiddung" zu reden und zu 
behaupten, daß die derzeit geltenden Markt­
ordnungsgesetze den gegebenen Verhältnis­
sen entsprechen und eine Änderung nicht not­
wendig sei. 
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AnsCheinend ist Ihnen der Blick für die 
Realität seit dem 1. März verlorengegangen. 
Vorher hat man auch auf Ihrer Seite Stim­
men gehört, daß die Wirtschaftsgesetze den 
geänderten Verhältnissen angepaßt werden 
müssen. Sie sind doch in einer Zeit der 
Lebensmittelknappheit entstanden und nicht 
in einer Zeit erheblicher Agrarüberschüsse. 

So hat zum Beispiel Herr Dr. Sixtus Lanner 
am 1 8. November 1 967 in einem Vortrag an 
der Katholischen Sozialakademie erklärt : Die 
österreichische Agrarmarktordnung, die in 
ihren Grundzügen auf das Jahr 1 950 zurück­
geht, bedarf einer Reform. Dabei sollten fol­
gende Ziele richtungweisend sein - ich 
nenne nur einige -: 

Mehr Bedachtnahme auf die Aufnahms­
fähigkeit des Marktes im In- und Ausland. -
Also auch der Bauernbund beziehungsweise 
die Präsidentenkonferenz war damals anderer 
Ansicht, als Sie es heute sind. (Abg. 
A. S c  h 1 a g e r: Wir haben Vorwürfe bekom­
men! Darf ich Ihnen die Vorwürfe zeigen?) 
Es heißt weiter: 

Es geht darum, hinsichtlich der Menge auf 
die Konsumgewohnheiten sinnvoll Einfluß zu 
nehmen. 

In der Förderungspolitik gilt es, die 
Schwerpunkte von der Produktions- auf die 
Vermarktungs förderung und von der Einzel­
auf die Gemeinschaftsförderung zu verlagern. 

Dr. Schneider erklärte auf dieser Tagung, 
daß man auch in der Landwirtschaft dazu 
kommen müsse, sich den Gesetzen der Markt­
wirtschaft zu beugen. 

Ich muß annehmen, daß man sich an der 
Katholischen Sozialakademie an ein bestimm­
tes Gebot gehalten und seine ehrliche Mei­
nung gesagt hat. 

Herr Dr. Lanner ist inzwischen Bauern­
bunddirektor geworden. Hat sich nun seine 
Meinung innerhalb kürzester Zeit und trotz 
noch größerer Dringlichkeit einer Reform ge­
ändert? 

Das gleiche gilt für Sie, Herr Abgeordneter 
Minkowitsch. Auch Sie waren Teilnehmer 
dieser Tagung und haben diese Ansichten der 
Herren Dr. Lanner und Dr. Schneider gebil­
ligt. Haben auch Sie Ihre Meinung geändert, 
weil Sie inzwischen zum Präsidenten des 
Bauernbundes gewählt worden sind, oder ist 
Ihr plötzlicher Gesinnungswechsel auf die 
Wahl am 1. März zurückzuführen? (Abg. M i  n­
k 0 w i t s e h: Sie wollen nicht zur Kenntnis 
nehmen, daß Adaptierungsnotwendigkeiten 
absolut nichts mit Fristsetzungen zu tun 
haben! Unterstellen Sie uns nicht ständig 
Dinge, die nicht den Realitäten entsprechen!) 

Darf ich nun fragen, warum Sie von 1967 
bis heute nidlis getan haben. (Beifall bei der 
SPO.) Können Sie mir darauf eine Antwort 
geben? Sie haben nämlich in dieser Zeit gar 
nichts getan. (Neuerlicher Zwischenruf des 
Abg. M i  n k 0 w i t s e h.) Sie haben nichts 
getan und treiben daher eine verantwortungs­
lose Politik zum Schaden der österreichischen 
Landwirtschaft und zum Schaden der gesam­
ten österreichischen Bevölkerung. 

Meine Damen und Herren! Hohes Haus I 
Die ausreichende Versorgung der Agrar­
märkte, wie sie immer wieder von den OVP­
Agrariern postuliert wird, erscheint, wie Sie 
meinen bisherigen Ausführungen entnehmen 
konnten, mehr als gesichert. 

Man wird sich also zusammensetzen müs­
sen, um Regelungen zu finden, die dieser 
Entwicklung auf dem Markt Rechnung tragen, 
Regelungen, welche die immensen Lager- und 
Vergällungskosten einschränken, die Not­
lösungen, wie sie eine TafelbuUeraktion zwei­
fellos darstellt, hintanhalten und wirklich zu 
einer Ausgeglichenheit von Nachfrage und 
Angebot führen. 

Daß bei dieser Suche nach entsprechenden 
Regelungen auch die Konsumentenvertreter 
ein gewichtiges Wörtchen mitzureden haben, 
geht allein aus der Tatsache hervor, daß alle, 
auch die Arbeiter und Angestellten, aus 
Steuermitteln für Subventionen und teure 
Lagerkosten aufzukommen haben. Und es ist 
nun einmal in aller Welt so, daß jener, der 
bezahlt, zumindest auch mitbestimmt. 

Nicht um Machtpositionen, sondern um 
Kontrollfunktionen geht es also den Gewerk­
schaften und den Arbeiterkammern, wenn sie 
ein Einschau- und Mitspracherecht in den 
diversen Kommissionen und Ausschüssen der 
Fonds beanspruchen. Sie tun es in Vertretung 
Hunderttausender Steuerzahler, und das sei 
hier heute eindeutig festgestellt. 

Sie sind es ja, die immer wieder behaupten, 
daß die Marktordnungsgesetze auch ein gro­
ßer Vorteil für die Konsumenten wären. 
Meine Damen und Herren! Es muß dann für 
Sie ein leichtes sein, auch den Konsumenten­
vertretern ein entsprechendes Mitspracherecht 
einzuräumen, wenn Sie verlangen, daß sie 
auch zum Zahlen herangezogen werden. (Bei­
fall bei der SPO.) 

Befremdend ist, daß sich auch die Bundes­
kammer der gewerblichen Wirtschaft, die 
sonst bei jeder Gelegenheit für eine möglichst 
freie Wirtschaft eintritt und Planungen wei­
testgehend ablehnt, gegen Änderungen aus­
spricht. Mir scheint, daß bei der Abgabe der 
Stellungnahme der Bundeskammer eher emo-
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tionell und propagandistisch, nicht aber sach­
lieh Stellung bezogen wurde. Wir bedauern 
dies, denn Opposition um jeden Preis, audI 
um den des Wohlstandes und der Sicherheit 
der Bauernschaft sowie der Landarbeiter, 
wird sich letzten Endes gegen Sie selbst rich­
ten. 

Sie dürfen nicht vergessen, daß die Offent­
lichkeit sehr genau Ihre Weigerung, zu sach­
lichen Lösungen der anstehenden Probleme 
beizutragen, registriert und daß Obstruktion 
bei kommenden Wahlen kaum mit mehr 
Wählerstimmen honoriert werden wird, als 
Sie, meine sehr geehrten Damen und Herren, 
es erwarten. 

Meine Damen und Herren von der Oster­
reichischen Volkspartei !  Sie haben in der Ver­
gangenheit sehr oft und sehr lautstark erklärt, 
daß Ihnen das Wohl des Staates stets vor 
dem Wohl der Partei stünde. Diese Erklärung 
steht in krassem Widerspruch zu Ihrer bis­
herigen Haltung. 

Wenn Ihnen die Interessen des Staates tat­
sächlich mehr wert sind als die Interessen 
Ihrer Partei, dann müssen Sie das größte 
Interesse daran haben, daß das aufgezeigte 
kostspielige Uberschußproblem einer Lösung 
zugeführt wird. (Ruf bei der OVP: Auf Kosten 
der Bauern!) Sind Sie dazu aber nicht bereit, 
dann scheint das zu stimmen, was vor kur­
zem eine Zeitung geschrieben hat, nämlich 
daß der frühere Landwirtschaftsminister Dok­
tor Schleinzer auch versucht habe, dem Uber­
schußproblem beizukommen, was gar keine 
bauernbündlerische Haltung gewesen sei. -
Bauernbündlerisch zu handeln heißt demnach :  
Wir erzeugen, was wir wollen, wir erzeugen, 
wo wir wollen, da lassen wir uns von nie­
mandem dreinreden, und Aufgabe der All­
gemeinheit und der Steuerzahler ist es, mit 
den daraus entstehenden enormen Problemen 
fertig zu werden. (Abg. M i  n k 0 w i t s e h: 
Das ist eine Unterstellung!) Das ist keine 
Unterstellung, das ist Ihr Grundsatz im 
Bauernbund. (Bei/all bei der SPO.) 

An die Spitze meiner Ausführungen darf ich 
die Tatsache stellen, daß die Bundesregierung, 
wie es ja bereits in der Regierungserklärung 
zum Ausdruck gekommen ist, die Auffassung 
vertritt, daß in der Landwirtschaft für eine 
Reihe von Erzeugnissen Marktordnungen be­
stehen müssen. Es ist, Herr Abgeordneter 
Zittmayr, meiner Meinung nach selbstver­
ständlich, die dem Marktordnungsgesetz 
unterworfenen Produkte in der Kompetenz 
des Bundes zu belassen. 

Meine Auffassungen über möglichst ein­
heitliche Erzeugerpreise, Herr Abgeordneter 
Zittmayr, sind hinlänglich bekannt, sodaß ich 
sie hier nicht zu wiederholen brauche. 

Meine Damen und Herren I Wenn sich die 
Diskussion um die Verlängerung des Markt­
ordnungsgesetzes gedreht hat, so darf ich hier 
nur am Rande bemerken, daß es kein Novum 
ist, daß ein Marktordnungsgesetz um ein hal­
bes Jahr verlängert wird. Es wurde hier schon 
erwähnt, daß dies bereits im Jahre 1962 der 
Fall war. Ich darf weiter hinzufügen, daß bis­
her neunmal das Marktordnungsgesetz jeweils 
bis zum 3 1 .  Dezember verlängert wurde und 
daß - trotz der heute hier geäußerten Beden­
ken - gar nichts, ich möchte sagen, über­
haupt gar nichts passiert ist. 

Meine Damen und Herren! Eine unbefristete 
Verlängerung des Marktordnungsgesetzes 
war lediglich ein Punkt, ein Wunsch, der an 
das Ressort herangetragen wurde, alle ande­
ren Wünsche der Interessenvertretungen, alle 
anderen Wünsche der einzelnen Fonds wurden 
überhaupt nicht zur Diskussion gestellt. Um 
aber alle Fragen einer Diskussion zu unter­
ziehen, wurde als erster Schritt zu einer gro­
Jen Aussprache in einem großen Forum, 
wo sämtliche Interessenvertretungen und 
die beteiligten Ressorts anwesend waren, 
eingeladen, damit man sich klarwerde, 
in welcher weiteren Vorgangsweise J:l,un an 
die Modernisierung nicht nur des Marktord­
nungsgesetzes, sondern auch des Landwirt­
schaftsgesetzes geschritten werden kann. 

Es wurde über das ganze Paket der Wirt­
schaftsgesetze eine Generaldebatte abgeführt. 
Man war der Meinung, daß im Landwirt­
schaftsressort, also in der zuständigen Stelle, 
die Diskussion über das Landwirtschaftsgesetz 
und über das Marktordnungsgesetz abgeführt 
werden soll. 

Meine Damen und Herren! Sie werden in 
nächster Zeit Gelegenheit haben, unter Beweis 
zu stellen, ob Sie besserungswillig sind und 
tatsächlich einmal die Interessen der Allge­
meinheit und, längerfristig gesehen, auch die 
Interessen unserer Landwirtschaft vor die 
Parteiinteressen stellen werden. (Beifall bei 
der SPO.) 

Bei diesem Forum wurde die Aufforderung 
ausgesprochen, alle Vorschläge, auf den neue­

Präsident Probst: Zum Wort gemeldet hat sten Stand gebracht, dem Ressort zur Ver­
sieh Herr Bundesminister Dr. Weihs. Er hat fügung zu stellen. 
das Wort. Als zweiter Schritt wurde veranlaßt, daß 

Bundesminister für Land- und Forstwirt- die Interessenvertretungen jeweils die Ver­
schaft Dipl.-Ing. Dr. Oskar WeihS: Herr Präsi- handlungsteilnehmer namhaft machen sollen, 
dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren! damit als dritter Schritt sofort mit den Ver-
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handlungen begonnen werden könne. Es wird 
von den Vertretern der einzelnen Interessen­
gruppen abhängen, ob man zügig verhandelt 
oder ob man weniger zügig verhandelt. Will 
man zügig verhandeln, wozu ich mich be­
kenne, dann ist es keine Frage, daß wir · noch 
vor Ende dieses Jahres ein modernisiertes 
Marktordnungs- und Landwirtschaftsgesetz 
dem Parlament werden vorlegen können. 

Denn bei der Verhandlung über eine Ver­
längerung der Marktordnungsgesetze und des 
Landwirtschaftsgesetzes stehen wir ja vor der 
Tatsache, daß das Gleichgewicht der Agrar­
märkte zu einem Hauptproblem nicht nur in 
Oste rre ich , sondern eigentlich in ganz Europa 
geworden ist. Ich darf an einen Vortrag erin­
nern, den der ehemalige Landwirtschaftsmini­
ster der Bundesrepublik Deutschland Hermann 
Höcherl gehalten hat, wo er die Beseitigung 
der Uberschüsse als eine der dringendsten 
Aufgaben der EWG-Agrarpolitik bezeichnete. 
Uberschüsse seien teuer, so meinte er, nicht 
nur für die Allgemeinheit, sondern auCh für 
die Landwirte selbst, sie würden Gelder bin­
den, die an anderer Stelle dringend notwen­
dig seien. 

Weiter stellte Höcherl fest, daß die Preise 
für die Uberschußprodukte - das ist seine 
Auffassung - so lange nicht erhöht werden 
können, als Angebot und Nachfrage nicht in 
Einklang gebracht werden können. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Diese Feststellung ökonomischer Tatsachen 
durch den CDU-Agrarexperten treffen zu, und 
ich habe ihnen grundsätzlich, auch was die 
Lage in Osterreich betrifft, eigentlich nichts 
hinzuzufügen. 

Wie dringend notwendig daher Marktord­
nungsgesetze sind, beweist zum Beispiel die 
derzeitige Situation auf dem Milchsektor, der 
hier schon einige Male gestreift wurde. Bei 
Anhalten der derzeitigen Anlieferung werden 
im Jahre 1970 noch 312  Millionen Schilling 
fehlen. Für 1 971  werden es über eine halbe 
Milliarde Schilling sein, unter der Voraus­
setzung, daß wir ein Budget wie für das Jahr 
1970 erhalten, und unter der weiteren Vor­
aussetzung, daß die Milchanlieferung nur um 
3 Prozent über der von 1970 liegt. 

Ich sage Ihnen kein Geheimnis, wenn ich 
feststelle, daß bei der derzeitigen Finanzlage 
des Bundes fast keine Möglichkeiten bestehen, 
diese zusätzlichen Mittel auch nur annähernd 
zu erhalten. 

Meine Damen und Herren! Sie können sich 
also sehr exakt ausrechnen, wann der Tag 
eintritt, an dem der Milchwirtschaftsfonds 
kein Geld mehr zur Verfügung haben wird, 
um den Produzenten einen Milchpreis in der 
derzeitigen Höhe zu bezahlen, wie er es bis-

her getan hat und wie es ja eigentlich seine 
gesetzliche Aufgabe ist. Sie können sich auch 
die Folgen davon schon j etzt ausrechnen. Das 
würde bedeuten, daß es zu einem Zusammen­
bruch des derzeitigen Milchpreises kommen 
müßte. 

. 

Das gemachte Bett, von dem hier schon 
mehrmals gesprochen wurde und in das ich 
mich nun hineinlegen sollte, ist mir oben und 
unten sowie links und rechts viel zu kurz. 
(Abg. Dipl.-Ing. Dr. S c  h 1 e i n  z e r: Das ist 
eine Frage der Statur!) Sie brauchen mich nur 
anzusehen, Herr Minister, dann werden Sie 
diese meine Auffassung voll und ganz bestä­
tigt finden. (Abg. M i  n k 0 w i t s c h: Der 
Ollinger hätte reingepaßtI) 

Es werden daher Maßnahmen notwendig 
sein, wie sie bereits seit 1 953 getroffen wor­
den sind, um der derzeitigen Lage auf diesem 
Sektor überhaupt Herr zu werden. 

Damals erklärte Minister a. D. Kraus unter 
anderem dazu folgendes - ich zitiere mit 
Genehmigung des Herrn Präsidenten aus der 
"Agrarischen Nachrichtenzentrale" vom 
1 7. Dezember 1953 -, beziehungsweise es 
heißt hier wörtlich: 

"Solange der Milchkonsum in Osterreich 
nicht so ist, daß die in unserem Heimatlande 
erzeugte Milch und die Milchprodukte im 
Inlande abgesetzt werden können, müsse der 
Export dieser Produkte gefördert werden. Die 
Landwirtschaft werde daher, wie schon so oft, 
zur Selbsthilfe greifen und selbst die Mittel 
aufbringen, die zur Exportförderung notwen­
dig sind." (Abg. A. S c  h 1 a g e l: Helr Minis ter! 
Hoffentlich weIden nicht Sie auch zitiert! Das 
wäre nämlich peinlich!) 

17 Jahre hindurch war es nun unangetastetes 
Recht der Präsidentenkonferenz der Landwirt­
schaftskammern Osterreichs, die Höhe des 
Krisenfonds, jetzt Absatzförderungsbeitrag 
genannt, selbst zu bestimmen. Und dieses 
Recht, meine Damen und Herren, werde ich 
nicht antasten, sondern ich werde wie meine 
Vorgänger versuchen, mit Ihnen, meine Damen 
und Herren von der agrarischen Führung, ein­
vernehmliche Lösungen in dieser Frage zu 
suchen. (Abg. A. S c  h 1 a g e l: Den Schwarzen 
Peter will er uns zuschieben! - Zwischenruf 
des Abg. F a  c h I  e u t n e r.) 

Wir sind, meine Damen und Herren, sicher­
lich einer Meinung, wenn ich feststelle, daß 
eine Antwort auf die Milchfrage doch nur 
nach dem Genossenschaftsprinzip möglich ist, 
an dem ja die genossenschaftlich organisier­
ten Milchproduzenten nach wie vor sehr inter­
essiert sind. 

Meine Damen und Herren! Beweisen Sie an 
diesem Problem der Milch, daß es Ihnen dabei 
tatsächlich darum geht, Schwierigkeiten soli-
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Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs 

darisch unter gegenseitiger Rücksichtnahme, den Sitzen zu erheben. - Ich danke. Das 
unter Rücksichtnahme auf die Klein- und Berg- ist ebenfalls Zweidrittelmehrheit und hat Gül­
bauern zu meistern. tigkeit, da e i n s t i m  m i g a n g e n  0 m m e n.  

Ich darf Sie an ein Wort des Präsidenten Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung 
der niederösterreichischen Landwirtschafts- über den Gesetzentwurf, mit dem das Preis­
kammer, des Landesrates Bierbaum, erinnern, regelungsgesetz 1957 geändert wird. 
wonach er und andere agrarische Spitzenfunk- Auch dieser Gesetzentwurf enthält eine Ver­
tionäre, wie es im "Volksblatt" vom 23. Mai fassungsbestimmung. Ich stelle auch hier die 
1970 hieß, keinen Zweifel an der Bereitschaft gemäß § 6 1  Abs. 2 des Geschäftsordnungs­
des Bauernbundes gelassen hätten, mit dem gesetzes zur Abstimmung erforderliche An­
sozialistischen Kabinett Dr. Kreiskys auf der wesenheit der Hälfte der Mitglieder fest. 
Basis gegenseitiger Loyalität zu verkehren 
und zu verhandeln. 

Ich bekenne mich zu dieser loyalen Zusam­
menarbeit und appelliere dringend an Sie, 
meine Damen und Herren von der agrarischen 
Führung, sich der auch von Ihnen zu tragen­
den Verantwortung bewußt zu sein und mit 
mir die schwierigen Probleme, die vor uns 
stehen, gemeinsam zu lösen, bevor irreparable 
Schäden in der Landwirtschaft eingetreten 
sind. 

Zum schiuß darf ich nur ersuchen: Sprechen 
Sie nicht von Erpressung, sondern von Zu­
sammenarbeit, und sprechen Sie nicht von 
der Drohung, sondern von der Gemeinsam­
keit ! (Lebhafter Beifall bei der SPO.) 

Präsident Probst:  Zum Wort ist niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 
Wünscht einer der Herren Berichterstatter das 
Schlußwort? - Das ist nicht der Fall. Ich 
danke. 

Wir gelangen nunmehr zur A b s t i m­
m u n g, die ich über jeden der sechs Gesetz­
entwürfe getrennt vornehme. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf samt Titel und 
Eingang ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Ich danke. Das 
ist die erforderliche Zweidrittelmehrheit, da-
mit angenommen. 

Der Herr Berichterstatter beantragt die so­
fortige Vornahme der dritten Lesung. - Es 
wird dagegen kein Einwand erhoben. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf auch in dritter 
Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Danke. E i n  s t i m­
m i g a n g e n  0 m m e n. 

Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung 
über den Entwurf der Marktordnungsgesetz­
Novelle 1970. 

Da der vorliegende Gesetzentwurf ebenfalls 
eine Verfassungsbestimmung enthält, stelle 
ich die gemäß § 61 Abs. 2 des Geschäfts­
ordnungsgesetzes für die Abstimmung erfor­
derliche Anwesenheit der Hälfte der Mitglie­
der fest. 

Wir gelangen vorerst zur Abstimmung über Da ein Abänderungsantrag vorliegt, werde 
den Gesetzentwurf, mit dem die Geltungs- ich die Abstimmung getrennt vornehmen. Der 
dauer des Preistreibereigesetzes 1959 verlän- Abänderungsantrag bezieht sich auf sämtliche 
gert wird. Artikel der Regierungsvorlage. 

Da der vorliegende Gesetzentwurf eine Ver­
fassungsbestimmung enthält, stelle ich die 
gemäß § 61 Abs. 2 des Geschäftsordnungs­
gesetzes zur Abstimmung erforderliche An­
wesenheit der Hälfte der Mitglieder fest. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf samt Titel und 
Eingang ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Einstimmig ange­
nommen. Das ist also die erforderliche Zwei­
drittelmehrheit. 

Der Berichterstatter beantragt die sofortige 
Vornahme der dritten Lesung. Wird dagegen 
ein Einwand erhoben? - Nein, das ist nicht 
der Fall. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf auch in dritter 
Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von 

Wir kommen zunächst zur Abstimmung 
über den Artikel I, der eine Verfassungs­
bestimmung darstellt. 

Ich lasse vorerst über Artikel I in der Fas­
sung des Abänderungsantrages der Abgeord­
neten Minkowitsch und Genossen abstimmen 
und, falls dieser keine Zweidrittelmehrheit 
findet, über Artikel I in der Fassung der 
Regierungsvorlage. Findet Artikel I in der 
Fassung des Abänderungsantrages keine Zu­
stimmung, so werde ich von einer Abstim­
mung über die übrigen Artikel des Abände­
rungsantrages Abstand nehmen, da diese die 
Annahme des Artikels I voraussetzen. Ich 
würde in diesem Fall sogleich die restlichen 
Artikel der Regierungsvorlage zur Abstim­
mung bringen. Wird gegen diese Vorgangs­
weise ein Einwand erhoben? - Dies ist nicht 
der Fall. 
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Wir kommen zunämst zur Abstimmung über Staudinger, Steiner, Stohs, Suppan, Titze, 
Artikel I, der eine Verfassungsbestimmung Tödling, Tschida, Vollmann, Wedenig, West­
enthält, in der Fassung des Abänderungsantra- reicher, Withalm, Zittmayri 
ges der Abgeordneten Minkowitsm und Ge­
nossen. 

Es ist namentlime Abstimmung begehrt 
worden. Die namentliche Abstimmung ist von 
25 Mitgliedern des Nationalrates verlangt 
worden. Ich habe sie daher durchzuführen. 

Die Stimmzettel, die zu benützen sind, tra­
gen den Namen des Abgeordneten und die 
Bezeichnung "Ja" oder "Nein". 

ICh. bitte jene Abgeordneten, die f ü r  den 
Antrag der Abgeordneten Minkowitsch und 
Genossen stimmen, Ja-Stimmzettel, jene, die 
gegen den Antrag stimmen, Nein-Stimmzettel 
abzugeben. 

Ich bitte alle Abgeordneten, die Plätze ein­
zunehmen. Die Beamten des Hauses ersume 
ich, die Stimmzettel in den ihnen zugewie­
senen Bankreihen einzusammeln. (Beamte des 
Hauses sammeln die Stimmzettel ein.) 

Die Abstimmung ist beendet. Ich ersuche die 
Beamten des Hauses, jeder für sich die Stim­
menzählung vorzunehmen und mir das Er­
gebnis sofort mitzuteilen. 

Ich unterbreche für kurze Zeit für die Stim­
menzählung die Sitzung. 

mit "Nein" stimmten die Abgeordneten 

Androsch, Babanilz, Benya, Blecha, Braun­
eis, Broda, Czernetz, Egg, Firnberg, Frühbauer, 
Gratz, Haas, Haberl, Hager, Häuser, Heinz, 
Hellwagner, Hobl, Hofstetter Brich, Horejs, 
Horr, Jungwirth, Kerstnig, Konir, Kostelecky, 
Kostroun, Kriz, Lane, Libal, Lukas, Luptowits, 
Metzker, Mondl, Moser Josef, Müller, Muro­
watz, Neuhauser, Nittel, Ortner, Pansi, Pay, 
Pfeifer, Pichler Adam, Pichler Franz, Piller­
mann, Pölz, Preußler, Radinger, Reinhart, 
Robak, Samwald, Scheibengraf, Schieder, 
Schlager Josel, Sekanina, Skritek, Spielbüch­
ler, Staribacher, Steinhuber, Steininger, 
Ströer, Teschl, Thalhammer, Troll, Tull, 
Ulbrich, Veselsky, Waldbrunner, Weihs 
Oskar, Weikhart, Weisz Robert, WieJandner, 
Winds teig, Winkler, Wodiea, Wondrack, 
Wuganigg, ZankJ, ZingJer. 

Präsident Probst: Ich lasse nunmehr über 
Artikel I in der Fassung der Regierungsvor­
lage abstimmen und bitte jene Damen und 
Herren, die hiezu ihre Zustimmung geben, 
sich von den Sitzen zu erheben. - Danke, 
einstimmig . angenommen. 

Ich lasse nunmehr über die restlichen Teile Die Sitzung wird für kurze Zeit unterbro-
chen. der Regierungsvorlage samt Titel und Ein-

Präsident Probst: Im nehme die unterbro­
chene Sitzung wieder auf und gebe das Ab­
stimmungsergebnis bekannt : 

Abgegebene Stimmen: 1 58, 
davon Ja-Stimmen: 79, 
Nein-Stimmen: 79. 

Das ist nicht die vorgeschriebene Zweidrit­
telmehrheit. Der Abänderungsantrag ist daher 
a b g e l  e h n t. Somit entfällt eine Abstim­
mung über alle übrigen Teile dieses Abände­
rungsantrages. 

Mit "Ja" stimmten die Abgeordneten 

Bassetti, Bauer, Bayer, Blenk, Brandstätter, 
Breiteneder, Brunner, Burger, Deulschmann, 
Fachleulner, Fiedler, Frauseher, Fritz, Frodl, 
Glaser, Gorlon, Graf, Gruber, Hagspiel, Hai­
der, Halder, Harwalik, Hauser, HeJbich, Hietl, 
Holstetter Karl, Huber, Hubinek, Karasek, 
Kern, Kohlmaier, Koller, König, Koren, 
Kotzina, Krainer, Kranzlmayr, Landmann, 
Leisser, Leitner, Letmaier, Linsbauer, 
Machunze, Maleta, Marwan-Schlosser, Mayr, 
Meißl, Minkowitsch, Mitterer, Mock, Moser 
Eduard, Mussil, Neumann, Neuner, Olenböck, 
Peter, Prader, Regensburger, Sallinger, Sand­
meier, Scherrer, Schlager Anion, Schleinzer, 
Schmitzer, Schrotter, Soronios, Spannocchi, 

gang abstimmen und bitte jene Damen und 
Herren, die hiezu ihre Zustimmung geben, 
sich von den Sitzen zu erheben. - Danke. 
Einstimmig angenommen. Damit ist die zweite 
Lesung beendet. 

Der Herr Berichterstatter beantragt die so­
fortige Vornahme der dritten Lesung. - Da­
gegen wird kein Einwand erhoben. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf auch in dritter 
Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Danke, das ist 
e i n  s t i m  m i g a n g e n  0 m m e n. 

Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung 
über den Gesetzentwurf, mit dem das Lebens­
mittelbewirtschaftungsgesetz 1952 neuerlich 
geändert wird. 

Da der vorliegende Gesetzentwurf ebenfalls 
eine Verfassungsbestimmung enthält, stelle 
ich die gemäß § 61 Abs. 2 des Geschäfts­
ordnungsgesetzes für die Abstimmung erfor­
derliche Anwesenheit der Hälfte der Mitglie­
der fest. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf samt Titel und 
Eingang ihre Zustimmung geben, sich von den 
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Sitzen zu erheben. - Danke. Einstimmig an- 1. Punkt: BeriCht des Ausschusses iür soziale 
genommen. Das ist also die erforderliche Verwaltung über die Regierungsvorlage 
Zweidrittelmehrheit. (31 der Beilagen) : Bundesgesetz über die Ein­

Der Herr Berichterstatter beantragt die so­
fortige Vornahme der dritten Lesung. - Ein 
Einwand wird nicht erhoben. 

Im bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf aum in dritter 
Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Danke. Das ist 
e i n  s t i m  m i g a n g e n  0 m m e n. 

Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung 
über den Geseh:entwurf, mit dem das Roh­
stofflenkungsgesetz 1 951  geändert wird. 

Im stelle wiederum - da der vorliegende 
Gesetzentwurf eine Verfassungsbestimmung 
enthält - die gemäß § 61 Abs. 2 des Ge­
schäftsordnungsgesetzes für die Abstimmung 
erforderliche Anwesenheit der Hälfte der Mit­
glieder fest. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf samt Titel und 
Eingang ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Danke. Einstimmig 
angenommen. 

Der Herr Berichterstatter beantragt die so­
fortige Vornahme der dritten Lesung. - Ein­
wand wird keiner erhoben. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf auch in dritter 
Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - E i n  s t i m  m i g 
a n  g e n  0 m m e n. 

Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung 
über den Gesetzentwurf, mit dem die Gel­
tungsdauer des Lastverteilungsgesetzes 1952 
neuerlich verlängert wird. 

Auch hier stelle ich die gemäß § 61 Abs. 2 
des Geschäftsordnungsgesetzes zur Abstim­
mung erforderliche Anwesenheit der Hälfte 
der Mitglieder fest, da auch dieser Gesetz­
entwurf eine Verfassungsbestimmung enthält. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf samt Titel und 
Eingang ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Das ist die erfor­
derliche Zweidrittelmehrheit. Angenommen. 

Der Herr Berichterstatter beantragt die so­
fortige Vornahme der dritten Lesung. - Ein­
wand wird nicht erhoben. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf auch in dritter 
Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Danke, das ist 
e i n  s t irn m i g a n  g e n  0 m m e n. 

fuhr von Arzneiwaren (Arzneiwareneiniuhr-
gesetz) (12 der Beilagen) 

Präsident Probst: Wir gelangen zum 7. Punkt 
der Tagesordnung: Arzneiwareneinfuhrgesetz. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Hellwagner. Ich bitte ihn, zum Gegenstand 
zu berichten. 

Berichterstatter Hellwagner: Herr Präsident I 
Hohes Haus ! Die Bestimmungen des Außen­
handelsgesetzes 1 968 über die Einfuhr von 
Arzneiwaren treten mit Ende Juni 1 970 außer 
Kraft. Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf 
soll nunmehr auf diesem Gebiet eine eigene, 
nach volksgesundheitlichen Gesichtspunkten 
orientierte, gesetzliche Regelung getroffen 
werden. In materieller Hinsicht soll dabei 
gegenüber dem bisherigen Zustand keine 
wesentliche Änderung eintreten. 

Der Ausschuß für soziale Verwaltung hat 
die Regierungsvorlage in seiner Sitzung vom 
1 5. Juni 1970 in Verhandlung genommen. An 
der Debatte beteiligten sich außer dem Bericht­
erstatter und dem Ausschußobmann die Abge­
ordneten Dr. Kohlmaier, Stohs, Suppan, 
Sekanina, Pansi und Dr. Marga Hubinek sowie 
die Frau Staatssekretär im Bundesministerium 
für soziale Verwaltung Gertrude Wondrack. 
Es wurde mit Stimmeneinhelligkeit beschlos­
sen, dem Hohen Hause die Annahme der 
Vorlage zu empfehlen. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt somit 
der Ausschuß für soziale Verwaltung den 
A n  t r a g, der Nationalrat wolle dem von 
der Bundesregierung vorgelegten Gesetzent­
wurf (31 der Beilagen) die verfassungsmäßige 
Zustimmung erteilen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, beantrage 
ich, General- und Spezialdebatte unter einem 
abzuführen. 

Präsident Probst: Es ist zwar beantragt, 
General- und Spezialdebatte unter einem 
durchzuführen, im stelle aber fest, daß sich 
niemand zum Wort gemeldet hat. 

Wir gelangen nunmehr zur A b s t i m­
m u n go 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf samt Titel und 
Eingang ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Danke. Das ist 
einstimmig angenommen. 

Der Berichterstatter beantragt die sofortige 
Vornahme der dritten Lesung. - Einwand 
wird nicht erhoben. Wortmeldungen liegen 
keine vor. 
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Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf auch in dritter 
Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Danke. Der Gesetz­
entwurf ist somit auch in dritter Lesung 
a n  g e n  0 m m e n. 

8. Punkt: Bericht des Finanz- und Budget­
aussdmsses über die Regierungsvorlage 
(44 der Beilagen) : Bundesgesetz, mit dem das 
Pensionsgesetz t 965 neuerlich abgeändert 
wird (2. Pensionsg'esetz-Novelle) (63 der Bei-

lagen) 

Präsident Probst: Wir gelangen zum 8. Punkt 
der Tagesordnung: 2. Pensionsgesetz-Novelle. 

Abgeordneter Suppan (OVP) : Hohes Hausl 
Herr Präsident! Ich glaube, über die Erhöhung 
der Witwenpensionen ist heute genug ge­
sprochen worden. Weil ich beabsichtige, einen 
Abänderungsantrag einzubringen, möchte ich 
auf die heutige Diskussion doch noch ganz 
kurz zurückkommen. 

Ich möchte feststellen, daß diese heute in 
Beratung stehende 2. Novelle zum Pensions­
gesetz für die öffentlich Bediensteten doch 
noch auf eine Initiative der OVP-Regierung 
zurückzuführen ist. Diese Initiative findet auch 
im Budget 1 970 ihren Niederschlag, wo die 
finanzielle Bedeckung sichergestellt wurde. 

Ich möchte mich bei Gott nicht in die Dis-

Berichterstatter ist der Abgeordnete Mandl. kussion über die dringliche Anfrage von vor­

Ich bitte ihn, zum Gegenstand zu berichten. mittag noch einmengen, möchte aber trotzdem 
feststellen, daß anscheinend die Koordination 

Berichterstatter Mondl: Herr Präsident I innerhalb der Sozialistischen Partei noch nicht 
Hohes Haus! Die Bundesregierung hat am 
2. Juni 1 970 den Entwurf einer 2. Pensions­
-gesetz-Novelle im Nationalrat eingebracht, 
durch welchen die Versorgungsgenüsse der 
unter die Bestimmungen des Pensionsgesetzes 
1965 fallenden Witwen und früheren Ehe­
frauen eine der 24. Novelle zum ASVG. ent­
sprechende Erhöhung erfahren sollen. Des 
weiteren sind im Entwurf der Novelle eine 
KlarsteIlung und eine Ergänzung zum § 60 
-des Pensionsgesetzes 1 965 enthalten. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat die 
Regierungsvorlage am 1 5. Juni 1 970 vorbe­
Taten. An dieser Sitzung nahm auch der 
Bundesminister für Finanzen Dr. Androsch 
teil. An der Debatte beteiligten sich außer 
dem Berichterstatter die Abgeordneten Peter, 
-der einen Abänderungsantrag stellte, Dr. Tull, 
DDr. Pittermann, Skritek, Machunze, Dr. Kohl­
maier und Suppan sowie Bundesminister 
Dr. Androsch. Unter Ablehnung des Antrages 
des Abgeordneten Pet er wurden die Z. 1 ,  2 
und 3 des Artikels I des Gesetzentwurfes 
mit Stimmenmehrheit, die übrigen Teile des 
Gesetzentwurfes mit Stimmeneinhelligkeit un­
verändert angenommen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt daher 
den A n  t r a g, der Nationalrat wolle dem 
von der Bundesregierung vorgelegten Gesetz­
entwurf (44 der Beilagen) die verfassungs­
mäßige Zustimmung erteilen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, beantrage 
ich, General- und Spezialdebatte unter einem 
durchzuführen. 

Präsident Probst: Es ist beantragt, General­
und Spezialdebatte unter einem durd!zufüh­
Ten. - Einwand wird dagegen nicht erhoben. 

Wir gehen daher in die Debatte ein. Zum 
Wort gemeldet hat sich der Herr Abgeordnete 
Suppan. Ich erteile es ihm. 

ganz klappt. Der Herr Bundeskanzler hat sich 
heute zum Wort gemeldet und hat erklärt, 
daß er schon auf dem Parteitag vor acht oder 
zehn Tagen der Offentlichkeit kundgetan hat, 
daß diese Bundesregierung die Erhöhung der 
Witwenpensionen machen wird. Der Herr 
Klubobmann der Sozialistischen Partei hat am 
Montag davon noch nichts gewußt. Es ist ja 
möglich, daß er während des Parteitages 
gerade nicht anwesend war. (Abg. Doktor 
P i t t e r m a n n: Sie haben auch am Montag 
noch nichts gewußt, Herr Suppan!) Es ist kein 
Vorwurf. Daß aber auch der Herr Finanz­
minister Androsch am Montag noch nichts von 
dieser Rede des Herrn Parteivorsitzenden und 
Bundeskanzlers Dr. Kreisky wußte (weitere 
Zwischenrufe), beweisen doch die vom Abge­
ordneten Machunze heute hier geführten Be­
hauptungen. Der Klub der OVP hat gestern 
abend ungefähr um halb acht Uhr oder um 

acht Uhr geendet. (Abg. Dr. P i t t e r  m a n n: 
Hat auch am Montag noch nichts gewußtl) 
Wir haben dann eine Presseaussendung über 
die Initiativen gemacht, die wir heute vor­
haben. Ich glaube schon, daß sich seit gestern 
abend die Meinung der sozialistischen Frak­
tion geändert hat. 

Herr Vizekanzler außer Dienst! Es ist kein 
Vorwurf. Die Witwen werden sich darüber 
freuen. (Abg. Gertrude W 0 n d r a c k: Die 
Witwen hätten sich schon vor vier Jahren 
gefreut!) Das ist heute j a  schon festgestellt 
worden. 

Ich möchte aber ausdrücklich feststellen und 
nod! einmal wiederholen, was ich heute schon 
gesagt habe. Der Herr Abgeordnete Peter hat 
am Montag im Finanz- und Budgetausschuß 
den Antrag auf Erhöhung der Witwenpensio­
nen auf 60 Prozent für den öffentlichen Dienst 
eingebracht. Wir haben erklärt, daß wir erst 
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nach der Beratung im Klub über diesen Antrag 
heute hier im Haus eine Aussage machen 
werden. Wir haben das Problem der Erhöhung 
der Witwenpensionen für den öffentlichen 
Dienst nicht gesondert betrachtet, sondern wir 
haben selbstverständlich das seinerzeit von der 
OVP-Regierung angekündigte und verwirk­
lichte Sozialpaket im Auge gehabt, und wir 
haben, ohne Lizitationspolitik zu betreiben, 
diese Initiativen vorgelegt. 

Die heutigen Ankündigungen des Herrn 
Vizekanzlers und Sozialministers berechtigen 
uns natürlich, auch jetzt schon unseren 
Antrag einzubringen, und ich darf diesen An­
trag verlesen. 

A b ä n d e r u n g s a n t r a g  

der Abgeordneten Suppan und Genossen 
zur Regierungsvorlage 44 d. B. (2. Pensions­
gesetz-Novelle) .  

1 .  Der § 1 5  Abs. 1 hat zu lauten: 

, , ( 1 )  Der Witwenversorgungsgenuß be­
trägt 55 v. H., ab 1 .  Juli 1 971  60 v. H. des 
Ruhegenusses, der der ruhegenußfähigen 
Gesamtdienstzeit des Beamten und der von 
ihm im Zeitpunkt seines Ausscheidens aus 
dem Dienststand erreichten besoldungs­
rechtlichen Stellung entspricht, mindestens 
aber 38'5 v. H., ab 1 .  Juli 1 971  42 v. H. 
der Ruhegenußbemessungsgrundlage nach 
§ 4 Abs. 2. Die Bestimmungen des § 5 
Abs. 2 und 3 gelten sinngemäß." 

2. Im § 19 Abs. 5 sind nach der Ziffer 
,,1 10 v. H.," die Worte "ab 1 .  Juli 1 970 
1 20 v. H." einzusetzen. 

Hohes Haus' Selbstverständlich wird die 
Osterreichische Volkspartei der Regierungs­
vorlage mit der von mir vorgesmlagenen 
Abänderung die Zustimmung geben, und ich 
hoffe, daß alle Fraktionen im Hause auf Grund 
der Bekenntnisse, die heute vormittag abge­
legt wurden, diesem Antrag ebenfalls die Zu­
stimmung geben werden. (Beifall bei deI OVP. 
- Zwischenruf des Abg. P e t  e I.) 

Präsident Probst: Im stelle fest, daß der 
Abänderungsantrag der Abgeordneten Suppan 
und Genossen genügend unterstützt ist und 
zur Debatte steht. 

Als nächster Redner zum Wort gemeldet 
ist der Herr Abgeordnete Robert Weisz. Ich 
erteile ihm das Wort. (Abg. M a c  h u n z e: 
Auch so lange? - Abg. R. W e i s  z: Etwas 
länger!) 

Abgeordneter Robert Weisz (SPU) : Herr 
Präsident I Hohes Haus I Ich glaube auch, daß 
heute über diese Frage der Witwenpension 
schon viel gesprochen wurde, aber ich fühle 
mich doch· bemüßigt, einige Klarstellungen und 
Feststellungen zu machen. 

Idl glaube, daß ich insbesondere den da­
maligen Herrn Finanzminister daran erinnern 
darf, daß bei den Verhandlungen oder im 
ersten Entwurf, den Sie uns vorgelegt haben, 
eine wesentliche Einschränkung des Pensions­
rechtes des öffentlichen Dienstes vorgesehen 
war und daß Sie damals in der Aussprache 
- das will ich Ihnen zugute halten - bereit 
waren, den Entwurf unter der Bedingung 
zurückzuziehen, daß nach der Beschlußfassung 
über die 24. Novelle zum ASVG. eine andere 

3. Im § 22 Abs. 2 ist nach der Ziffer Situation eintritt, um das Dienstrecht des 
, ,55 v. H.," der Nebensatz einzusetzen: "ab öffentlichen Dienstes nicht zu behindern. Ich 
1 .  Juli 1971  60 v. H. ," .  

Nach der heute abgeführten Diskussion zur 
dringlichen Anfrage bin ich mir sicher, daß 
dieser Antrag die einstimmige Zustimmung 
des Hohen Hauses finden wird. Wenn wir 
heute nämlich für die Witwen des öffent­
lichen Dienstes den 1 .  Juli 1 970 bereits 
fixieren, dann braucht sich weder die Regie­
rung noch das Hohe Haus mit dieser Vorlage 
neuerlich zu beschäftigen. (Abg. Dr. P i  t t e  r­
m a n  n: Kollege Suppan, Sie verwechseln 
immer 1970 mit 1911 1  Gerade haben Sie ge­
sagt ,,1970" 1 Lassen Sie sich vom Peter doch 
nicht immer was einreden!) 1971 ! Entschuldi­
gen Sie, dann habe ich mich versprochen! 
Selbstverständlich habe ich den 1 .  Juli 197 1  
gemeint. 

Es ist also auch eine gewisse Rationalisie­
rung der Arbeit des Hohen Hauses mit diesem 
Antrag verbunden. 

darf Sie aber auch daran erinnern, daß wir 
am 26. Jänner 1 970 einen Brief an Sie ge­
schrieben haben, da sich dann nichts mehr 
gerührt hat, in dem wir uns erlaubt haben, 
auf die Besprechung vom 22. September hin­
zuweisen, und wir haben ersucht, daß nun­
mehr in die Verhandlungen über das Pensions­
gesetz, das heißt die Witwenpensions­
erhöhung eingegangen wird. 

Ich möchte aber klarstellen, daß zu diesem 
Zeitpunkt von Ihrer Seite kein Angebot an 
uns erfolgt ist, daß die Witwenpension auf 
60 Prozent erhöht werden sollte, sondern es 
war immer wieder nur von 55 Prozent die 
Rede. Ich glaube, das soll man feststellen, 
weil heute auch Kollege Suppan die Sache 
so dargestellt hat, als ob das immer bei Ihnen 
eine Selbstverständlichkeit gewesen wäre, 
daß Sie immer für die 60 Prozent eingetreten 
wären. Sie hätten die vier Jahre der Allein-
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regierung Zeit genug gehabt, diese 60 Prozent 
zu erfüllen, weil j a  die sozialistische Fraktion 
das immer wieder verlangt hat. 

Ich darf auch noch sagen, daß in einem 
Schreiben der OsterreiChischen Volkspartei, 
Osterreichischer Arbeiter- und Angestellten­
bund, Berufssektion Offentlicher Dienst, vom 
4. Mai 1 970 von einer 60prozentigen Witwen­
pension nicht ein Wort steht, sondern es steht 
ausdrücklich nur die Erhöhung der Witwen­
pension ab 1 .  Juli 1970 drinnen. Bezüglich der 
60 Prozent ist also auch bei Ihnen anscheinend 
erst in den letzten Tagen oder vielleicht auch 
erst heute die Erklärung gekommen, daß Sie 
bereit sind, jetzt auf einmal die 60 Prozent 
zu machen. (Abg. M a c  h u n z e: Wir wollen 
euch nur helfen! - Abg. S u p p a n: Wie 
Pi ttermann gesagt hat: flimmer 197 1" !) ICh 
möchte feststellen, daß in diesem Papier kein 
Wort von 1 971  oder von 60 Prozent steht, 
genausowenig wie eine solche Äußerung von 
Herrn Finanzminister Dr. Koren erfolgt ist 
- ich glaube, es ist notwendig, daß man das 
feststellt -, sondern die 60 Prozent wurden 
immer wieder von der Sozialistischen Partei 
gefordert. 

Nunmehr soll durch diesen Entwurf die 
bereits vorgesehene Regelung für die Witwen 
erfolgen. Ich glaube, daß gerade durch diese 
Festsetzung mit den 55 Prozent nunmehr auch 
eine gewisse Befriedigung unter den Pensions­
beziehern eintreten wird, umsomehr als auch 
die Mindestversorgung von bisher 35 Prozent 
auf 38,5 Prozent erhöht wird. 

Durch diesen Beschluß wird gleichzeitig auch 
der Entscheidung des Verwaltungsgerichts­
hofes Rechnung getragen, daß sich nunmehr 
auch die Möglichkeit der Anrechnung von 
Ruhegenußvordienstzeiten für die Pensions­
bezieher ergibt, und auch über die Pensions­
bezahlung wurde eine Einigung zwischen den 
Verhandlungspartnern des Finanzministeriums 
und den Gewerkschaften gefunden. Dazu darf 
ich sagen, daß nach einer Aussprache mit dem 
Herrn Finanzminister und dem Verhandlungs­
ausschuß die Verhandlungen freigegeben 
wurden, und es wurde innerhalb von drei 
Tagen eine Einigung zwischen dem Finanz­
ministerium und dem Verhandlungskomitee 
gefunden, sodaß dieser Gesetzentwurf heute 
vorliegt. 

Ich gestatte mir aber zu diesem heutigen 
Antrag einen Abänderungsantrag einzubrin­
gen, der sich nicht nur mit der Witwenpension 
beschäftigt, sondern gleichzeitig auch noch mit 
der Erhöhung der Waisenpensionen. Ich bitte 
den Herrn Vorsitzenden, diesen Antrag eben­
falls in geschäftsordnungsmäßige Behandlung 
zu nehmen. 

A b ä n d e r u n g s a n t r a g  

der Abgeordneten Robert Weisz, Ulbrich, 
Kostelecky und Genossen zur Regierungs­
vorlage 44 d. B. (2. Pensionsgesetz-Novelle) 
in der Fassung des Ausschußberichtes 
(63 d. B.) . 

Der Nationalrat wolle in zweiter Lesung 
beschließen: 

1 .  Art. I hat zu lauten: 

« Artikel 

Das Pensionsgesetz 1 965, BGBl. Nr. 340, 
in der Fassung des Bundesgesetzes vom 
21 .  Mai 1 969, BGBl. Nr. 200, wird abge­
ändert wie folgt: 

1 .  § 15 Abs. 1 hat zu lauten: 

, , ( 1 )  Der Witwenversorgungsgenuß be­
trägt 55 v. H. des Ruhegenusses, der der 
ruhegenußfähigen Gesamtdienstzeit des 
Beamten und der von ihm im Zeitpunkt 
seines Ausscheidens aus dem Dienststand 
erreichten besoldungsrechtlichen Stellung 
entspricht, mindestens aber 38'5 v. H. der 
Ruhegenußbemessungsgrundlage nach § 4 
Abs. 2. Die Bestimmungen des § 5 Abs. 2 
und 3 gelten sinngemäß."  

2. § 15 Abs. 1 hat zu lauten : 

, , (1)  Der Witwenversorgungsgenuß be­
trägt 60 v. H. des Ruhegenusses, der der 
ruhegenußfähigen Gesamtdienstzeit des 
Beamten und der von ihm im Zeitpunkt 
seines Ausscheidens aus dem Dienststand 
erreichten besoldungsrechtlichen Stellung 
entspriCht, mindestens aber 42 v. H. der 
Ruhegenußbemessungsgrundlage nach § 4 
Abs. 2, Die Bestimmungen des § 5 Abs. 2 
und 3 gelten sinngemäß," 

3. § 18 Abs. 1 hat zu lauten: 

, , (1)  Der Waisenversorgungsgenuß be­
trägt 

a) für j ede Halbwaise 1 2  v. H. des Ruhe­
genusses, der der ruhegenußfähigen Ge­
samtdienstzeit des Beamten und der von 
ihm im Zeitpunkt seines AussCheidens aus 
dem Dienststand erreichten besoldungs­
rechtlichen Stellung entspricht, mindestens 
aber 8,4 v. H. der Ruhegenußbemessungs­
grundlage nach § 4 Abs. 2, 

b) für j ede Vollwaise 30 v. H. des Ruhe­
genusses, der der ruhegenußfähigen Ge­
samtdienstzeit des Beamten und der von 
ihm im Zeitpunkt seines Ausscheidens aus 
dem Dienststand erreichten besoldungs­
rechtlichen Stellung entspricht, mindestens 
aber 21 v. H. der Ruhegenußbemessungs­
grundlage nach § 4 Abs. 2. 
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Die Bestimmungen des § 5 Abs. 2 und 3 
und des § 1 5  Abs.  2 gelten sinngemäß." 

4. Der erste Satz des § 19 Abs. 5 hat 
zu lauten: 

"Der Versorgungsgenuß der Witwe und 
der Versorgungsgenuß der früheren Ehefrau 
dürfen zusammen 1 10 v. H. des Ruhege­
nusses nicht übersteigen, auf den der ver­
storbene Beamte Anspruch gehabt hätte." 

5. Der erste Satz des § 19 Abs. 5 hat zu 
lauten: 

"Der Versorgungsgenuß der Witwe und 
der Versorgungsgenuß der früheren Ehe­
frau dürfen zusammen 120 v. H. des Ruhe­
genusses nicht übersteigen, auf den der ver­
storbene Beamte Anspruch gehabt hätte." 

6. § 22 Abs. 2 hat zu lauten: 

, , (2) Die Versorgungsgenußzulage beträgt 
für die Witwe 55 v. H., für eine Halb­
waise 1 2  v. H. und für eine Vollwaise 
30 v. H. der nach den Vorschriften des § 1 2  
in  Betracht kommenden Ruhegenußzulage." 

7. § 22 Abs. 2 hat zu lauten: 

, , (2) Die Versorgungsgenußzulage beträgt 
für die Witwe 60 v. H., für eine Halbwaise 
12 v. H. und für eine Vollwaise 30 v. H. 
der nach den Vorschriften des § 12 in Be­
tracht kommenden Ruhegenußzulage." 

8. § 60 Abs. 1 Ziffer 3 hat zu lauten: 

,,3. Für die Anwendung der Bestimmungen 
des § 5 Abs. 2 und 3 gilt Ziffer 2 sinngemäß." 

9. Dem § 60 Abs.  1 ist folgende Ziffer 7 
anzufügen: 

,,7. Ruhegenußvordienstzeiten werden nur 
auf Antrag und nur insoweit angerechnet. 
als dies zum Erreichen des Anspruches auf 
den vollen Ruhegenuß (§ 4 Abs. 2 und § 1) 
erforderlich ist. Die Anrechnung wird. wenn 
der Antrag bis zum 3 1 .  Dezember 1 970 
gestellt wird. mit dem sich aus Ziffer 2 
ergebenden Tag. ansonsten mit dem der 
AntragsteIlung folgenden Monatsersten. 
frühestens jedoch mit dem sich aus Ziffer 2 
ergebenden Tag wirksam. Von der Anrech­
nung sind unbeschadet der Bestimmungen 
des § 54 folgende Ruhegenußvordienstzei­
ten ausgeschlossen: 

a) Zeiten, die als Versicherungszeiten bei 
der Ermittlung einer wiederkehrenden Lei­
stung aus der gesetzlichen Pensionsversiche­
rung berücksichtigt worden sind, 

Für die Leistung des besonderen Pensions­
beitrages gelten die Bestimmungen des § 56 
sinngemäß mit der Maßgabe. daß der 
Hundertsatz fünf beträgt und daß die Be­
messungsgrundlage das Anfangsgehalt (ein­
schließlich einer allfälligen Teuerungszu­
lage) bildet, das im Zeitpunkt des Wirksam­
werdens der Anrechnung der Besoldungs­
und Verwendungsgruppe entspricht, nach 
der sich der ruhegenußfähige Monatsbezug 
richtet. Ist im ruhegenußfähigen Monats­
bezug eine Zulage enthalten, so ist die 
Bemessungsgrundlage um das Ausmaß der 
entsprechenden niedrigsten Zulage (ein­
schließlich einer allfälligen Teuerungszu­
lage) zu erhöhen. Erfolgt die Anrechnung 
auf Antrag von Hinterbliebenen, so ver­
mindert sich der besondere Pensionsbeitrag 
für den einzelnen Hinterbliebenen um das 
Ausmaß, das sich im Monat des Wirksam­
werdens der Anrechnung aus dem Verhält­
nis zwischen dem Ruhegenuß und dem Ver­
sorgungsgenuß des Hinterbliebenen er­
gibt." » 

2. Art. II hat zu lauten: 

"Artikel II 

( 1 )  Es treten in Kraft: 

1 .  Art. I Z. 8 am 1 .  Jänner 1966. 
2. Art. I Z. 1 ,  3. 4, 6 und 9 am 1 .  Juli 1970, 
3. Art. I Z. 2. 5 und 7 am 1 .  Juli 197 1 .  

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundes­
gesetzes ist die Bundesregierung, in Ange­
legenheiten jedoch, die nur ein Bundes­
ministerium betreffen. der zuständige Bun­
desminister betraut." 

(Der P r ä  s i d e n  t übernimmt den Vorsitz.) 

Sehr geehrte Damen und Herren! Mit diesem 
Abänderungsantrag wird festgelegt, daß mit 
1 .  Juli 191 1  die Witwenpension auf 60 Prozent 
erhöht wird. daß aber gleichzeitig mit 1 .  Juli 
1 910 die Waisenversorgung schon vorgezogen 
wird und daß hier die volle Erhöhung jetzt 
zugestanden wird. 

Ich bitte, diesem Antrag zuzustimmen. (Bei­
fall bei der SPO.) 

Präsident: Der Antrag ist genügend unter­
stützt und steht zur Behandlung. 

Zum Wort hat sich niemand mehr gemeldet. 
(Zwischenruf.) 

Nachdem ich jetzt aber die Abstimmung 
erst vorbereiten muß, unterbreche ich die 
Sitzung zur Vorbereitung der Abstimmung auf 
eine unbestimmte Zeit. vielleicht eine Viertel­
stunde oder zwanzig Minuten. 

b) die nach § 55 Abs. 1 bedingt anrechen- Die Sitzung wird um 23 Uhr 48 Minuten 
baren Zeiten, wenn keine der Bedingungen unterbrochen und um 0 Uhr 32 Minuten 
erfüllt ist. wiederaufgenommen. 
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Präsident: Ich nehme die unterbrochene 
Sitzung wieder auf. 

Inzwischen habe ich die Klubobmänner über 
die Situation unterrichtet, die durch diese An­
träge entstanden ist. 

Zur Geschäftsordnung hat sich der Herr 
Abgeordnete Dr. Pittermann gemeldet. 

Abgeordneter DDr. Pittermann (SPO) : Hohes 
Haus! Mit Rücksicht darauf, daß die Einarbei­
tung der eingebrachten Abänderungsanträge 
eine größere Zeitspanne in Anspruch nehmen 
würde, schlage ich im Einvernehmen mit den 
beiden anderen Fraktionen des Hauses vor, 
die Regierungsvorlage samt den dazu einge­
brachten Abänderungsanträgen an den 
Finanzausschuß z u r  ü c k z u v e r  w e i s  e n. 

Präsident: Sie haben den Antrag gehört. 
Ist ein Einwand? - Wenn das nicht der Fall 
ist, dann bitte ich jene Damen und Herren, 
die damit einverstanden sind, daß die Regie­
rungsvorlage samt den beiden Abänderungs­
anträgen Suppan und Genossen und Robert 
Weisz und Genossen an den Finanz- und 

Die sprachliche Berichtigung ist im Artikel I 
Z. 1 vorzunehmen und hat folgenden Wort­
laut : Anstelle von "Der Gehalt des Bedien­
steten . . .. .  soll es heißen: "Das Gehalt . . .  " 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt 
den A n  t r a g, der Nationalrat wolle dem 
von der Bundesregierung vorgelegten Gesetz­
entwurf mit der dem Ausschußbericht ange­
schlossenen Abänderung die verfassungs­
mäßige Zustimmung erteilen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, bin ich be­
auftragt zu beantragen, daß General- und 
Spezialdebatte unter einem durchgeführt wird. 

Präsident: Danke. Wortmeldungen liegen 
keine vor. 

Wir s t i m  m e n sofort a b. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf samt Titel und 
Eingang in der Fassung des Ausschußberichtes 
ihre Zustimmung erteilen, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Danke. Ist einstimmig ange-
nommen. 

Budgetausschuß rückverwiesen wird, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Danke. Die Rück- Es ist die sorfortige Vornahme der dritten 
verweisung ist e i n  s t i m  m i g a n  g e n  0 m- Lesung beantragt. - Kein Einwand. 
m e n. 

9. Punkt: Beridll des Finanz- und Budget­
ausschusses über die Regierungsvorlage 
(33 der Beilagen) : Bundesgesetz, mit dem das 
Dorotheums-Bedienstetengesetz neuerlich ge-

ändert wird (62 der Beilagen) 

Präsident: Wir kommen zum 9. Punkt der 
Tagesordnung : Neuerliche Änderung des 
Dorotheums-Bedienstetengesetzes. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Suppan. 

Ich bitte ihn um den Bericht. 

Berichterstatter Suppan: Herr Präsident ! 
Hohes Haus ! Die Bundesregierung hat am 
1 .  Juni 1970 den obgenannten Gesetzentwurf 
im Nationalrat eingebracht, durch welchen 
analog zum Nachziehverfahren bei den öffent­
lich Bediensteten auch die Bezüge der Be­
diensteten und Pensionsparteien des Doro­
theums ab 1 .  August 1970 erhöht werden 
sollen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat die 
Regierungsvorlage in seiner Sitzung am 
15.  Juni 1 970 in Gegenwart des Bundesmini­
sters für Finanzen der Vorberatung unter­
zogen. Nach einer Wortmeldung des Abge­
ordneten Peter, der eine sprachliche Berichti­
gung vorbrachte, wurde der Gesetzentwurf 
unter Berücksichtigung der vom Abgeordne­
ten Peter beantragten Abänderung mit Stim­
meneinhelligkeit angenommen. 

Daher bitte ich die Damen und Herren, 
die dem vorliegenden Gesetzentwurf auch in 
dritter Lesung zustimmen, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Danke. Ist auch in dritter 
Lesung e i n  s t i m  m i g a n g e n  0 m m e n. 

10. Punkt: Bericht des Ausschusses für Ver­
kehr und Elektrizitätswirtschaft über die 
Regierungsvorlage (14 der Beilagen) : Bundes­
gesetz über Fernmeldegebühren (Fernmelde-

gebühreng,esetz) (36 der Beilagen) 

Präsident: Wir behandeln Punkt 10 der 
Tagesordnung: Fernmeldege bührengesetz. 

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Neu­
hauser. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Neuhauser: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Der Verfassungs­
gerichtshof hat mit seinem Erkenntnis vom 
27. Juni 1969 eine Reihe von Bestimmungen 
des § 15 des Fernmeldegesetzes als verfas­
sungswidrig aufgehoben. Es ist daher 
notwendig, die Gebühren für die Benützung 
der Fernmeldeanlagen des öffentlichen Ver­
kehrs (Benützungsgebühren) auf eine neue, 
den Erfordernissen der österreichischen Bun­
desverfassung Rechnung tragende Rechts­
grundlage zu stellen. 

Der Ausschuß für Verkehr und Elektrizitäts­
wirtschaft hat die Regierungsvorlage in seiner 
Sitzung am 2. Juni 1970 in Anwesenheit des 
Bundesministers für Verkehr und verstaat­
lichte Unternehmungen der Vorberatung 
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Neuhauser 

unterzogen. In diesem Zusammenhang wurde 
festgestellt, daß mit dieser Regierungsvorlage 
auch einem Einspruch des Bundesrates gegen 
den Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
12.  Dezember 1 969 betreffend ein Femmelde­
gebühren gesetz aus der XI. Gesetzgebungs­
periode inhaltlich Rechnung getragen wurde. 
Im Lauf der Debatte wurde ein Abänderungs­
antrag gestellt, demzufolge eine Verjährungs­
frist für Gebührenforderungen festgelegt wer­
den soll. 

Bei der Abstimmung wurde die · Regierungs­
vorlage unter Berücksichtigung des erwähnten 
Abänderungsantrages und der beigedruckten 
Druckfehlerberichtigungen einstimmig ange­
nommen. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft 
somit den A n  t r a g, der Nationalrat wolle 
dem von der Bundesregierung vorgelegten 
Gesetzentwurf samt Anlage zum Fernmelde­
gebührengesetz (Femmeldegebührenordnung) 
(14 der Beilagen) mit der angeschlossenen 
Abänderung und den Druckfehlerberichtigun­
gen die verfassungsmäßige Zustimmung er­
teilen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, ersuche ich, 
General- und Spezialdebatte in einem abzu­
führen. 

, , (  10) Von der Entrichtung der Fern­
sprech-Grundgebühr sind über Ansuchen 
zu befreien: 

a) Blinde und praktisch blinde Personen; 

b) hilflose Personen, sofern ihr Einkom­
men den Rirntsatz (Mindestsatz) für die 
Gewährung der Ausgleichszulage (Ergän­
zungszulage) nach den jeweiligen pensions­
rechtlichen Bestimmungen nicht übersteigt; 

c) Personen, deren notdürftiger Lebens­
unterhalt durch die Entrichtung der Gebühr 
gefährdet ist (mittellose Personen) . Mittel­
losigkeit liegt vor, wenn das gesamte Ein­
kommen aller Personen, die mit dem An­
schlußwerber in gemeinsamem Haushalt 
leben, den Richtsatz nach den jeweiligen 
pensionsrechtlichen Bestimmungen um nicht 
mehr als zwei vom Hundert übersteigt. " 

Der Wunsch auf Befreiung dieses Personen-
kreises von der Grundgebühr war unbestrit­
ten. 

Wir haben, um eine klare Determination 
zu erhalten, die Befreiungsbestimmungen für 
die Rundfunkgebühren herangezogen. 

Ich darf daher beantragen, den Abände­
rungsantrag in Behandlung zu nehmen. 

Präsident: Der Antrag ist genügend unter­
stützt und steht zur Behandlung. 

Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die 
Debatte ist geschlossen. 

Wir kommen zur A b s t i m  m u n g. 

Präsident: Danke. Es ist beantragt, General­
und Spezialdebatte unter einem durchzufüh­
ren. - Kein Widerspruch. Dann gehen wir 
in die Debatte ein. Zur Anlage des Fernmeldegebührengesetzes 

Zum Wort gemeldet ist der Herr Abge- liegt ein Abänderungsantrag der Abgeordne­
ordnete Melter. Ich erteile es ihm. - Er ist ten Ing. Scheibengraf, Melter, Dr. Kohlmaier 
nicht im Hause. und Genossen vor. Ich lasse daher getrennt 

Dann kommt der Herr Abgeordnete Ing. 
Scheibengraf als nächster Redner. 

Abgeordneter Ing. Scheibengrai (SPO) : Herr 
Präsident! Hohes Haus ! Im habe einen ge­
meinsamen Abänderungsantrag zur Regie­
rungsvorlage 14 der Beilagen, das Fernmelde­
gebührengesetz betreffend, zu referieren: 

A b ä n d e r u n g s a n t r a g  

abstimmen. 

Zum Gesetzentwurf selbst, das ist zu den 
Artikeln I bis IV, liegen keine Abänderungs­
anträge vor. 

Ich bitte daher jene Damen und Herren, 
die dem Gesetzentwurf samt Titel und Ein­
gang in der Fassung der Regierungsvorlage 
ihre Zustimmung erteilen, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Danke. Das ist einstimmig 
angenommen. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung 
über die Anlage zum Fernmeldegebühren­
gesetz (Fernmeldegebührenordnung) . 

der Abgeordneten Ing. Scheibengraf, Melter, 
Dr. Kohlmaier und Genossen zur Regie­
rungsvorlage 1 4  d. B. (Fernmeldegebühren­
gesetz) in der Fassung des Ausschußberich­
tes. 

Zum Abschnitt I bis einsmließlich Ab­
Der Nationalrat wolle in zweiter Lesung schnitt II § 9 Abs. 9 liegt kein Abänderungs-

beschließen: antrag vor, wohl aber ein Zusatzantrag auf 
Anfügung eines neuen Absatzes 10. 

Die im Titel bezeichnete Regierungsvor-
Ich lasse zunächst über den Abschnitt I bis lage wird wie folgt abgeändert : 

einschließlich Abschnitt 11 § 9 Abs. 9 ab-
Dem § 9 ist ein Abs. 10  mit folgendem stimmen und so dann über diesen Zusatz-

Wortlaut anzufügen:  antrag. 
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Präsident 

Ich bitte jene Damen und Herren, die der 
Anlage zum Fernmeldegebührengesetz bis 
einschließlich Abschnitt II  § 9 Abs. 9 in der 
Fassung des Ausschußberichtes ihre Zustim­
mung erteilen, sich von den Sitzen zu er­
heben. - Danke. Ist einstimmig angenommen. 

Ich bitte nunmehr jene Damen und Herren, 
die der Anfügung eines neuen Abs. 10 im § 9 
in der Fassung des Zusatzantrages ihre Zu­
stimmung geben, sich von den Sitzen zu er­
heben. - Danke. Ist auch einstimmig ange­
nommen. 

Zu den restlichen Teilen der Anlage zum 
Fernmeldegebührengesetz liegen keine Ab­
änderungsanträge vor. Ich lasse hierüber unter 
einem abstimmen und bitte j ene Damen und 
Herren, die den restlichen Teilen der Anlage 
zum Fernmeldegebührengesetz in der Fassung 
des Ausschußberichtes zustimmen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Danke. Ist auch 
einstimmig angenommen. 

Damit ist die zweite Lesung beendet. 

Es ist die sofortige Vornahme der dritten 
Lesung beantragt. - Kein Einwand. 

Daher bitte ich jene Damen und Herren, 
die dem Gesetzentwurf auch in dritter Lesung 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Danke. Der Gesetzentwurf ist 

Einfuhrbeschränkung für Pflanzenschutzmittel 
mit einigen Änderungen und Ergänzungen 
technischer Natur in das Pflanzenschutzgesetz 
eingebaut werden. 

Der Ausschuß für Land- und Forstwirtschaft 
hat die Regierungsvorlage in seiner Sitzung 
vom 2. Juni 1970 in Verhandlung gezogen 
und nach einer Wortmeldung des Abgeord­
neten Pfeifer einstimmig beschlossen, dem 
Hohen Haus die Annahme des Gesetzent­
wurfes zu empfehlen. 

Als Ergebnis dieser Beratung stell e ich so­
mit im Namen des Ausschusses für Land­
und Forstwirtschaft den A n t r a g, der 
Nationalrat wolle dem von der Bundesregie­
rung vorgelegten Gesetzentwurf die verfas­
sungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, bitte ich, 
General- und Spezialdebatte unter einem 
durchzuführen. 

Präsident: Danke. Zum Wort ist niemand 
gemeldet. 

Wir s t i m  m e n gleich a b .  

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf samt Titel und 
Eingang ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Danke. Das ist 

auch in dritter Lesung e i n  s t i m  m i g a n- einstimmig. 

g e  n o  m m  e n. 

H. Punkt: Bericht des Ausschusses für Land­
und Forstwirtschaft über die Regierungsvor­
lage (1 2 der Beilagen) : Bundesgesetz, mit dem 
das Pflanzenschutzgesetz geändert wird 
(Pflanzenschutzgesetz-Novelle 1910) (34 der 

Beilagen) 

Es ist die sofortige Vornahme der dritten 
Lesung beantragt. - Kein Einwand. 

Dann bitte ich die Damen und Herren, die 
dem Gesetzentwurf in dritter Lesung zustim­
men, sich von den Sitzen zu erheben. -
Danke. Ist auch in dritter Lesung e i n s t i m­
m i g a n g e n  0 m m e n. 

Präsident: Wir kommen zum 1 1 .  Punkt der 12. Punkt: Beridlt des Ausschusses für Land­i:i;,sordnung : Pflanzenschutzgesetz-Novelle 
und Forstwirtschaft über die Regierungsvor­
lage (13 der Beilagen) : Bundesgesetz, mit dem 

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Dipl.- das Futtermittelgesetz g,eändert wird (Futter-
Ing. Dr. Leitner. Ich bitte um den Bericht. mittel gesetz-Novelle 1 910) (35 der Beilagen) 

Präsident: Wir kommen zum 1 2. Punkt der 
Tagesordnung : Futtermittelgesetz-Novelle 
1970. 

Berichterstatterin ist Frau Abgeordnete 
Herta Winkler. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatterin Herta Winkler: Die Be­
stimmung des § 26 Abs. 1 und 2 des Außen­
handelsgesetzes 1968, BGBl. Nr. 314,  wonach 
die Einfuhr von Futtermitteln nur zulässig 
ist, wenn ihre Inverkehrsetzung im Inland 
nicht verboten ist, und ebenso die Einfuhr 

Berichterstatter Dipl.-Ing. Dr. Leitner: Um 
wirksam zu verhindern, daß ausländische, in 
Osterreich nicht zugelassene Pflanzenschutz­
mittel hier in den Verkehr gelangen und 
angewendet werden, ist es erforderlich, daß 
solche Pflanzenschutzmittel bereits von der 
Einfuhr ausgeschlossen werden. § 26 Abs. 1 
des Außenhandelsgesetzes 1 968 hat deshalb 
verfügt, daß die Einfuhr von Pflanzenschutz­
mitteln nur dann zulässig ist, wenn ihre 
Inverkehrsetzung im Inland nicht verboten 
ist. Diese Bestimmung gilt j edoch nur bis 
zum 30. Juni 1970. von Prärnixen nur zulässig ist, wenn sie für 

Mit der vorliegenden Novelle soll nunmehr die Beimengung zu Mischfuttermitteln zuge­
die im § 26 Außenhandelsgesetz enthaltene lassen sind, läuft mit dem 30. Juni 1970 ab. 
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Herta Winkler 

Mit der vorliegenden Novelle sollen die 
bisher im § 26 Außenhandelsgesetz enthal­
tenen Einfuhrbeschränkungen für Futtermittel 
und für Prämixe für Futtermittel mit einigen 
Änderungen und Ergänzungen technischer 
Natur in das Futtermittelgesetz eingebaut 
werden. 

Durch die vorgeschlagene Novellierung des 
Futtermittelgesetzes werden keine neuen Ver­
pflichtungen des Bundes zur Bereitstellung von 
Haushaltsmitteln begründet. 

Der Ausschuß für Land- und Forstwirtschaft 
hat die Regierungsvorlage in seiner Sitzung 
vom 2. Juni 1970 in Verhandlung gezogen. 

An der Debatte beteiligten sich außer dem 
Berichterstatter die Abgeordneten Pfeifer, 
Dipl.-Ing. Dr. Zittmayr, Koller und Dipl.-Ing. 
Dr. Leitner sowie der Bundesminister für Land­
und Forstwirtschaft Dipl.-Ing. Dr. Oskar 
Weihs. 

Im Zuge der Beratung der Regierungsvor­
lage hat der Ausschuß auf einen Antrag des 
Abgeordneten Pfeifer eine Abänderung des 
Artikels I Ziffer 1 der Regierungsvorlage vor­
genommen. 

Es wurde einstimmig beschloss.en, dem 
Hohen Hause die Annahme des Gesetzent­
wurfes zu empfehlen. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt somit 
der Ausschuß für Land- und Forstwirtschaft 
den A n  t r a g, der Nationalrat wolle dem 
von der Bundesregierung vorgelegten Gesetz­
entwurf (13 der Beilagen) mit der dem Aus­
schuß bericht beigeschlossenen Abänderung die 
verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, wird be­
antragt, General- und Spezialdebatte in einem 
durChzuführen. 

Präsident: Danke. Es ist niemand zum 
Wort gemeldet. 

Wir s t i m  m e n a b. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf samt Titel und 
Eingang in der Fassung des Ausschußberichtes 
ihre Zustimmung erteilen, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Danke. Ist einstimmig. 

Es ist die sofortige Vornahme der dritten 
Lesung beantragt. - Kein Einwand. 

Dann bitte iCh jene Damen und Herren, 
die dem Gesetzentwurf in dritter Lesung zu­
stimmen, siCh von den Sitzen zu erheben. 
- Danke. Der Gesetzentwurf ist auch in 
dritter Lesung e i n s t i m  m i g a n  g e n  0 m­
rn e n. 

13. Punkt: Bericht des Finanz- und Budget­
ausschusses über den Antrag (13/A) der Abge­
ordneten Dr. Mussil, Kostroun, Meißl und 
Genossen, betreffend ein Bundesgesetz, wo­
mit das Ausiuhriörderungsgesetz 1964 neuer­
lich abgeändert und ergänzt wird (64 der 

Beilagen) 

14. Punkt: Bericht des Finanz- und Budget­
aussdlusses über den Antrag (12/ A) der Abge­
ordneten Kostroun, Dr. Mussil, Meißl und 
Genossen, betreffend ein Bundesgesetz, womit 
das Ausfuhrfinanzierungsiörderungsgesetz 
1967 neuerlich abgeändert und ergänzt wird 

(65 der Beilagen) 

Präsident: Wir kommen nunmehr zu den 
Punkten 13 und 14 der heutigen Tagesord­
nung, über die beschlossen wurde, die De­
batte unter einem abzuführen. 

Es sind dies die BeriChte des Finanz- und 
Budgetausschusses über 

den Antrag (1 3/A) der Abgeordneten Doktor 
Mussil, Kostroun, Meißl und Genossen, be­
treffend ein Bundesgesetz, womit das Aus­
fuhrförderungsgesetz 1 964 neuerlich abge­
ände·rt und ergänzt wird, und 

den Antrag (1 2/A) der Abgeordneten 
Kostroun, Dr. Mussil, Me-ißl und Genossen, 
betreffend ein Bundesgesetz, womit das Aus­
fuhrfinanzierungsförderungsgesetz 1967 neuer­
lich abgeändert und ergänzt wird. 

Berichterstatter zu Punkt 13 ist der Herr 
Abgeordnete Scherrer. Ich bitte um den Be­
richt. 

Berichterstatter Scberrer: Hohes Haus! Am 
3. Juni 1970 haben die Abgeordneten Doktor 
Mussil, Kostroun, Meißl und Genossen einen 
Initiativantrag im Nationalrat eingebracht, 
womit das Ausfuhrförderungsgesetz 1 964 
neuerlich abgeändert und ergänzt wird, und 
diesen folgendermaßen begründet: 

Der Haftungsrahmen im Ausfuhrförderungs­
gesetz 1964 wurde letztmalig im Jahre 1969 
von 13 auf 15 Milliarden Schilling erhöht. 
Durch den Anstieg der österreichischen Aus­
fuhren in letzter Zeit wurde das Instrumen­
tarium der österreichischen Ausfuhrförderung 
stark in Anspruch genommen, sodaß j etzt 
schon feststeht, daß in Kürze der auf 1 5  Mil­
liarden Schilling erhöhte Haftungsrahmen aus­
geschöpft sein wird. Aus diesem Grund soll 
mittels vorliegendem Gesetzentwurf dieser 
Haftungsrahmen nunmehr auf 25 Milliarden 
Schilling erhöht werden. Gleichzeitig damit 
soll im Interesse einer weiteren Verbesserung 
des Instrumentariums der österreichischen 
Ausfuhrförderung zur weiteren Verbesserung 
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Scherrer 
der Exportfinanzierung beigetragen werden. 
Es besteht hier die Absicht, die Möglichkeit 
zum Ankauf von Forderungen aus Export­
geschäften einzuführen. 

Diese Maßnahme bringt vor allem eine Ver­
b esserung der Liquiditätslage der Export­
betriebe mit sich und trägt darüber hinaus zur 
Entlastung der Bilanzen von auszuweisenden 
Forderungen bei. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat diesen 
Antrag am 15. Juni 1970 in Gegenwart des 
Bundesministers für Finanzen der Vorbera­
tung unterzogen. Mit Stimmeneinhelligkeit 
wurde beschlossen, dem Nationalrat die An­
nahme des im Initiativantrag enthaltenen 
Gesetzentwurfes zu empfehlen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt so­
mit durch mich den A n  t r a g, der National­
rat wolle dem dem Ausschußbericht ange­
schlossenen Gesetzentwurf die verfassungs­
mäßige Zustimmung erteilen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, bin ich er­
mächtigt zu beantragen, General- und Spezial­
debatte unter einem abzuführen. 

dem dem Ausschußbericht angeschlossenen 
Gesetzentwurf die verfassungsmäßige Zustim­
mung erteilen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, beantrage 
ich, General- und Spezialdebatte unter einem 
abzuführen. 

Präsident: Danke. Wortmeldungen liegen 
keine vor. 

Wir kommen zur A b s t i m  m u n g. 

Wir stimmen vorerst ab über den Gesetz­
entwurf, mit dem das Ausfuhrförderungsgesetz 
1964 neuerlich abgeändert und ergänzt wird. 

Da der vorliegende Gesetzentwurf Verfas­
sungsbestimmungen enthält, stelle ich die 
gemäß § 61 Abs. 2 Geschäftsordnungsgesetz 
für die Abstimmung erforderliche Anwesen­
heit der Hälfte der Mitglieder fest. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf samt Titel und 
Eingang in der Fassung des Ausschußberichtes 
ihre Zustimmung erteilen, sich von den Sitzen 
zu erheben. Danke. Ist einstimmig, 
daher auch die erforderliche Zweidrittelmehr-
heit gesichert. 

Präsident: Danke. Berichterstatter zu Es ist die sofortige Vornahme der dritten 
Punkt 14 ist Herr Abgeordneter Jungwirth. Lesung beantragt. - Kein Einwand. 
Bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Jungwirth: Herr Präsident I 
Hohes Haus I Am 3. Juni 1970 haben die 
Abgeordneten Kostroun, Dr. Mussil, MeißI und 
Genossen den angeführten Initiativantrag im 
Nationalrat eingebracht und folgendermaßen 
begründet: 

Das Ausfuhrförderungsgesetz 1964 soll 
mittels Initiativantrages geändert werden. Um 
mit den auf Grund des Ausfuhrfinanzierungs­
förderungsgesetzes zu beschaffenden Geldern 
auch Maßnahmen finanzieren zu können, die 
der Rechtslage nach Gesetzwerdung des 
Initiativantrages entsprechen, wird mit vor­
liegender Novelle die Bestimmung des Aus­
fuhrfinanzierungsförderungsgesetzes den 
Neuerungen beim Ausfuhrförderungsgesetz 
angepaßt (§ 1 ) .  Ferner wird durch Abänderung 
des § 2 den Erfordernissen zur Kapitalbeschaf­
fung im In- und Ausland dadurch Rechnung 
getragen, daß die derzeit geltenden Determi­
nierungsbestimmungen für die Haftungsüber­
nahmen erweitert werden. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat diesen 
Initiativantrag am 15. Juni 1970 in Gegen­
wart des Bundesministers für Finanzen Doktor 
Androsch der Vorberatung unterzogen und 
einstimmig beschlossen, dem Nationalrat die 
unveränderte Annahme des im Initiativantrag 
enthaltenen Gesetzentwurfes zu empfehlen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt so­
mit den A n  t r a g, der Nationalrat wolle 

Dann bitte ich jene Damen und Herren, 
die dem vorliegenden Gesetzentwurf auch in 
dritter Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich 
von den Sitzen zu erheben. Danke. Ist auch 
in dritter Lesung mit der erforderlichen Mehr­
heit a n  g e n  0 m m e n. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung 
über den Gesetzentwurf, mit dem das Aus­
fuhrfinanzierungsförderungsgesetz 1967 neuer­
lich abgeändert und ergänzt wird. Wir gelan­
gen nunmehr zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf samt Titel und 
Eingang in der Fassung des Ausschußberichtes 
ihre Zustimmung erteilen, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Danke. Ist einstimmig ange­
nommen. 

Es ist die sofortige Vornahme der dritten 
Lesung beantragt. - Kein Einwand. 

Dann bitte ich die Damen und Herren, die 
dem vorliegenden Gesetzentwurf auch in 
dritter Lesung zustimmen, sicll von den Sitzen 
zu erheben. - Danke. Ist auch in dritter 
Lesung e i n s t i m m i g  a n  g e n  0 m m e n. 

15. Punkt: Bericbt des AussChusses für Land­
und Forstwirtscbaft über den Antrag (6/ A) der 
Abgeordnet,en MinkowitsCh und Genossen, be­
treffend ein Bundesgesetz, mit dem das Markt­
ordnungsgesetz 1967 abgeändert wird (Markt­
ordnungsgesetz-Novelle 1970) (70 der Bei-

lagen) 
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Präsident: Wir kommen zum 1 5. Punkt der 
Tagesordnung : Bericht des Ausschusses für 
Land- und Forstwirtschaft über den Antrag 
(6/ A) der Abgeordneten Minkowitsch und 
Genossen : Marktordnungsgesetz-Novelle 1 970. 

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Dipl.-
Ing. Tschida. Ich bitte um den Bericht. 

. 

Berichterstatter Dipl.-Ing. Tschida: Hohes 
Haus ! Die Abgeordneten Minkowitsch und 
Genossen haben am 20. Mai 1 970 im Hinblick 
darauf, daß sich das Marktordnungsgesetz als 
ein unentbehrlicher Bestandteil der österrei­
chischen Rechtsordnung und Wirtschafts­
politik erwiesen hat, die unbefristete Ver­
längerung der Geltungsdauer beantragt. 

Der Ausschuß für Land- und Forstwirtschaft 
hat den Initiativantrag in seiner Sitzung vom 
1 5. Juni 1 970 in Verhandlung gezogen. 

An der Debatte beteiligten sich außer dem 
Berichterstatter die Abgeordneten Pfeifer, 
Dipl.-Ing. Dr. Zittmayr, Pansi , lng. Schmitzer, 
Deutschmann, Dipl. -Ing. Dr. Leitner, Doktor 
Kerstnig, Koller, Dkfm. Gorton und Wedenig 
sowie der Bundesminister für Land- und Forst­
wirtschaft Dipl.-Ing. Dr. Oskar v"eihs. 

Zu dem Initiativantrag brachte Abgeordne­
ter Deutschmann einen Abänderungsantrag 
ein, demzufolge die beantragte Marktord­
nungsgesetz-Novelle 1 970 erst mit 1 .  Jänner 
1 97 1  in Kraft treten solle . 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
Antrag des Berichterstatters zustimmen, den 
B ericht des Ausschusses zur Kenntnis zu neh­
men, sich von den Sitzen zu erheben. -
Danke. Das ist die Minderheit. (Abg. Dr. P i  t­
l e I  m a n  n auf Abg. Dipl.-Ing. Tschida wei­
send, der gegen den Ausschußantrag stimmt: 
Wie stimmt deI Berichterstatter? - Abg. 
Dipl. -Ing. T s c h i  d a: Mit "Nein"! - Abg. 
Dr. P i  t t e r m a n  n: Sie haben für den An­
trag zu stimmen!) 

Damit gilt der Antrag (61 A) der Abgeord­
neten Minkowitsch und Genossen, betreffend 
ein Bundesgesetz, mit dem das Marktord­
nungsgesetz 1 967 abgeändert wird, als an den 
Ausschuß für Land- und Forstwirtschaft 
r ü c k v e r  w i e  s e n. 

16.  Punkt: Bericht des Ausschusses für Land­
und Forstwirt.schaft über den Antrag (7/A) der 
Abg·eordneten Minkowitsch und Genossen, be­
treffend ein Bundesgesetz, mit dem das Land­
wirtschaftsgesetz, BGB!. Nr. 155/1960, abge-

ändert wird (11 der Beilagen) 

Präsident: Wir kommen zum 1 6. Punkt der 
Tagesordnung: Bericht des Ausschusses für 
Land- und Forstwirtschaft über den Antrag 
(7/A) der Abgeordneten Minkowitsch und 
G enossen: Abänderung des Landwirtschafts­
gesetzes, BGBL Nr. 1 55/1 960. 

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Dipl.-

Eine namentliche Abstimmung über den lng. Tschida. Ich bitte um den Bericht. 

gegenständlichen Initiativantrag samt Ab­
änderungsantrag ergab 1 2  "Gegen"-Stimmen 
und 12 "Für"�Stimmen. 

Gegen den Antrag stimmten die Ausschuß­
mitglieder Babanitz, Haas, Hanna Hager, 
Horej s, Dr. Kerstnig, Müller, Pansi, Pfeifer, 
Spielbüchler, Windsteig, Herta Winkler und 
Wadica. 

Für den Antrag stimmten die Ausschußmit­
glieder Deutschmann, Dr. Frauseher, 
Dkfm. Gorton, Hagspiel, Koller, Dipl.-Ing. 
Dr. Leitner, Minkowitsch, lng. Schmitzer, 
Schrotter, Dipl.-Ing. Tschida, Wedenig und 
Dipl.-Ing. Dr. Zittmayr. 

Der Antrag der Abgeordneten Minkowitsch 
und Genossen samt Abänderungsantrag fand 
nicht die Zustimmung der Ausschußmehrheit. 

Berichterstatter Dipl.-Ing. Tschida: Die Ab­
geordneten Minkowitsch und Genossen haben 
am 20. Mai 1970 im Hinblick darauf, daß die 
Geltungsdauer des Landwirtschaftsgesetzes, 
BGBL Nr. 1 55/1 960, derzeit mit 3 1 .  Dezember 
1 970 befristet ist und sich dieses Gesetz wäh­
rend seiner nunmehr fast zehnjährigen Gel­
tungsdauer sehr gut bewährt hat, die unbe­
fristete Verlängerung des erwähnten Gesetzes 
beantragt. 

Der Ausschuß für Land- und Forstwirtschaft 
hat diesen Initiativantrag in seiner Sitzung 
vom 15. Juni 1970 in Verhandlung gezogen. 

An der Debatte beteiligten sich außer dem 
Berichterstatter die Abgeordneten Pfeifer, 
Dipl.-lng. Dr. Zittmayr, Pansi, lng. Schmitzer, 
Deutschmann, Dipl.-Ing. Dr. Leitner, Doktor 
Kerstnig, Koller, Dkfm. Gorton und Wedenig 
sowie der Bundesminister für Land- und Forst­
wirtschaft Dipl.-Ing. Dr. Oskar Weihs. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt somit 
der Ausschuß für Land- und Forstwirtschaft 
den A n  t r a g, der Nationalrat wolle den 

Eine namentliche Abstimmung über den 
vorliegenden Bericht zur Kenntnis nehmen. 

gegenständlichen Initiativantrag ergah 
1 2  "Gegen"-Stimmen und 12 "Für"-Stimmen. Präsident: Danke. Es liegt keine Wortmel­

dung vor. Gegen den Antrag stimmten die Ausschuß­
Wir kommen daher zur A b  s t i m  m u n g. mitglieder Babanitz, Haas, Hanna Hager" 
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Dipl.-Ing. Tschida 

Horej s, Dr. Kerstnig, Müller, Pansi, Pfeifer, 
Spielbüchier, Windsteig, Herta Winkler und 
Wodica. 

Präsident: Herr Dr. Haider. 

Abgeordneter Dr. Haider (OVP) : Hohes 
Haus ! Wir haben hier bereits einen Präzedenz-

Für den Antrag stimmten die Ausschuß- fall. Bitte in den Protokollen nachzusehen. 
mitglieder Deutschmann, Dr. Frauscher, D�e verstorbene Frau Abgeordnete Rosa 
Dkfm. Gorton, Hagspiel, Koller, Dipl . -Ing. \fIleber hat hier den Ausschußbericht für den 
Dr. Leitner, Minkowitsch, Ing. Schmitzer, Sozi alausschuß erstattet - ich glaube ,  im 
Schrotter; Dipl. - Ing. Tschida, Wedenig und Ja�:re 1 966 oder 1967 -, hat pflichtgemäß 
Dipl.-Ing. Dr. Zittmayr. den Ausschußbericht und den Beschluß des 

Ausschusses vertreten und dann hier vom Der Antrag der Abg. Minkowitsch und 
Genossen (7/ A) fand sohin nicht die Zustim- Berichterstattersitz aus gegen die Vorlage ge-

mung der Ausschußmehrheit. stimmt. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt somit 
der Ausschuß für Land- und Forstwirtschaft 
den A n  t r a g, der Nationalrat wolle den 
vorliegenden Bericht zur Kenntnis nehmen. 
(Abg. Dr. P i  t t e r  m a n  n: Zur Geschäftsord­
nung!) 

Präsident: Der Herr Abgeordnete Doktor 
Pittermann zur Geschäftsordnung. 

Ich stelle fest : Das Amt des Berichterstatters 
ist in dem Augenblick beendet, in dem die 
Debatte geschlossen ist und er auf sein 
Schlußvfort verzichtet hat. In dem Augenblick 
ist er frei gewählter Abgeordneter und hat, 
nachdem sein Amt als Berichterstatter be endet 
ist und die Abstimmung beginnt, nach seinem 
Cewi ': E en und nach seiner Meinung als frei 
gewählter Abgeordneter zu entscheiden. 
(Zwischenrufe.) 

Abgeordneter DDr. Pittermann (SPO) : 
Hohes Hausl § 34 Abs. 9 der Geschäftsordnung Präsident: Noch eine Wortmeldung? - Ich 

bestimmt : kann als Vorsitzender, als Präsident niemand 
zwingen, für oder gegen eine Sache zu stim-

"Der Ausschuß wählt am Beginn der Ver­
handlungen einen Berichterstatter für den 
Ausschuß" (Abg. Z e i  1 1  i n g e r: Mikrophon!) 
"und am Schluß der Verhandlungen einen 
Berichterstatter für den Nationalrat, welch 
letzterer das Ergebnis der Beratung . . . " (Abg. 
Z e i  1 1  i n  g e r: Mikrophon! Wir hören nichts!) 

Präsident: Seien Sie doch ruhig! Da können 
Sie ja nichts hören ! Es ist ja in der Geschäfts­
ordnung vorgesehen, daß zu einem Antrag 
oder zur Geschäftsordnung auch von den 
Bänken aus gesprochen werden kann. Nicht 
immer B elehrungen! Wenn Sie nicht so 
l ärmen, werden Sie auch etwas hören. Ich 
höre es. 

Abgeordneter DDr. Pittermann (fortse tzend) : 

" . . .  welch letzterer das Ergebnis der Beratung 
in einem Berichte zusammenfaßt und die Be­
schlüsse der Mehrheit des Ausschusses im 
Nationalrat zu vertreten hat . "  

M i t  dieser Bestimmung der Geschäftsord­
nung ist es unvereinbar, daß der Bericht­
erstatter bei der Abstimmung gegen den 
Bericht stimmt, den er zu vertreten hat. (Abg. 
Z e i 1 1  i n g e r  und Abg. Dr. H a i  d e r: Zur 
Geschäftsordnung!) 

Präsident: Zur Geschäftsordnung Herr Abge­
ordneter Zeillinger, dann der Herr Abgeord­
nete Dr. Haider. 

Abgeordneter Zeillinger (FPO) : Ich bitte den 
Herrn Präsidenten um Wiederholung des Vor­
bringens des Herrn Abgeordneten Dr. Pitter­
mann, weil man es nicht verstanden hat. 

men. 

Zum Y/ort ist niemand gemeldet. Wir 
s t i m  m e n nun a b .  

Ich bitte j ene Damen und Herren, die dem 
An�rag des Berichterstatters, den Bericht des 
Ausschusses zur Kenntnis zu nehmen, zustim­
men, sich von den Sitzen zu erheben. -
Danke. Das ist die Minderheit. 

Damit gilt der Antrag (7/A) der Abgeordne­
ten Minkowitsch und Genossen, betreffend ein 
BU!ldesgesetz , mit dem das Landwirtschafts­
gesetz, BCBI. NI. 1 55/1 960, abgeändert wird, 
als an den Ausschuß für Land- und Forst­
wirtschaft r ü. c k v e r  w i e  s e n. 

1 7. rCTIL1 : nerk�lt des Immunitätsausschusses 
üt€;r dJ.3 B:'��-c(h0n des Strafbezirks:Jerichtes 
vnsn �!m Zi:siJmmung zur strafgeridlHichen 
Ve:I0:.g' .. mJ Cf:';S Abgeordneten zum National-

Ta i Kar] :medIa (45 der Beilagen) 

Pl·2s1d.cnl: Vlir kommen zum 1 7. Punkt der 
Tagesordnu2g :  Auslieferungsbegehren gegen 
teen Ab0eor,2ne �en Karl B lecha wegen Presse­
ehrenbcleidung. 

Berichterstai.ler i st Herr Abgeordneter Horr. 
Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Horr : Das Strafbezirksge­
richt Wien ersucht mit Schreiben vom 27. April 
1970, 3 U 335i'70, um Zustimmung zur straf­
gerichtlichen Verfolgung des Abgeordneten 
Karl Blecha wegen Presseehrenbeleidigung. 
Dem Genannten wird zum Vorwurf gemacht, 
in der periodischen Druckschrift "Die 'Zukunft" 
vom April 1 970 einen Artikel veröffentlicht 
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Horr 

zu haben, der TextsteIlen enthält, durch die 
sich der Privatankläger Rainer Lustig-Leignitz 
in seiner Ehre verletzt fühlt. 

Der Immunitätsausschuß hat das Ausliefe­
rungsbegehren in seiner Sitzung am 3. Juni 
1970 in Beratung gezogen und beschlossen, 
dem Nationalrat zu empfehlen, diesem Be­
gehren nicht zuzustimmen, da der inkrimi­
nierte Tatbestand mit der politischen Tätigkeit 
des Abgeordneten Blecha im Zusammenhang 
steht. 

Im Namen des Immunitätsausschusses stelle 
ich den A n  t r a g, der Nationalrat wolle 
beschließen: 

Dem Ersuchen des Strafbezirksgerichtes 
Wien vom 27. April 1970, 3 U 335/70, um 
Zustimmung zur strafgerichtlichen Verfolgung 
des Abgeordneten zum Nationalrat Karl 
Blecha wegen Presseehrenbeleidigung wird 
nicht zugestimmt. 

Ich bitte, dem Ausschußantrag die Zustim­
mung zu geben. (Allgemeine Unruhe.) 

Präsident: Danke. - Ich bitte noch um 
etwas Aufmerksamkeitl 

Zum Wort ist niemand gemeldet. Wir 
s t i rn  m e n a b. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
Antrag des Berkilterstatters beitreten, dem 
Ersuchen des Strafbezirksgerichtes Wien um 
Zustimmung zur strafgerichtlichen Verfolgung 
des Abgeordneten zum Nationalrat Karl 
Blecha wegen Presseehrenbeleidigung nicht 
stattzugeben, sich von den Sitzen zu erheben. 
- Danke. Ist e i n s t i m m i g  a n g e n o m­
m e n. 

Die Tagesordnung ist erschöpft. Die 
n ä c h s t e  Sitzung des Nationalrates berufe 
ich für Mittwoch, den 1 .  Juli 1970, um 1 1  Uhr 
mit folgender Tagesordnung ein: 

Erste Lesung des Antrages (16/A) der Abge­
ordneten Peter, Robert Graf und Genossen, 
betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das 
Einkommensteuergesetz 1967, BGBl. Nr. 268, 
in der geltenden Fassung abgeändert wird. 

Diese Sitzung wird mit einer Fragestunde 
eingeleitet. 

Ich mache noch darauf aufmerksam, 
jetzt im Anschluß an diese Sitzung 
Konstituierung der Nationalratsgruppe 
Ständigen gemeinsamen Ausschusses 
Lokal 11 stattfindet. 

Die Sitzung ist g e s c h I  0 s s e n. 

daß 
die 
des 
im 

SchluJ3 der Sitzung: 1 Uhr 5 Minuten 

österreichische Staatsdruckerei L61 29290 
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